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Sie lesen in dieser Ausgabe

Die Sprachreinheits-Bewe-
gung ist nicht mehr aufzu-
halten. So plant die Slowa-
kei neuerdings ein Gesetz,
nach dem es strafbar sein
soll, wenn jemand bei öf-
fentlichen Auftritten oder in
den Medien gegen die Re-
geln der Grammatik und
der Rechtschreibung ver-
stößt. Der Bürgermeister je-
denfalls sieht das Ganze
unideologisch. Seite 15
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KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Lebensraum
Schule

Diskussion mit Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle

Aktuelle Fragen zur Schulpolitik und die KPV-Ver-
handlungen zum kommunalen Finanzausgleich stan-
den im Fokus der jüngsten KPV-Landesvorstands-
und Hauptausschuss-Sitzung in München. Der Lan-
desvorsitzende, Landrat Stefan Rößle, konnte hierzu
den neuen bayerischen Kultusminister Dr. Ludwig
Spaenle willkommen heißen.

Rößle zeigte sich eingangs zu-
frieden damit, dass der Koali-
tionsvertrag zwischen CSU und
FDP wichtige kommunalpoliti-
sche Akzente enthält, die das
Selbstverwaltungsrecht der Kom-
mune unterstreichen. Es habe sich
gelohnt, dass die KPV sich recht-
zeitig ihre Forderungen in die
Verhandlungen eingebracht hat.

Weitere Punkte, worauf die
KPV Wert gelegt und sich ent-
sprechend positioniert habe,
waren Rößle zufolge die Berei-
che Privatisierung (kommunale
Daseinsvorsorge), Sparkassen,
Klimaschutz und kommunaler
Finanzausgleich. Erfreut habe
er zur Kenntnis genommen,
„dass auch die kommunalen

60 Jahre KPV der CDU und CSU:

Rückgrat der Partei
Feierlichkeiten in Duisburg mit bayerischer Präsenz

Mit mehr als 600 Gästen wurde in der neu errichteten Merca-
torhalle in Duisburg das Jubiläum „60 Jahre Kommunalpoliti-
sche Vereinigung (KPV) der CDU und CSU“ gefeiert. Neben
dem Rückblick auf sechs Jahrzehnte KPV in der Bundesrepu-
blik Deutschland stand vor allem die kommunale Daseinsvor-
sorge der Zukunft im Mittelpunkt des Kongresses. Bayern hatte
eine Delegation aus Mitgliedern des KPV-Hauptaussschusses
und Landesvorstands - allen voran ihren Landesvorsitzenden
Landrat Stefan Rößle - sowie u. a. den stellvertretenden CSU-
Parteivorsitzenden Dr. Ingo Friedrich entsandt.

KPV-Bundesvorsitzender Peter
Götz, MdB, erinnerte eingangs
daran, dass im Juli 1948 in der
sog. Rittersturzkonferenz in Ko-
blenz elf Ministerpräsidenten
wegweisende Entscheidungen für
den Zusammenschluss der drei
westlichen Besatzungszonen zur
Bundesrepublik Deutschland und
damit für die einstweilige Tren-

nung von der Sowjetzone getrof-
fen hätten. Nur wenige Tage spä-
ter, vom 5. bis 7. August 1948,
wurde am gleichen historischen
Ort die KPV gegründet. Den
Vorsitz übernahm Recklinghau-
sens Oberbürgermeister Wil-
helm Bitter. Das Gebäude auf
dem Rittersturz gibt es Götz zu-
folge zwar schon lange nicht

mehr, jedoch habe die KPV den
Giebel als Symbol in ihrem Sig-
net erhalten.

75.000 Mandatsträger

Peter Götz bezeichnete die
kommunalen Mandatsträger als
„Rückgrat unserer Partei, auf das
die Politik, wenn sie erfolgreich
sein will, dringend angewiesen
ist“. Sie legten durch ihren Ein-
satz vor Ort die Grundlage für
gute Wahlergebnisse im Bund
und in den Ländern. Die Kom-
munalpolitische Vereinigung der
CDU und CSU Deutschlands
(KPV) vertritt die Interessen von
rund 75.000 Amts- und Mandat-
strägern der Union.

Diskussionen um die Schlie-
ßung von Schwimmbädern, Bü-
chereien oder Musikschulen sei-
en nicht vergnügungssteuer-
pflichtig und in vielen Kommu-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Von links: Peter Erhard, Josef Bauer, Franz Schwarz, Stefan Rößle, Arno Zengerle, Alois Sche-
rer, Franz Graf, Peter Götz, Heinrich Bachmann, Prof. Dr. Ulrich Reuter, Werner Kundörfer.

Spitzenverbände planen gemeinsame Marschroute
Die kommunalen Spitzenverbände in Bayern werden bei den Fi-
nanzausgleichsgesprächen am kommenden Donnerstag gegen-
über dem Finanzminister Georg Fahrenschon eine einvernehm-
liche Position beziehen. Um eine gemeinsame Marschrichtung
festzulegen, trafen sich die Verhandlungsführer des Bayerischen
Gemeindetages, des Bayerischen Landkreistages, des Bayeri-
schen Städtetages und des Verbandes der bayerischen Bezirke
zum obligatorischen Vorgespräch beim Bezirk Niederbayern in
Landshut. Einig waren sich die Repräsentanten der Kommunen
darin, dass eine Anhebung der staatlichen Ausgleichsmittel we-
gen dringend nötiger Investitionen unverzichtbar ist. Nieder-
bayerns Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein beispielsweise
will sich in München dafür einsetzen, dass der im Jahr 2008 ge-
währte Anteil für die bayerischen Bezirke um mindestens fünf
Millionen Euro auf insgesamt 585 Millionen Euro angehoben
wird. Im Bild (v. l.): Manfred Hölzlein, Präsident des Verbandes
der bayerischen Bezirke, Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetages, Theo Zellner, Präsident des Bayerischen
Landkreistages und Hans Schaidinger, Präsident des Bayeri-
schen Städtetages.

Städtetag / Bezirksversammlung Schwaben:

Verlässliche
Aussagen!

Breitband - Schulpolitik - Krippenplätze - Pflege

Günzburgs Oberbürgermeister Gerhard Jauernig
und sein Kaufbeurer Amtskollege Stefan Bosse füh-
ren für die nächsten sechs Jahre den Bezirksverband
Schwaben des Bayerischen Städtetages. Als Nachfol-
ger von Dr. Ivo Holzinger (Memmingen) und Gerd
Bischoff (Immenstadt) luden sie erstmals zur Be-
zirksversammlung nach Günzburg ein.

Bosse und Jauernig sehen in
den nächsten Jahren den Ausbau
und die Förderung von DSL auf
dem flachen Land als große Her-
ausforderung an. Die von der
Staatsregierung hierfür vorgese-
henen Mittel in Höhe von 19
Millionen Euro seien allerdings
zu knapp bemessen, so die Vor-
sitzenden.

Ländlicher Raum
fühlt sich abgehängt

Laut Jauernig fühlt sich der
ländliche Raum in Sachen DSL
abgehängt. Insbesondere Freibe-
rufler, die ihren Tätigkeiten in
privaten Haushalten nachgehen,
seien davon betroffen. Deshalb

seien deutlich mehr Finanzmittel
durch den Freistaat Bayern und
ein nachhaltiger Abbau der
Bürokratie bei der Machbar-
keitsuntersuchung erforderlich.

Aktuelle Themen

Der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Regensburgs
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger, nutzte die erste Bezirks-
versammlung unter der neuen
Führung, um über aktuelle kom-
munalpolitische Themen zu be-
richten. Dabei wies er darauf hin,
dass die Schulpolitik die wich-
tigste Aufgabe für die neue
Staatsregierung sei. Für den
kommunalen Spitzenverband
stehe dabei die Forderung nach
einem Gesamtkonzept für die
Ganztagsschule an erster Stelle.
Schaidinger: „Im Sommer hat
sich die Staatsregierung mit Eck-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Von links: Gerhard Weber, Dr. Ludwig Spaenle, Stefan Rößle
und Florian Hahn. Foto: DK

Mehrgliedriges Schulsystem

Deutlich habe die KPV zu ver-
stehen gegeben, „dass sie sich
zum mehrgliedrigen Schulsys-
tem bekennt, das freilich opti-
miert werden muss“. Der Fortbe-
stand der Hauptschule müsse ge-
sichert, der Ausbau der Ganz-
tagsangebote forciert werden.
Abgelehnt habe man nicht finan-
zierbare FDP-Forderungen wie
die Einführung einer sechsjähri-
gen Grundschule oder einer Re-
gionalschule.

Spitzenverbände die KPV-For-
derungen fast 1:1 übernommen
haben“. Sein Fazit: „Die Inhalte
des Koalitionspapiers sind kom-
munalfreundlich. Damit können
wir leben.“

Kommunalfreundliches
Koalitionspapier

Bayerns neuer Kultusminister
Dr. Ludwig Spaenle verwies
zunächst darauf, dass die Kom-
munen für den Lebensraum
Schule wesentlich mit verant-
wortlich zeichneten. Der Koali-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Johann Settele
86574 Petersdorf

am 20.12.

Oberbürgermeister
Norbert Kastner
96450 Coburg

am 23.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Fredy Arnold

97294 Unterpleichfeld
am 12.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Krieger

87772 Pfaffenhausen
am 22.12.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Bauz

91186 Büchenbach
am 19.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Theo Rottmayer

85667 Oberpframmern
am 17.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhold Stahl

97490 Poppenhausen
am 15.12.

Bürgermeister Josef Radler
97516 Oberschwarzach

am 19.12.

Bürgermeister
Richard Krebs

97836 Bischbrunn
am 20.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Grandel

89431 Bächingen
am 17.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Die Posten sind vergeben
Führung der 12 Landtagsausschüsse im Zugriffsverfahren besetzt

Gut zwei Monate nach der Landtagswahl ist das Parlament voll
arbeitsbereit. Vergangene Woche haben sich die nunmehr fünf
Fraktionen auf die Vorsitzenden und deren Stellvertreter in den
zwölf Ausschüssen geeinigt, die Mitte November vom Plenum
eingesetzt worden sind. Sie werden in der kommenden Woche
ihre Arbeit aufnehmen, sich jedoch nach den letzten Plenarsit-
zungen in der Vorweihnachtswoche bis zum 20. Januar verta-
gen. Nach dem Dreikönigsfest finden zunächst die traditionellen
Fraktionsklausuren statt.

Die Opposition hatte die lange
Anlaufzeit moniert. Seitens der
CSU wurde entgegnet, es wür-
den keine entscheidenden Termi-
ne verpasst. Man verwies auf die
ungewohnte neue Lage, dass nun
eine Koalition mit der FDP zu
installieren sei und darauf, dass
auch die Opposition ihre Schwie-
rigkeiten gehabt habe, sich im
Maximilianeum zu etablieren,
wo im alten Landtag nur drei

Fraktionen ihre Geschäftsstellen,
Mitarbeiter- und Abgeordneten-
zimmer hatten. Das Landtagsamt
musste eine ganze Abteilung der
Verwaltung in angemietete Räu-
me in der Nähe des Maximilia-
neum auslagern.

Zugriffsverfahren

Das im Einverständnis aller
fünf Fraktionen von einer eigens

eingesetzten Kommission prak-
tizierte Zugriffsverfahren für die
Ausschussvorsitzenden und de-
ren Stellvertreter (siehe GZ Nr.
22/20.11.2008) blieb nur für den
Wirtschaftsausschuss bis zur vor-
letzten Minute unsicher. Der
CSU-Fraktionsvorstand blieb
mit 16 gegen 9 Stimmen bei der
ebenfalls mit knapper Mehrheit
getroffenen Entscheidung der
Gesamtfraktion, den bisherigen
Finanzminister und neuen Ar-
beitskreisvorsitzenden Erwin
Huber für den Vorsitz im ent-
sprechenden Fachausschuss zu
nominieren. Die SPD wiederum
hielt daran fest, bei ihrem ersten
Zugriff den Vorsitz im Bildungs-

Kinder mit geistiger Behinderung:

Integrative Beschulung forciert
Verband der bayerischen Bezirke und Kultusministerium

stellen „Gemeinsame Empfehlungen“ vor

Kinder mit geistiger Behinderung können nach dem Bayeri-
schen Erziehungs- und Unterrichtsgesetz Grundschulen besu-
chen, wenn sie in der Lage sind, aktiv am Unterricht teilzuneh-
men. Persönliche Assistenten, sog. Integrationshelfern/innen, un-
terstützen sie dabei. „Die bayerischen Bezirke begrüßen es sehr,
dass diese Kinder damit eine Ausbildung erhalten, die bestmög-
lich auf sie zugeschnitten ist“, betonte Verbandspräsident Man-
fred Hölzlein in München.

Die Bezirke haben nun zusammen mit dem Kultusministerium
„Gemeinsame Empfehlungen für den Einsatz von Integrations-
helfern/innen“ erarbeitet, die am vergangenen Montag von Ver-
bandspräsident Hölzlein und Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle
unterzeichnet wurden. „Es war uns wichtig, die organisatorischen
und fachlichen Rahmenbedingungen festzulegen und Rechts- und
Planungssicherheit für Schulen, Eltern und Integrationshelfer zu
schaffen“, fasste Hölzlein in einer Presseerklärung zusammen.

Die Bezirke werden die integrative Beschulung, eine wichtige
Leistung der ambulanten Eingliederungshilfe, weiter ausbauen.
Als nächsten Schritt kündigte der Präsident Empfehlungen für
den Einsatz von Integrationshelfern im Förderschulbereich sowie
für Kinder mit einer Körperbehinderung an. Auch hier setze er
auf die gute Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium.

„Die Erfolge bei der integrativen Beschulung sehen die Bezir-
ke als ihren Beitrag zum Internationalen Tag der Menschen mit
Behinderung an, der am 3. Dezember 2008 die Bedeutung der
Assistenz als einen wesentlichen Faktor für ein selbstbestimmtes
Leben herausstellt“, resümierte Hölzlein.

Staatshaushalt und Finanzfragen: Vorsitzender Georg Winter
(CSU), Diplomverwaltungswirt aus Höchstadt a. d. Donau/
Schwaben; Stellvertreterin Adelheid Rupp (SPD), Rechtsanwäl-
tin aus München.
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz:
Vors. Franz Schindler (SPD), Rechtsanwalt aus Schwan-
dorf/Oberpfalz; Stv. Petra Guttenberger (CSU) Oberregie-
rungsrätin a. D. aus Fürth/Mittelfranken.
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit: Vors. Dr. Gabriele
Pauli (FW), Landrätin a. D. aus Zirndorf/Mittelfranken; Stv.
Christian Meißner (CSU), Diplomjurist aus Lichtenfels/Ober-
franken.
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie: Vors.
Erwin Huber (CSU), Staatsminister a. D. aus Reisbach/Dingol-
fing; Stv. Alexander Muthmann (FW), Jurist aus Freyung/Nie-
derbayern.
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Vors. Gerhard Eck
(CSU), selbst. Bauleiter aus Donnersdorf/Schweinfurt; Stv. Adi
Sprinkart (Grüne) Landwirt aus Waltenhofen/Schwaben.
Soziales, Familie und Arbeit: Vors. Brigitte Meyer (FDP), Bür-
germeisterin a. D. aus Merching/Schwaben: Stv. Joachim Un-
terländer (CSU), Dipl. Verwaltungswirt aus München.
Hochschule, Forschung und Kultur: Vors. Bernd Sibler
(CSU), Staatssekretär a. D. aus Plattling; Stv. Isabell Zacharias
(SPD), Dipl. Oecotrophologin aus München.
Bildung, Jugend und Sport: Vors. Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD), Krankenpfleger aus München; Stv. Georg Eisenreich
(CSU), Rechtsanwalt aus München.
Fragen des öffentlichen Dienstes: Vors. Ingrid Heckner
(CSU), Berufsschullehrerin aus Kastl/Altötting; Stv. Stefan
Schuster (SPD). Berufsfeuerwehrmann aus Nürnberg.
Eingaben und Beschwerden: Vors. Hans Joachim Werner
(SPD), Journalist aus Ingolstadt; Stv. Sylvia Stierstorfer (CSU),
Bankkauffrau aus Pfatter/Regensburg.
Bundes- und Europaangelegenheiten: Vors. Dr. Ursula Männ-
le (CSU), Fachhochschulprofessorin aus Tutzing; Stv. Dr. Anet-
te Bulfon (FDP), Apothekerin aus München.
Umwelt und Gesundheit: Vors. Dr. Christian Magerl (Grüne),
Biologe aus Freising; Stv. Dr. Otto Hünnerkopf (CSU), Diplo-
mingenieur aus Wiesentheid/Kitzingen. rm

ausschuss zu nehmen. So blieb
es dabei, dass die CSU traditio-
nell zunächst den Vorsitz im
Haushaltsausschuss belegte.

Pauli Vorsitzende
im Kommunalausschuss

Der Vorsitz im Kommunalaus-
schuss fiel an die Freien Wähler
und damit an Dr. Gabriele Pauli.
Innenminister Joachim Herrmann
hat ihr konstruktive Zusammen-
arbeit angeboten. Frau Pauli will
ihre „sehr guten Kontakte“ zu
Landräten und Bürgermeistern
aus ihrer 18jährigen Tätigkeit als
Fürther Landrätin nutzen.

Das Zugriffsverfahrens nach
dem System St.Lague/Scheppers
gewährleistet dass die Stellver-
treter immer einer anderen Frak-
tion als der des Vorsitzenden an-
gehören. rm

Im Schatten der
Landesbankkrise

Staatsregierung stellt über 30 Milliarden Euro zur Verfügung
Nachtragshaushalt im Landtag eingebracht

Der Einstieg des Bayerischen Landtags in die praktische Arbeit
seiner neuen Legislaturperiode steht im Zeichen der sich immer
mehr zuspitzenden Krise der staatlich-kommunalen Landes-
bank. Mit dem von der Staatsregierung eingebrachten zweiten
Nachtragshaushalt 2008 wird zunächst ein Zehn-Milliarden-
Schutzschirm über der BayernLB aufgespannt. Weitere 20 Mil-
liarden müssen als Bürgschaften zumindest buchmäßig bereit-
gestellt werden.

Sie sollen laut Erklärungen
des Kabinetts Seehofer/Zeil so-
wie der Regierungsfraktionen
CSU und FDP die Landesent-
wicklung nicht beeinträchtigen.

Die Opposition steht zum
Schutzschirm, sieht jedoch drin-
gende Aufgaben von Bildung bis
Klimaschutz gefährdet. Der
Haushalt sei nicht mehr ohne
neue Schulden auszugleichen.

Keine direkte
Beteiligung des Bundes

Während CSU und FDP bei
den Koalitionsverhandlungen
noch von einer abzusichernden
Erblast der Landesbank von et-
wa 6,4 Mrd. Euro ausgegangen
waren, ergab sich wenig später,
dass die Risiken der LB, insbe-
sondere aus Kreditgeschäften am
US-Immobilienmarkt, wesent-
lich höhere Hilfen erfordern. Der
Schutzschirm muss demnach 30
bis 31 Mrd. Euro wert sein, wo-
von die 10 Mrd. im Nachtragse-
tat 2008 praktisch als Kreditauf-
nahme von 3 Mrd. heuer und Er-
mächtigung für weitere 7 Mrd.
Euro im nächsten Jahr verbucht
werden. Noch nicht klar war, in-
wieweit sich der Bund mit sei-
nem Schutzschirm bzw. als stil-

ler Teilhaber an einer neustruktu-
rierten Landesbank beteiligt. See-
hofer geht davon aus, die Lasten
auch allein in Bayern zu schul-
tern. Von einer direkten Beteili-
gung des Bundes hält er nichts.

Kommission

Dementsprechend haben Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer ,
Wirtschaftsminister Martin Zeil
und Finanzminister Georg Fah-
renschon zunächst die vom Land-
tag einstimmig eingesetzte Kom-
mission zur parlamentarischen
Begleitung der Krisenbewälti-
gung bei der BayernLB (s. GZ
Nr. 21/06.11.2008) unterrichtet.
Auch die Sprecher der Opposi-
tion würdigten nach der nicht öf-
fentlichen Sitzung den neuen Stil
der CSU und speziell des Nach-
folgers von Finanzminister Er-
win Huber, das Parlament recht-
zeitig einzuschalten. SPD, Freie
Wähler und Grüne erklärten, der
Schutzschirm sei notwendig und
werde mitgetragen.

Neues Geschäftsmodell

Nach Bekanntwerden der Ein-
zelheiten, die zunächst im Kabi-
nett unter Zuziehung von Spar-

kassenverbandspräsident Dr.
Siegfried Naser und LB-Vor-
standsvorsitzendem Dr. Michael
Kemmer zum Rettungspaket
führten, tagte der Verwaltungsrat
unter Vorsitz von Fahrenschon
und Naser, dann wurden die
Münchner LB-Mitarbeiter, Öf-
fentlichkeit und Landtag offiziell
informiert Das neue Geschäfts-
modell sieht vor, die Sparkassen,
derzeit mit 50% an der Landes-
bank beteiligt, weitgehend zu
entlasten. Ihr Anteil soll auf un-
ter 20% sinken. Die hälftige Be-
teiligung am Risikofonds von
bislang 4,8 Mrd. Euro entfällt.

Außenstellennetz
wird reduziert

Das bisher weltweite Außen-
stellennetz der BayernLB soll
stark reduziert und auf Bayern,
Deutschland und ausgewählte
europäische Regionen konzen-
triert werden. Von den derzeit
rund 19.200 Arbeitsplätzen, da-
von 3.500 in München und rund
5.000 bundesweit, sollen bis
2013 etwa 5.600 gestrichen wer-
den. Das umstrittene Invest-
mentgeschäft wird beendet.

Fahrenschon und Zeil erklär-
ten, dieses neue Geschäftsmo-
dell sei Voraussetzung, dass in
absehbarer Zeit eine (Teil-)Pri-
vatisierung der Bank möglich
werde. Seehofer hatte sich vor
der Presse zudem gegen Fusio-
nen mit anderen deutschen Lan-
desbanken unter denen die Bay-
ernLB die zweitgrößte ist - aus-
gesprochen. Nach inoffiziellen
Informationen kommt eine volle
Privatisierung, wenn überhaupt,
nicht vor 2015 in Frage. Bis da-
hin laufen noch die bis Juni 2005
ausgereichen Landesbankkredite
von angeblich über 100 Mrd.
Euro. Damals war durch Verfü-
gung der Europäischen Kom-
mission die Gewährträgerhaf-
tung der Sparkassen und damit
des Eigentümers Staat aufgeho-
ben worden. Seehofer rechnet
nach Kontakten mit Brüssel
nicht mit Einsprüchen der EU
gegen das neue Landesbank-Ge-
schäftsmodell.

Die alsbald wieder heftiger ge-
wordene Oppositionskritik rich-

tet sich nach wie vor zunächst
gegen das „Versagen“ der CSU
in der Ära Stoiber, wie es u. a.
Franz Maget (SPD) und seine Fi-
nanzexpertin Adelheid Rupp,
Margarete Bause und Sepp Da-
xenberger (Grüne) und Hubert
Aiwanger (Freie Wähler) formu-
lierten. Sie empfahlen auch, die
BayernLB mit unter den Schutz-
schirm des Bundes zu stellen.
Wirtschaftsminister Zeil hatte
sich schon nach der entscheiden-
den Kabinettssitzung vor der
Presse von den Fehlern der Ver-
gangenheit distanziert. Naser hat
sich dafür förmlich entschuldigt
aber auch daran erinnert, dass
der Staat die früheren Gewinne
aus der Landesbank gut habe ver-
werten können. Dem Vorstands-
vorsitzenden Kemmer sprach
Seehofer das Vertrauen der
Staatsregierung aus.

Auswirkungen
auf Landesaufgaben

Die Verhandlungen über den
Nachtragsetat 2008 und über den
neuen Doppelhaushalt 2009/
2010 werden laut Opposition da-
von geprägt sein, welche Aus-
wirkungen das Milliarden-Enga-
gement Bayerns zur LB-Siche-
rung auf die Landesaufgaben
und -ausgaben habe werde.

CSU-Fraktionschef Georg
Schmid erklärte übereinstim-
mend mit der Staatsregierung, es
werde keine Abstriche bei dem
im November beschlossenen
„kraftvollen Investitions-Be-
schleunigungsprogramm“ und
damit am „Mittelstandsschirm“
geben. Vorgesehen ist u. a. die
sofortige Freigabe von mehr als
585 Mio. Euro für die Hoch-
bauförderung im Rahmen des
kommunalen Finanzausgleichs.

Die Opposition wirft der CSU
weiterhin Fehler und Versäum-
nisse einst und jetzt vor. Die
steht zum Neuanfang mit Seeho-
fer an der Spitze. Der Minister-
präsident fasste das Pro und
Contra in der Feststellung zu-
sammen, das Hilfsprogramm sei
systemrelevant. Doch letzte Si-
cherheit für alle Zeit könne im
Moment niemand auf der ganzen
Welt geben. rm

Tourismusland Bayern
neuen Schub verleihen
Wirtschaftsminister Zeil neuerAufsichtsratsvorsitzender

der BAYERN TOURISMUS Marketing GmbH
Bei der turnusmäßigen Sitzung der Bayern Tourismus Marke-
ting GmbH wählten die Aufsichtsratsmitglieder Bayerns neuen
Wirtschaftsminister Martin Zeil einstimmig an die Spitze des
Kontrollgremiums. Der Minister will die Stellung Bayerns als
Tourismusland Nummer Eins in Deutschland weiter ausbauen.

„Wir haben im Koalitionsver-
trag vereinbart, dass wir dem
Tourismusland und der Gesund-
heitsregion Bayern durch ein Pa-
ket an Initiativen neuen Schub
verleihen“, so Zeil.

Eine schlagkräftige Werbung
für Bayern im nationalen und in-
ternationalen Tourismusgeschäft
habe hohe Priorität. Die by.TM
habe in den letzten Jahren be-
wiesen, dass sie stets am Puls der
Zeit ist. „Produkt, Strategie und
Team der by.TM stimmen. Zu-
sätzliche Herausforderungen in
der aktuellen Aufsichtsratsperi-
ode bis Ende 2010 möchte ich
gemeinsam mit der by.TM of-
fensiv angehen. Der Tourismus
ist keine heile Insel, die sich von
der derzeitigen Großwetterlage
der Welt-wirtschaft abkoppeln
lässt. Wir werden auch beim
Marketing auf die aktuellen Ent-
wicklungen der Rahmenbedin-
gungen reagieren und punktuell
nachjustieren“, erklärte Zeil.

Bayern als Winterziel

Der Wirtschaftsminister beab-
sichtigt, die neuen Trends beim
Internet-Marketing wie bei-
spielsweise Web 2.0 verstärkt für
das Reiseziel Bayern zu nutzen.
Außerdem will er Bayern noch
stärker als Winterziel vermark-

ten. Dazu gehöre das Werben für
die Wintersportmöglichkeiten
im Freistaat. „Eine bemerkens-
wert hohe Zahl an Urlaubern
fragt das nach und wir besitzen
viel Qualität und Potenzial“, be-
tonte er. Mit der Tourismuswer-
bung wolle man „ein Gefühl für
Schnee-Bayern“ erzeugen. Das
erhöhe zudem die Chancen für
eine erfolgreiche Winterolym-
pia-Bewerbung 2018 der Lan-
deshauptstadt und ihrer Partner.

Zeil folgt als Aufsichtsratsvor-
sitzender seiner Amtsvorgänge-
rin Emilia Müller. Die im Jahr
2000 gestartete BAYERN TOU-
RISMUS Marketing GmbH ist
die offizielle Marketinggesell-
schaft der bayerischen Touris-
mus- und Freizeitwirtschaft. Ge-
sellschafter sind neben den vier
regionalen Tourismusverbänden
weitere Verbände wie der Baye-
rische Hotel- und Gaststättenver-
band, der Bayerische Heilbäder-
verband und Unternehmen wie
die Europäische Reiseversiche-
rung oder die beiden internatio-
nalen Flughäfen im Freistaat.
Mit 24,3 Milliarden Euro Brut-
toumsatz, 572 000 Gästebetten
und 76 Millionen Übernachtun-
gen sichert die Leitökonomie
Tourismus das Einkommen von
mehr als 560 000 Einwohnern
im Freistaat.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Als Landesvorsitzender der
Kommunalpolitischen Verei-
nigung der CSU (KPV) bin
ich froh, dass der Koalitions-
vertrag zwischen der CSU
und der FDP auch wichtige
kommunalpolitische Akzente
enthält, die das Selbstverwal-
tungsrecht der Kommunen un-
terstreichen. Es hat sich also
gelohnt, dass wir uns rechtzei-
tig mit unseren Forderungen,
die vom KPV-Hauptausschuss einstimmig ver-
abschiedet und nach der Landtagswahl an die
Verhandlungsführer der CSU übersandt wur-
den, in die Verhandlungen eingebracht haben.

So wird auch künftig an dem geglieder-

ten Schulsystem in Bayern und der 4-jährigen
Grundschule festgehalten. Unsere Forderungen
haben bewirkt, dass der Koalitionsvertrag nun
vorsieht, die Haupt- und Realschulen als eigen-
ständige Schularten zu erhalten.

Die von der FDP angedachten Regionalschu-
len hingegen erhielten eine Absage. Mit der Mi-
schung von Haupt- und Realschule hätten wir
ein qualitativ schlechteres Bildungsangebot,
das zu Lasten der individuellen Förderung der
Schulkinder und ihrer Stärken und Schwächen
geht. Das jetzige Schulsystem, das sicherlich
noch optimiert werden kann, bietet beste Mög-
lichkeiten für eine möglichst individuelle För-
derung unserer Schülerinnen und Schüler.

Die KPV steht für einen landesweiten be-
darfsgerechten Ausbau der Ganztagsschulen
und für eine qualitative Aufwertung unserer
Hauptschulen. Die Koalitionspartner verstän-
digten sich darauf, dass je Regierungsbezirk
Kooperationen zwischen Haupt- und Realschu-
len erprobt werden sollen, dies aber nur im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Landkreisen,
Gemeinden, Schulen und Eltern. Ich möchte
nicht verschweigen, dass ich sehr erleichtert
bin, dass eine Fusion von Real- und Hauptschu-
le damit vom Tisch ist.

Daneben enthält der Koalitionsvertrag zwi-

schen CSU und FDP eine Rei-
he weiterer Anregungen bzw.
Forderungen, die die KPV ein-
gebracht hatte: So muss die
kommunale Daseinsvorsorge
als Kernbestand des Selbstver-
waltungsrechts erhalten blei-
ben. Insbesondere dürfen die
Trinkwasserversorgung, die
Abwasser- und Abfallbeseiti-
gung nicht aus dem Entschei-
dungsbereich der Kommunen
herausgelöst und gegen den
Willen der Gemeinden für den
freien Wettbewerb geöffnet
werden.

Es freut uns, dass sich die neue Staatsregie-
rung dazu bekennt, dass das Wesen des kommu-
nalen Finanzausgleichs bestehen bleibt, damit
die bayerischen Kommunen auch künftig im
bundesweiten Vergleich finanziell gut dastehen.

Auch das Konnexitätsprinzip zum Schutz der
Kommunen vor Aufgabenübertragungen ohne
angemessenen Finanzausgleich wird nicht
geändert. Wichtig war der KPV auch, dass die
strukturschwachen Regionen durch eine zu-
kunftsorientierte Sicherung gleichwertiger Le-
bensbedingungen in allen Landesteilen beson-
ders berücksichtigt werden. Hierbei denke ich
vor allem an eine schnelle Internetanbindung
unterversorgter Gebiete.

Im ländlichen Raum aber auch in den Bal-
lungsräumen soll das Angebot des öffentlichen
Personennahverkehrs gemeinsam mit den Kom-
munen weiter gestärkt werden.

Ich freue mich, dass im Koalitionsvertrag
steht, dass die neue Staatsregierung auch künf-
tig allen Menschen flächendeckend in ganz
Bayern eine wohnortnahe medizinische Versor-
gung zur Verfügung stellen möchte. Dies um-
fasst eine qualitativ hochwertige ambulante
Versorgung ebenso wie die gute stationäre Ver-
sorgung durch Krankenhäuser.

Daneben sollen größere staatliche Anreize in
Form von Förderprogrammen den Einsatz und
die technische Weiterentwicklung von alternati-
ven Energien vorantreiben.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, allen Ver-
handlungsführern der CSU, allen voran Herrn
Ministerpräsident Horst Seehofer, seinem Vor-
gänger Dr. Günther Beckstein, dem ehemaligen
Parteivorsitzenden der CSU, Erwin Huber, dem
Fraktionsvorsitzenden Georg Schmid wie auch
allen Fachministern persönlich wie auch im
Namen der KPV für ihren Einsatz und ihre Be-
harrlichkeit zu danken. Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Forderungen der KPV
im Koalitionsvertrag
berücksichtigt

„Wir vermitteln in unseren
Seminaren Handlungs- und
Entscheidungshilfen sowie
Wertvorstellungen zu wich-
tigen gesellschaftspoli-
tischen Themenfeldern.“

Dr. h.c. mult.
Hans Zehetmair
Staatsminister a.D.
Vorsitzender der
Hanns-Seidel-Stiftung
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Gemeinsame Europa-Erklärung der Kommunalen Spitzenverbände:

Mehr Bürgernähe
durch starke Kommunen!

Die kommunalen Spitzenverbände haben sich für eine Stärkung
von Städten, Landkreisen und Gemeinden in Europa ausgespro-
chen. Anlässlich einer gemeinsamen Veranstaltung in Brüssel
verabschiedeten sie im Beisein hochrangiger Europapolitiker die
Erklärung „Mehr Bürgernähe durch starke Kommunen in Eu-
ropa!“ und machten deutlich, dass gesamteuropäische Heraus-
forderungen wie die Globalisierung, die demografische Entwick-
lung, der Klimawandel oder die gleich bleibend gute Versorgung
der Bürger mit Dienstleistungen nur mit starken Kommunen zu
bewältigen sind. Europa benötigt nach Ansicht der kommunalen
Spitzenverbände ein respektvolles und gleichberechtigtes Mitein-
ander von EU, Bund, Ländern und Kommunen, um auch in Zu-
kunft erfolgreich und bürgernah agieren zu können.

Nürnbergs Oberbürgermeister
Dr. Ulrich Maly, Vorsitzender
der deutschen Delegation im
Ausschuss der Regionen (AdR)
und Präsidiumsmitglied des
Deutschen Städtetages, schlug
die Entwicklung einer regiona-
len Kommunikationsstrategie
vor, um das Wissen über die EU
mit den konkreten Lebensum-
ständen der Menschen zu verbin-
den: „Europa muss nicht nur in
den Köpfen ankommen, sondern
auch in den Herzen.

Kommunikationsoffensiven

Da es eine gesamteuropäische
Öffentlichkeit nicht gibt, muss
die Kommunikation über die
EU-Politik in erster Linie inner-
halb der Nationalstaaten und
dort regional sowie lokal erfol-
gen. Bislang gibt es eine Viel-
zahl von Kommunikationsof-
fensiven der EU, aber eine re-
gionalspezifische Kommunika-
tionsstrategie fehlt.

Denkbar wäre es etwa, im

Rahmen eines Wettbewerbs Mo-
dellregionen auszuwählen, in de-
nen die EU gemeinsam mit re-
gionalen Partnern Kommunika-
tionsfahrpläne entwickelt. Wir
brauchen wieder eine Diskussi-
ons- und Debattenkultur zur Eu-
ropäischen Union.“

Halt und Verlässlichkeit
in der Heimatregion

„In einer zunehmend globali-
sierten Welt suchen die Men-
schen Halt und Verlässlichkeit –
und diese finden Sie in ihren
Heimatregionen, ihren Städten
und Gemeinden“, erklärte Baut-
zens Oberbürgermeister Christi-
an Schramm, Präsident des
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes. „Vertrauen in Europa,
den Staat und die Politik beginnt
auf der örtlichen Ebene - starke
Kommunen und kommunalwirt-
schaftliche Strukturen sind un-
verzichtbar, wenn Europa gelin-
gen soll. Ohne, geschweige denn
gegen die Kommunen wird das

europäische Einigungswerk mis-
slingen“, so Schramm weiter.
„Wir erwarten von der EU die
Lösung der europäischen und
globalen Probleme und möchten
sie dabei auch unterstützen - auf
der kommunalen Ebene aber
sind die Städte, Kreise und Ge-
meinden die am besten geeignete
und demokratisch legitimierte
Ebene, um die Bedürfnisse und
Erwartungen der Menschen zu
erfüllen.“

Prinzip dezentraler
und effizienzorientierter
Verwaltung

Der Uelzener Landrat Dr.
Theodor Elster, Vorsitzender des
Verfassungs- und Europaaus-
schusses des Deutschen Land-
kreistages, sagte, dass von dem
reformierten EU-Vertrag für die
deutschen Kommunen ein deut-
licher Impuls zur Anerkennung
kommunaler Selbstverwaltung
in Europa ausgehe: „Erstmals
nimmt die europäische Staaten-
gemeinschaft ausdrücklich Be-
zug auf die kommunale Selbst-
verwaltung und verankert dieses
Prinzip dezentraler, bürgernaher,
transparenter und effizienzorien-
tierter Verwaltung fest im EU-
Recht. Nur mit starken und funk-
tionierenden Kommunen ist es
möglich, ein starkes Europa der
Bürger zu bauen.“ Daher müsse
weiter nach Wegen gesucht wer-
den, den Reformvertrag zu ver-
abschieden. DK

Religionsunterricht
in offener Gesellschaft

Fachkongress von Hanns-Seidel-Stiftung
und Religionspädagogischem Zentrum

Im Religionsunterricht lernen Schülerinnen und Schüler, die
Frage nach dem Sinn ihres Lebens vernünftig zu beantworten.
Damit leistet religiöse Bildung einen eigenständigen Beitrag zur
Erziehung von Kindern und Jugendlichen. Experten und Wis-
senschaftler aus den Bereichen Philosophie, Theologie, Physik,
Kunst und Jura diskutierten auf dem Fachkongress „Religiöse
Bildung in offener Gesellschaft“ der Hanns-Seidel-Stiftung, des
Religionspädagogischen Zentrums in Bayern und des Katholi-
schen Schulkommissariats über die Aufgaben des Religionsun-
terrichts in der pluralen Gesellschaft. Bildung, so der Tenor, soll
Kinder und Jugendliche befähigen, sich die Welt naturwissen-
schaftlich, sprachlich-künstlerisch, ethisch und religiös zu er-
schließen. Alle vier Zugänge zur Welt gehören untrennbar zu-
sammen, wenn Bildung vollständig sein soll, lautet die Botschaft
an die nahezu 500 Teilnehmer aus ganz Bayern.

Der Erzbischof von München
und Freising, Reinhard Marx,
forderte, für den Religionsunter-
richt zu kämpfen. Die Diskussi-
on über den Religionsunterricht
sei Teil des gesamtgesellschaftli-
chen Ringens um gemeinsame
Ziele und Werte. Die Kirche
müsse das Zukunftspotenzial des
Christentums verdeutlichen.

Der Vorsitzende der Hanns-
Seidel-Stiftung, Hans Zehetmair,
unterstrich die Bedeutung des
Religionsunterrichts. Bildung
könne nicht auf die berufliche
Verwertbarkeit von Wissen redu-
ziert werden. Der Religionsun-
terricht garantiere durch sein
Sinnfundament eine ganzheitli-
che Erziehung im Rahmen des
gemeinsamen Wertehorizonts.

Wer religiöse Bildung zur Pri-
vatsache macht, erschwert Her-
anwachsenden die Entwicklung
einer unabhängigen Urteilsfähig-
keit. Das betonte in seinem ein-
leitenden Referat Wilhelm Vos-
senkuhl, Professor für Philoso-

phie an der Universität Mün-
chen. Religiöse Bildung stärke
Schülerinnen und Schüler in ih-
rer Kritikfähigkeit gegenüber
ideologischen Verkürzungen.
Deshalb gehöre Religionsunter-
richt in die Schule. Ethikunter-
richt allein leiste das nicht.

In der anschließenden Diskus-
sion forderte der Physik-Didakti-
ker Thomas Görnitz, frühere Ver-
krampfungen im Verhältnis von
Physik und Theologie zu über-
winden. Die Quantenmechanik
habe den radikalen Determinis-
mus des 19. Jahrhunderts schon
lange überwunden. Physikalische
Welterklärung und theologisches
Denken ergänzten einander.

Oberkirchenrat Detlev Bier-
baum verwies darauf, dass die
Schule nicht nur zum Erkennen,
sondern auch zu gesellschaftlich
wirksamen Handeln erziehe. Die
Antworten auf die Fragen nach
dem Sinn des Lebens prägten
das Handeln entscheidend. Der
Religionsunterricht sei daher das

Forum, grundlegende Lebensfra-
gen zu diskutieren und sinnbezo-
gene Lebenspraxis erproben.

Der Jurist Matthias Jestaedt be-
trachet den Religionsunterricht
nicht als Privileg, sondern als ei-
ne Dienstleistung der Kirchen,
die der Staat für sich in Anspruch
nimmt.Aufgabe des Religionsun-
terrichts sei es, gemeinschaftssta-
bilisierende Grundlagenarbeit zu
leisten. Er eröffnee Schülern das
Gespräch über jene Sinn- und
Werthorizonte, die das Grundge-
setz und seine Betonung der Wür-
de des Menschen voraussetzen.

Für den Theologen Bernhard
Dressler ist der Religionsunter-
richt unverzichtbar, weil schuli-
sche Bildung und Erziehung zur
aktiven Partizipation an der Ge-
sellschaft befähige. Dazu gehöre
auch die reflektierte und aktive
Religionsausübung als Teil der
positiven Religionsfreiheit.

Der Generaldirektor der Bayer.
Staatsgemäldesammlung, Profes-
sor Reinhold Baumstark, betonte
den Zusammenhang zwischen
Kunst und Religion. Kunst öffne
Menschen emotional für bedeut-
same Lebenssituationen. Dem
Fach Religion komme die Auf-
gabe zu, diese Erfahrungen zu
entschlüsseln und zu deuten.

Prälat Erich Pfanzelt lehnte ei-
ne neutrale Religionskunde
nachdrücklich ab. Der Religi-
onsunterricht helfe den Schülern,
einen eigenen Standpunkt in
Glaubensfragen zu gewinnen
und mache sie so in einer offe-
nen Gesellschaft dialogfähig.

Ministerialdirigent Josef Er-
hard, der Kultusminister Spaenle
vertrat, hob hervor, dass Religi-
onsunterricht die Stabilität der
Gesellschaft fördere, weil er das
Interesse von Kindern nach Zu-
gehörigkeit und Teilhabe, Wert-
orientierung und nach Klärung
der Sinnfrage anspreche.
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tionsvertrag sei auch ein großer
Erfolg seines Vorgängers Sieg-
fried Schneider. Es sei gelungen,
die wichtigsten CSU-Grund-
überzeugungen einzubringen.

Der neueste Pisa-Länderver-
gleich habe gezeigt, dass die
bayerischen Schüler internatio-
nal und national der Spitzen-
gruppe angehören, so Spaenle.
National belegten sie knapp hin-
ter ihren sächsischen Mitschü-
lern in allen Kompetenzberei-
chen Rang 2. Erhoben wurden
die Kompetenzen von 15-jähri-
gen Schülern aller Schularten in
57 Staaten. Bayerns Schüler ran-
gierten international in den Na-
turwissenschaften, die bei der
jüngsten Erhebung im Fokus des
Interesses der Bildungsforscher
standen, auf Platz 4, beim Lesen
und in Mathematik jeweils auf
Platz 8. „Das differenzierte Schul-
wesen Bayerns befähigt die
Schüler mit ihren unterschiedli-
chen Begabungen zu sehr guten
Leistungen“, kommentierte der
Minister die Ergebnisse des Län-
dervergleichs. Allerdings bedür-
fe die Durchlässigkeit des Sys-
tems einer Verbesserung.

Soziale Durchlässigkeit

Als herausragend bewertete
Spaenle aber zunächst das Pisa-
Ergebnis, wonach die soziale
Durchlässigkeit, sprich das Er-
reichen eines weiterführenden
Schulabschlusses unabhängig
von der Herkunft, sich innerhalb
eines knappen Jahrzehnts sehr
gebessert habe. Die Chance, dass
ein Arbeiterkind den Zugang
zum Abitur findet, habe sich um
zwei Drittel erhöht. Bemerkens-
wert sei auch, dass 40 Prozent
der Schüler ihre Hochschulreife
nicht über den Gymnasiums-
weg erlangen. Die Neuordnung
des Übertritts und der flächen-
deckende Ausbau der Berufli-
chen Oberschule zu einem zwei-
ten gleichwertigen Weg zur
Hochschule spielten hierbei eine
zentrale Rolle. Als „beinah be-
schämend“ wertete Spaenle hin-
gegen die Chancen von Jugend-
lichen mit Migrationshinter-
grund auf einen weiterführenden
Schulabschluss - und das, ob-
wohl sie mit einer „hervorragen-
den Leistungsfä-higkeit“ aufzu-
warten hätten. Hier gelte es, un-
bedingt Abhilfe zu schaffen.

Regionalschulen gefährden
Hauptschulstandorte

Das Thema Hauptschule wie-
derum sei als „Aufgabe mit ho-
hem Kreativitätsanspruch und
hohem politischem Erregungs-
grad“ zu bezeichnen. In der
Fläche gehe es darum, Haupt-
schulen standortnah zu erhalten.
Hier müsse im Zusammenwir-
ken mit Wirtschaft, Handwerk,
Schulverbänden und Zweckver-
bänden eine kluge Strategie ent-
wickelt werden. Auch sei darü-
ber nachzudenken, ob die Trä-
gerschaft im Hauptschulbereich
nicht auf die Landkreise übertra-
gen werden muss.

Ebenso wie die KPV ist auch
der neue Kultusminister der An-
sicht, dass die vom BLLV favori-
sierte Einführung von Regional-
schulen in Bayern ein qualitativ
schlechteres Bildungsangebot
zur Folge hätte, das zu Lasten der
individuellen Förderung der
Schulkinder und ihrer Stärken
und Schwächen ginge. Mehrere
hundert Hauptschulstandorte
wären nicht mehr haltbar. Zudem
kämen auf die Kommunen Inve-
stitionen in Millionenhöhe zu.

Der Koalitionsvertrag sehe
„ohne Wenn und Aber“ vor, dass
die Haupt- und Realschulen als
eigenständige Schularten erhal-
ten bleiben. Künftig dürften re-
gionale Modellversuche zuge-
lassen werden, die das wohnort-
nahe Angebot attraktiver Schul-
abschlüsse ermöglichen. Derarti-
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punkten zur Schulpolitik aufge-
schlossen gezeigt, sich aber mit
konkreten Aussagen auffallend
zurückgehalten. Nun brauchen
wir endlich klare Antworten auf
unsere Fragen: Welche Bedarfs-
prognosen legt der Staat an,
wenn er den Ausbau der Ganz-
tagsschule flächendeckend und
bedarfsgerecht in Aussicht stellt?
Wie viel investiert der Staat in
den Ausbau? Wie viel Personal
stellt der Staat zur Verfügung?
Welche Belastungen kommen
auf die Kommunen zu?“

Finanzierungsprogramm

Die Städte als Träger des Sach-
aufwands erwarteten ein klares
Finanzierungsprogramm für den
Bau von Ganztagsschulen. Die
Kommunen müssten in ihren
Haushalten rechtzeitig einpla-
nen, welche Investitionen für
Neubau, Aus- und Umbau von
Schulen auf sie zukommen und
welche Zuschüsse zu erwarten
sind. Schaidinger: „Wir erwarten
ein klares Bekenntnis, dass
Ganztagsschulen keine kommu-
nale, sondern eine staatliche Ver-
anstaltung sind.“ Im Gegenzug
seien Städte und Gemeinden be-
reit, sich an den Kosten für die
Mittagsbetreuung zu beteiligen.

Mit dem Angebot der bisheri-
gen Staatsregierung, bis zum
Jahr 2013 an 600 von insgesamt
über 1.000 Standorten Ganztags-
hauptschulen zu schaffen, ist es
laut Städtetag nicht getan. Auch
das bislang genannte Ausbauziel
von 500 Ganztagsgrundschulen
sei bei der Gesamtzahl von
2.300 staatlichen Grundschulen
zu gering. Für Gymnasien, Real-
schulen und Wirtschaftsschulen
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nen - trotz deutlich besserer Zah-
len – noch lange nicht überwun-
den, so Götz weiter. Demokratie
habe nur eine Chance, wenn es
immer wieder hervorragende
Persönlichkeiten gebe, die sich
für das Gemeinwohl einsetzen:
„Ich kann Ihnen versichern, wir
werden auch in Zukunft in unse-
rer KPV dafür arbeiten und
kämpfen, dass sich die Rahmen-
bedingungen für die Städte, Ge-
meinden und Kreise weiter ver-
bessern“, betonte der Bundes-
vorsitzende.

Wie Götz hervorhob, „brau-
chen wir weder eine Zwangsent-
kommunalisierung bei der Was-
serversorgung noch Vorschläge
der EU-Kommission für die Ge-
staltung der Sonnenschirme in
unseren Fußgängerzonen“. Die
Kommunen in Deutschland sei-
en stark genug, im Rahmen der
Kommunalen Selbstverwaltung
eigenverantwortlich die für sie
richtigen Entscheidungen zu
treffen.

„Wer bestellt – bezahlt“

Für dieVerankerung des Grund-
satzes „wer bestellt – bezahlt“ im
Grundgesetz und in den Landes-
verfassungen habe die KPV lange
gekämpft. Götz: „Für uns ist und
bleibt die Kommunale Selbstver-
waltung ein staatspolitisches Ord-
nungsprinzip, dem eine größere
gesellschaftliche Bedeutung zu-
kommen muss. Wir wollen auf
der unteren politischen Ebene ein
Höchstmaß an eigener Entschei-
dungs- und Gestaltungsfreiheit
und Finanzautonomie. Nicht alles
zwischen Flensburg und Passau
muss einheitlich geregelt sein.“

Gute Kommunalpolitik führe
zu einem gesunden Wettbewerb
um bessere Lösungen, führte der
KPV-Vorsitzende aus. „Wir in
der KPV gehen auch nach 60
Jahren von dem Grundsatz aus,
dass der Staat nichts an sich zie-
hen soll, was Menschen unmit-
telbar und füreinander tun kön-
nen. Deshalb ist es gut, ehren-
amtliche Kommunalpolitik und
bürgerschaftliches Engagement
immer wieder zu ermuntern und
zu unterstützen.“ CDU und CSU
seien seit 60 Jahren die Kommu-
nalparteien in Deutschland. „Ich
bin fest davon überzeugt, dass
das auch in Zukunft so sein wird.
Lassen Sie uns dafür arbeiten“!
so Götz’ abschließender Appell.

Foren

In fünf verschiedenen Foren -
„Privat vor Staat? Grundsätze
auf dem Prüfstand“, „Privatisie-
ren und Regulieren? – Erfahrun-
gen aus den Bereichen Energie,
Telekommunikation, Post und
Eisenbahn“, „Partnerschaft oder
Wettbewerb? PPP und interkom-
munale Zusammenarbeit“, „Zu-
kunft der Sparkassen“ und „So-
ziale Vorsorge - Neue Aufgaben
im 21. Jahrhundert“ - tauschten
sich anschließend prominente
Experten wie Hans-Joachim
Reck, Hauptgeschäftsführer des
Verbandes kommunaler Unter-
nehmen, Dr. StephanArticus, Ge-
schäftsführendes Präsidialmit-
glied des Deutschen Städtetages,
Dr. Gerd Landsberg, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes, Hans-Jörg Duppré,
Landrat und Präsident des Deut-
schen Landkreistages, NRW-Fi-
nanzminister Helmut Linssen, der
Präsident des Rheinischen Spar-
kassen- und Giroverbandes, Mi-
chael Breuer, sowie Landrat Ste-
fan Rößle, Vorsitzender der KPV
der CSU, über die Zukunftsfähig-
keit und ein menschenwürdiges
Leben in den Städten, Gemein-
den und Kreisen aus.

Kommunale Daseinsvorsorge,
so der Tenor, bedeute für den
Bürger Sicherheit und Lebens-
qualität - real wie emotional. Eine
Antwort auf die fortschreibende

ge Kooperationsmodelle zwi-
schen Haupt- und Realschulen
sollen aber nur eingerichtet wer-
den können, wenn sie im Einver-
nehmen mit den betroffenen
Landkreisen, Gemeinden, Schu-
len und Eltern erfolgen. Dabei
habe „Kindzentriertes Denken“
Vorrang.

Ganztagsangebote

Um den veränderten Bedin-
gungen Rechnung zu tragen,
müssten auch die Ganztagsange-
bote erweitert werden, fuhr Spa-
enle fort. Im Gespräch ist derzeit,
ob der Staat bei gebundenen und
ungebundenen Formen die Trä-
gerschaft übernimmt.

Was das Übertrittsverfahren
anbelangt, so soll künftig der El-
ternwille stärker gewichtet wer-
den, betonte Spaenle. Das Über-
trittszeugnis werde eine Schul-
laufbahnempfehlung beinhalten,
der Leistungsbezug bleibt erhal-
ten. Die fünfte Jahrgangsstufe
solle in eine flexible „Gelenk-
klasse“ umgestaltet werden, die
den Übertritt auf andere Schular-
ten erleichtere. Es gelte, das
Kind „zu treuen Händen“ weiter
zu begleiten.

R6 und G8 senken
die Wiederholerquoten

Eindeutig auch die Positionie-
rung des Ministers beim Thema
G 8: „Das Gymnasium braucht
Ruhe, Qualitätsorientierung,
Planbarkeit und Solidität.“ Im-
merhin, so Spaenle, habe sich
die Zahl der Durchgefallenen im
ersten G 8-Zug (jetzt 9. Klasse)
um ein Drittel reduziert. Ähnli-
ches beobachte man an Real-
schulen. Spaenles Resümee: „In
punkto Bildungschancen hat
sich das differenzierte Schulwe-
sen um zwei Drittel verbessert;
R6 und G8 senken die Wieder-
holerquoten.“

„Ein nicht ganz unerfreuliches
Zwischenergebnis - wenngleich
auch nicht alle Forderungen er-

füllt werden konnten“ - wusste
Vorsitzender Rößle bei den KPV-
Verhandlungen zum Kommuna-
len Finanzausgleich mit u. a.
Kommunalminister Joachim
Herrmann und Wirtschaftsstaats-
sekretär Franz Pschierer zu er-
zielen. „Es bleibt zu hoffen, dass
die neuen Entwicklungen in der
bayerischen Landesbank die bis-
her erreichten Erfolge nicht zu-
nichte machen und beim Ge-
spräch mit den Präsidenten der
kommunalen Spitzenverbände
am 4. Dezember ein insgesamt
gutes Ergebnis erzielt wird“, er-
klärte Rößle.

Drei Aspekte

Im Rahmen des Kommunalen
Finanzausgleichs 2009 ging es
der KPV darum, drei Aspekte
besonders hervorheben: die
Schaffung weiterer Investitions-
anreize insbesondere vor dem
Hintergrund der wirtschaftlichen
Entwicklung, die Stärkung der
Infrastruktur sowie weitere Ver-
besserungen für einen möglichst
gerechten Finanzausgleich.

Als Zwischenergebnis kann
festgehalten werden:
1. Die Forderung der KPV, dass
die bereinigten Finanzaus-
gleichsleistungen des Freistaats
Bayern insgesamt mindestens im
gleichen Verhältnis steigen müs-
sen wie die Gesamteinnahmen
des Freistaats (+ 5,5%; d. h. um
ca. 336 Mio. Euro) wurde zur
Kenntnis genommen. Eine Ab-
lehnung ist nicht erfolgt.
2. Als äußerst positiv darf ge-
wertet werden, dass die Schlüs-
selzuweisungen um ca. 6%
(nach jetzigem Stand um ca.
146,8 Mio. Euro) steigen wer-
den. Die Erhöhung erfolgt aus
den Mitteln des allgemeinen
Steuerverbunds, die um 156,8
Mio. Euro steigen.

Eine Anhebung des Anteils aus
dem allgemeinen Steuerverbund
von derzeit 11,7 % auf mindes-
tens 12 % ist aus Sicht der KPV
dennoch zwingend erforderlich,
um folgende Probleme lösen zu
können: Erhöhung der Hoch-
baufördermittel - wenn möglich

um 100 Mio. Euro, Erhöhung der
Mindestinvestitionspauschale auf
25.000 Euro sowie der allgemei-
nen Investitionspauschale und
schließlich mehr Gerechtigkeit
im Sozialhilfeausgleich.
3. Die Forderung der KPV, den
Anteil der Kfz-Steuer von 50 auf
55 Prozent zu erhöhen, wurde
zur Kenntnis genommen; wider-
sprochen wurde dieser Forde-
rung nicht. Nach Auffassung der
KPV ist es zwingend erforder-
lich, dass die GVFG-Mittel wie-
der auf den ursprünglichen Stand
von 160 Mio. Euro angehoben
werden. Hierzu sind die vorhan-
denen GVFG-Mittel durch den
Freistaat aufzustocken.
4. Es wurde vereinbart, dass ei-
ne Erhöhung der Kranken-
hausinvestitionsfördermittel er-
forderlich ist. Neben einem not-
wendigen Investitionsanreiz für
eine verbesserte, wohnortnahe
Krankenhausversorgung ist dies
auch ein wichtiges Signal für die
Beibehaltung der dualen Finan-
zierung.
5. Außerhalb des kommunalen
Finanzausgleichs war der Wunsch
nach einer flächendeckenden
Breitbandversorgung innerhalb
der nächsten drei Jahre ein wei-
teres kommunales Anliegen. Mit
Innenminister Herrmann wurde
zudem vereinbart, bei der Finan-
zierung des Digitalfunks mög-
lichst zeitnah eine Lösung zu fin-
den. Die KPV erachtet es für
notwendig, dass der Freistaat
Bayern die Betriebskosten hier-
für vollständig übernimmt.

Schließlich erklärten die Ver-
treter des Finanzministeriums
auf Anregung von Bürgermeister
Heinrich Lenz, dass das Bund-
Länder-Programm zur Förde-
rung von energetischen Sanie-
rungsmaßnahmen auf jeden Fall
fortgesetzt wird. Herrmann kün-
digte an, dass der Freistaat Bay-
ern seine Mittel hierfür verdop-
peln möchte; ein gleicher Anteil
der Fördermittel kommt vom
Bund; ein Drittel haben die
Kommunen selber zu finanzie-
ren. Diesbezüglich besteht zwi-
schen den Verhandlungspartnern
Einvernehmen. DK

Globalisierung könne also nur
sein: „Wir brauchen Verantwor-
tung und Entscheidungsfreiheit
vor Ort. Nur dann können Kom-
munen eine starke Politik für
selbstbewusste Bürger machen.“

Sicherung der
Lebensqualität vor Ort

Verabschiedet wurden zehn
Thesen zur nachhaltigen Siche-
rung der Lebensqualität vor Ort.
So wird bei der Ansiedlung der
Daseinsvorsorge in der Kommu-
nalen Selbstverwaltung auch ei-
ne demokratische Legitimation
und Kontrolle wahrgenommen,
zudem werden Nachhaltigkeit
und Generationengerechtigkeit
garantiert. Die KPV plädiert dar-
über hinaus für kleine Einheiten.
Überschaubare Größenordnung
und klare Strukturen erleichter-
ten die Steuerung vor Ort und re-
duzierten Abhängigkeiten. Dabei
seien freiwillige Kooperationen
und Zusammenschlüsse zwi-
schen Kommunen durchaus ein
erfolgreiches Mittel. Im Ergeb-
nis forderte die KPV für das Re-
gierungsprogramm 2009
1. eine klare Positionierung ge-
genüber der EU sowie Durchset-
zung des Respekts und der Wah-
rung der Kommunalen Selbst-
verwaltung und insbesondere
der kommunalen Gestaltungs-
freiheit im Bereich der öffentli-
chen Daseinsvorsorge.
2. eine Stärkung der öffentli-
chen Daseinsvorsorge in Kom-
munaler Selbstverwaltung als ei-
ne Antwort auf die Globalisie-
rung.
3. einen Ausbau der Interkom-
munalen Zusammenarbeit und
einen Abbau der Zusammenar-
beit entgegenstehenden Hürden
insbesondere im Vergaberecht.
4. eine Vereinfachung der Vor-
aussetzungen für Maßnahmen in
öffentlich-privaten Partnerschaf-
ten (PPP- Vereinfachungsgesetz)
5. einen grundsätzlichen Ver-
bleib netzgebundener Infrastruk-
tur in der öffentlichen Hand,
wenn am Betrieb Private betei-
ligt werden sollen.
6. den Erhalt der kommunalen
Entscheidungshoheit insbeson-
dere im Wasserver- und Abwas-
serentsorgungsbereich.
7. eine Vereinfachung des Ver-
gaberechts auch auf europäi-
scher Ebene und eine Erweite-
rung der freien Vergabe.
8. einen Ausbau der Möglich-
keiten durch Konzessionen
rechtssichere Unternehmen mit
der Leistungserbringung beauf-
tragen zu können.
9. den Erhalt und die Stärkung
der öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen als dritte Säule unseres
Finanzwesens und eine stabile
kommunale Verankerung zur
Entwicklung der Wirtschaft, des
kulturellen Lebens und des Zu-
sammenhalts vor Ort.
10. die Aufnahme des Dialogs
zwischen Bund/Ländern mit den
Kommunen für eine bessere Ver-
zahnung und Qualität der Bil-
dungseinrichtungen.
11. die Entwicklung einer star-
ken kommunalen Rolle in der
zukünftigen Arbeitsmarktpolitik.

Mit Blick auf Punkt 11 appel-
lierte die KPV an Bund und Län-
der, die Nachfolgeregelungen
zur Betreuung der Arbeitssu-
chenden durch die ARGEn sorg-
sam zu überprüfen und die Leis-
tungen aus einer Hand zusam-
men mit den Kommunen zu ge-
währleisten. Eine Anstalt öffent-
lichen Rechts wird abgelehnt.

Zudem forderte die KPV
CDU/CSU- und SPD-Bundes-
tagsfraktion auf, einen Beschluss
des Bundesrates umzusetzen
bzw. einen eigenen Gesetzent-
wurf zur Förderung ehrenamtli-
cher Tätigkeit auf den Weg zu
bringen, mit dem die Kürzung
von Aufwandentschädigungen
aus Ehrenämtern aufgrund der
Sozialversicherungspflicht abge-
schafft wird. DK

fehlten konkrete Aussagen zum
Ausbau von Ganztagsplätzen.

Verlässliche Aussagen forder-
te Schaidinger beim Thema Kin-
derbetreuung ein. „Wenn der
Bund den gesetzlichen Rahmen
für eine bessere Betreuung von
Kindern steckt, ist das grund-
sätzlich eine gute Sache. Doch es
kann nicht angehen, dass der
Bund etwas verspricht, aber die
Kommunen zahlen müssen. Je-
der muss seinen Teil tragen, da
dürfen sich die Länder nicht
drücken“, so der Städtetagsvor-
sitzende. Der Freistaat habe dar-
über Auskunft zu geben, wie er
den Ausbau der Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren
unterstützen will.

Kinderförderungsgesetz

Ende September 2008 hat der
Deutsche Bundestag das Kinder-
förderungsgesetz verabschiedet:
Der Bund unterstützt die Investi-
tionskosten für den Ausbau der
Kinderbetreuung bis 2013 mit
vier Milliarden Euro; insgesamt
wird bundesweit mit Ausbaukos-
ten von rund 12 Milliarden Euro
gerechnet. Bis 2013 sollen in
Bayern zusätzlich 60.000 Krip-
penplätze und Plätze in Ta-
gespflege geschaffen werden;
damit kann der Bedarf für knapp
ein Drittel der Kinder unter drei
Jahren gedeckt werden.

Beim Thema „Hilfe zur Pfle-
ge“ meinte Schaidinger schließ-
lich: „Seit Jahren klagen wir
über Drehtüreffekte, weil sich
ambulante und stationäre Träger
Aufgaben und Ausgaben zu-
schieben. Wenn wir uns nun im
Grundsatz einig sind, dass am-
bulante und stationäre Hilfen in
eine Hand gehören, dann müssen

Landtag und Staatsregierung die
Zuständigkeit bei der Hilfe zur
Pflege endlich bei Städten und
Landkreisen zusammenführen.“

„Die Städte wollen für Senio-
ren möglichst gute Bedingungen
schaffen.“ Wenn alte Menschen
Pflege brauchen, sollten sie
schnell und effizient Hilfe am
Ort bekommen, so der Vorsitzen-
de. „Vor Ort, das ist nicht die
große Verwaltung in der Be-
zirkshauptstadt, sondern es sind
die kreisfreien Städte und die
Landkreise, die zusammen mit
den kreisangehörigen Städten
und Gemeinden die Ortskenntnis
haben.“

Tatsache sei, „dass es die Städ-
te sind, die in der Hilfe zur Pfle-
ge am besten in der Lage sind,
für Senioren das örtliche Netz in
der Pflegehilfe weiter auszubau-
en“. Ambulante und stationäre
Pflegeleistungen reichten von
der betreuten Wohngruppe für
Senioren, Essen auf Rädern und
Heimpflegediensten bis zum
Pflegeheim. Schaidinger: „Seni-
oren brauchen kurze Wege. Städ-
te und Landkreise kennen die
Bedürfnisse der Menschen. Sie
können die nötigen Einrichtun-
gen schaffen und Leistungen
zielgenau steuern.“

Die neue Koalitionsregierung
habe den Grundsatz der Subsi-
diarität im Verhältnis zwischen
Staat und Kommunen zum Leit-
satz erklärt. Der Koalitionsver-
trag kündige auch an, dass er die
Aufgabenverteilung zwischen
den kommunalen Ebenen ver-
bessern will. „Wir gehen davon
aus, dass die Staatsregierung das
ernst meint“, erklärte der Städte-
tagschef: „Eine erste Nagelprobe
kann die neue Staatsregierung
bereits jetzt bestehen: mit der
Verlagerung der Kompetenzen
für die Hilfe zur Pflege auf Städ-
te und Kreise.“ DK

Lebensraum Schule ...

Verlässliche Aussagen ...

Rückgrat der Partei ...
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Papa spart jetzt 150 Euro beim Strom –

und schont mit Wasserkraft auch noch

die Umwelt!

E.ON AquaPower ist eines der günstigen Ökostromprodukte in Deutschland –

aus 100% Wasserkraft, mit null CO
2
-Ausstoß. Als Deutschlands größter Erzeuger

erneuerbarer Energien aus Wasserkraft sichert E.ON schon heute die Energie-

versorgung zukünftiger Generationen.

Sparen Sie 150 Euro beim Strom –
wertvolle Tipps finden Sie im
EnergieSpar-Paket:

www.eon-bayern.com/energiesparen

VBS-Jahrestagung 2008 in Lindau:

Klimawandel zwingt
zum Umdenken

Bayerische Entsorgungswirtschaft geht voran

Ganz im Zeichen des globalen Klimawandels stand die Jahresta-
gung des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsunternehmen
e.V. (VBS) in Lindau. Nach einer aktuellen Studie des bifa Um-
weltinstituts trägt die bayerische Entsorgungswirtschaft mit einer
jährlichen Einsparung von umgerechnet rund 13 Millionen Ton-
nen klimaschädlichem CO2 erheblich zum Klimaschutz bei.

An der mit über 300 Teilneh-
mern außerordentlich gut besuch-
ten öffentlichen Hauptveranstal-
tung nahmen Prof. Dr.-Ing. Wolf-
gang Rommel (bifa Umweltinsti-
tut), Dr. Bernd Matthes (Vizeprä-
sident a. D. LfU), Peter Gündling
(International Consult) und Otto
Heinz (VBS-Präsident) teil. Mit
großem Interesse verfolgten die
Tagungsgäste auch die beiden
Fachveranstaltungen mit Dr. Be-
nedikt Rüchardt, Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft („Re-
formstand Erbschaftssteuer“) so-
wie die Nassabfallveranstaltung
mit BDE-Vizepräsident Andreas
Bankamp („PPP in der Wasser-
wirtschaft“) und Eva Hamat-
schek,ATZ Entwicklungszentrum
(„sludge2energy“).

„Klimaschutz durch eine
effektive Kreislaufwirtschaft
ist kein Luxus“

Es herrschte allgemeine Ei-
nigkeit darüber, dass Klima-
schutz das Megathema der
näheren Zukunft ist und eine
funktionierende Kreislaufwirt-
schaft hierzu einen wichtigen
Beitrag leisten kann. VBS-Prä-
sident Otto Heinz: „Klima-
schutz durch eine effektive
Kreislaufwirtschaft ist kein Lu-
xus. Vielmehr wäre es Luxus,
auf das große Potenzial von Se-
kundärrohstoffen zu verzich-
ten, die sich aus dem Abfall ge-
winnen lassen.“

Das Landesamt für Umwelt
in Augsburg unterstützt laut
LfU-Vizepräsident a. D. Bernd
Matthes seit vielen Jahren alle
Aktivitäten der Abfallwirtschaft
zum Klimaschutz. Ziel sei es,
unter Berücksichtigung der spe-
ziellen Gegebenheiten in Bay-
ern die noch vorhandenen CO2-
Einsparpotenziale unter Beach-
tung der Kosten-Nutzen-Relati-
on bestmöglich auszuschöpfen
und parallel dazu Forschungs-
lücken zu schließen.

Zentrale Rolle

Neben den klassischen Zielen
der Abfallwirtschaft wie schad-
lose Beseitigung und Ressour-
censchonung durch z. B. Abfall-
vermeidung und -verwertung
(Recycling) werde zunehmend
der Beitrag der Abfallwirtschaft
zum Klimaschutz diskutiert.
Nach vorliegenden Studien neh-
me die Abfallwirtschaft hier
durchaus eine zentrale Rolle
ein. Sie habe bislang bereits zu
rund einem Fünftel zu dem im
Kyoto-Protokoll für Deutsch-
land vereinbarten Treibhaus-
gas-Minderungsziel beigetra-
gen. Dies ist Matthes zufolge
überwiegend auf die Beendi-
gung der Deponierung von un-
behandelten organischen Abfäl-
len und damit der Vermeidung
klimarelevanter Deponiegase
zurück zu führen.

Die Abfallwirtschaft umfasse
aber ein wesentlich weiteres
Spektrum, in dem klimarele-
vante Prozesse positiv beein-
flusst werden sollen bzw. nega-
tiv beeinflusst werden können.
Matthes nannte in diesem Zu-
sammenhang u. a. die klima-
neutrale Nutzung der organi-
schen Abfallanteile in z. B. Bio-
abfallvergärungsanlagen oder
Müllheizkraftwerken (hierdurch
würden bereits rund 1 % des ge-
samten Energiebedarfs Bayerns
bereitgestellt), die Chancen und

Möglichkeiten der weiteren Ef-
fizienzsteigerung von Müllheiz-
kraftwerken, die zunehmende
Herstellung von Ersatzbrenn-
stoffen aus Abfall und der Ein-
satz in Industrieprozessen, die
Erfassung und umweltgerechte
Entsorgung von Treibhausgasen
wie Fluorchlorkohlenwasser-
stoffen (FCKW) aus Kälte- und
Klimaanlagen sowie Isolierstof-

fen im Bausektor, die konse-
quente Erfassung und energeti-
sche Nutzung der sich auf De-
ponien noch über Jahre bilden-
den klimarelevanten Methan-
gasemissionen in Deponiegas-
motoren und insbesondere die
Wirkungen von Abfallvermei-
dung und Materialeffizienz.

Weniger Energieverbrauch

Durch die Verwendung von
Altglas könne der Energiever-
brauch in der Glasproduktion
um bis zu 35 % vermindert wer-
den, so Matthes. Allein in Bay-

ern werden pro Einwohner im
Durchschnitt über 25 kg Behäl-
terglas im Jahr getrennt gesam-
melt und wieder verwertet.

Hohe Einsparpotenziale

Wie Umweltstaatssekretär Dr.
Marcel Huber bemerkte, liegen
in der Behandlung und Verwer-
tung von Abfällen ungeahnte,
riesige CO2-Einsparpotenziale.
Würden die EU-Staaten die
deutschen Anforderungen, kei-
nen Abfall mehr unbehandelt zu
deponieren, erfüllen, könnte die
europäische CO2-Bilanz rosiger
aussehen. Im Freistaat sorgten
die thermische Behandlung und
die hocheffektive Verwertung
dafür, dass jährlich etwa 13 Mil-
lionen Tonnen CO2 vermieden
werden. So spare die Wieder-
verwendung von Aluminium
beispielsweise bis zu 95 Pro-
zent an Energie und damit kli-
maschädlichem CO2, recyceltes
Altglas 35 Prozent. DK

Umfrage zum Abfallwirtschaftskonzept:

Mitmachen lohnt sich
Der Landkreis Günzburg beginnt die Fortschreibung desAbfall-

wirtschaftskonzeptes. Zu diesem Zweck hat er ein unabhängiges
Büro beauftragt, eine repräsentative Umfrage durchzuführen. Bei
der Umfrage wurden Haushalte und Gewerbebetriebe befragt.

Da nicht alle Bürger befragt werden konnten, besteht die Mög-
lichkeit, Anregungen zum Konzept abzugeben. Unter www.land-
kreis-guenzburg.de kann der Umfragebogen heruntergeladen, aus-
gefüllt und zurückgesendet werden. Für Bürger, die keinen Inter-
netanschluss haben, wird der Fragebogen in der Landkreiszeitung
GZ-MiKaDo veröffentlicht. Unter allen Einsendungen bis ein-
schließlich 31. Dezember 2008 werden 25 Preise verlost.

Der Kreisabfallwirtschaftsbetrieb Günzburg ist als Entsorgungs-
träger für die ordnungsgemäße Verwertung und Beseitigung der im
Landkreis Günzburg anfallenden Abfälle zuständig. Durchgeführt
werden viele Entsorgungsdienstleistungen von Privatfirmen. Die
mit der Verwertung und Entsorgung zusammenhängenden Kosten
werden auf dieAbfallgebühren umgelegt. Trotz ständig steigender
Kosten konnten in Günzburg die Müllgebühren seit mehr als 7 Jah-
ren stabil gehalten werden. In den nächsten Jahren laufen einige
mit Privatfirmen geschlossene Verträge aus und müssen neu, man-
che sogar europaweit, ausgeschrieben werden.
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5. Marktredwitzer Bodenschutztage:

„Klima und Boden im Wandel“
Wie wirkt sich der Klimawandel auf die Böden aus? EineAntwort
auf diese Frage gaben die „5. Marktredwitzer Bodenschutztage“,
an denen 120 Fachleute aus ganz Deutschland, Tschechien und
Österreich teilnahmen. Referenten von Firmen, Behörden und
Universitäten brachten ihr Wissen ein und tauschten sich drei Ta-
ge lang zu einem Thema aus, das alle angeht.

In jüngster Zeit rückt immer
mehr ins Bewusstsein, dass der
prognostizierte Klimawandel
auch wesentlichen Einfluss auf
die Böden haben wird. Beson-
ders die Gefahr der Erosion als
Folge von Starkregenereignissen
wird als erhöht eingeschätzt.
Darüber hinaus wird als wesent-
liche Auswirkung des Klimawan-
dels eine Verringerung, mögli-
cherweise auch eine qualitative
Veränderung des Humusgehaltes
diskutiert. Die 5. Marktredwitzer
Bodenschutztage waren zudem
ein geeignetes Forum, um aktuel-
le Aspekte der Altlastenproble-
matik und der Verwertung von
Bodenmaterialien sowie minera-
lischen Abfällen zu diskutieren.
Aktuelle Erkenntnisse in der Alt-
lastensanierung wurden ausge-
tauscht und neue Sanierungstech-
nologien präsentiert.

Durchgeführt wurde auch eine
Exkursion in die Tschechische
Republik. Neben einer Haus-
mülldeponie bei Sokolov und
dem Bau der Autobahn Eger-
Prag konnte eine Renaturie-
rungsfläche bei Maria Kulm be-
sichtigt werden. Fachleute aus
Tschechien lieferten zu den Be-
sichtigungspunkten interessante
fachliche Beiträge.

Thema in aller Munde

Oberbürgermeisterin Dr. Bir-
git Seelbinder freute sich, dass
zum wiederholten Mal eine
solch hochkarätige Tagung in
Marktredwitz stattfinden konnte.
„Immerhin ist das Thema ,Kli-
mawandel’ in aller Munde.“
Zahlreiche Referenten und Aus-
steller seien zum Teil von weit
her angereist, um in den drei Ta-
gen ihr Wissen und fachliches
Know-how an die Teilnehmer
aus Fachkreisen weiterzugeben.

Der Dank der Oberbürgermei-
sterin galt dem Ministerium für
Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, das die Boden-
schutztage stets unterstütze. In
Vertretung des damals noch am-
tierenden Umweltministers und
Schirmherren Dr. Otmar Bern-

hard war Ministerialdirigent
Ludwig Kohler nach Marktred-
witz gereist, um über eine der
„größten Zukunftsherausforde-
rungen“ zu sprechen. Wie
Kohler verdeutlichte, investiere
Bayern in den nächsten vier
Jahren mehr in den Klimaschutz
als jedes andere deutsche Land –
„eine dreiviertel Milliarde Eu-
ro“. Kohler kündigte ein
„nachhaltiges Wasserressourcen-
Management“ an, bei dem der
Schutz vor Hochwasser – „bis
2020 investieren wir 2,3 Milliar-
den Euro“ – hohe Priorität ge-
nieße. In Forschung und Entwick-
lung zum Klimaschutz stecke der
Freistaat 42 Millionen Euro.

Den Schutz vor Schadstoffein-
trägen nannte Kohler auch in Zu-
kunft als Grundvoraussetzung für
sauberes Trinkwasser. Boden-
schutz sei praktizierter Trinkwas-
serschutz und damit Grundpfei-
ler nachhaltiger Umweltpolitik.
Auch die Erhaltung der Produkti-
onsfähigkeit landwirtschaftlich
und forstwirtschaftlich genutzter
Standorte sei ohne gesunde Bö-
den schlicht unmöglich.

Böden funktionsfähig halten

„Eines ist jedoch klar: Wir
können Fauna und Flora nicht
schützen, Lebensräume bewah-
ren und ökologische Durchläs-
sigkeit verbessern, wenn es uns
nicht gelingt, die Böden gesund
und funktionsfähig zu halten“,
meinte der Ministerialdirigent.
.Schonender Umgang mit Böden
bedeute auch Erhalt der Flächen.
Eine der größten Gefahren für
die Böden stellte die Flächeninan-
spruchnahme dar. Täglich gingen
wertvollste Böden verloren –
„Böden, die wir dringend für
die Grundwasserneubildung, als
Speicher, Puffer und Filter, aber
auch für die Produktion von
Nahrungs- und Futtermitteln
oder für Energiepflanzen benöti-
gen“. „Hier müssen wir gegen-
steuern“, meinte Kohler. Erste
Erfolge seien bereits sichtbar: So
sei die Flächeninanspruchnahme
von über 28 Hektar im Jahr 2001

auf fast 20 Hektar im Jahr 2006
zurückgegangen, wobei zwi-
schenzeitlich bereits die Marke
von rund 16 Hektar erreicht wor-
den sei. „Aber die boomende
Wirtschaft“, so Kohler, „ hat hier
zu einem erneuten Anstieg bei-
getragen. Wir wollen deshalb
insbesondere auch die Kommu-
nen zu noch mehr Flächenein-
sparung motivieren.“

Dafür seien im Rahmen des
bayerischen Bündnisses zum
Flächensparen viele Aktivitäten
entwickelt worden, deren Um-
setzung in vollem Gang ist.
Wichtigstes Ziel sei eine mög-
lichst flächendeckende Ein-
führung von Brachflächenkata-
stern in den Kommunen, um den
Grundsatz „Innen- vor Außen-
entwicklung“ aus dem LEP

durchzusetzen. Abgerundet wür-
den die Aktivitäten zum Flä-
chensparen mit einem Pilotvor-
haben zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit und dem im zwei-
jährigen Turnus stattfindenden
Flächenspar-Forum.

„Komplexe Problemstellun-
gen wie Bodenschutz müssen
von verschiedenen Seiten be-
leuchtet, von unterschiedlichen
Standpunkten aus betrachtet
werden. Wissenschaftlicher Aus-
tausch, der Aufbau von Netz-
werken sowie Informations- und
Wissensbörsen sind unabding-
bar, um Zusammenhänge aufzu-
zeigen und Lösungsansätze zu
entwickeln“, so der Ministeri-
umsvertreter abschließend. Die
„Marktredwitzer Bodenschutzta-
ge“ hätten sich als Informations-
und Kommunikationsplattform
für Wissenschaftler und Prakti-
ker bestens bewährt. Zahlreiche
Projekte seien auf hier entstande-
ne Ideen zurückzuführen. DK

„Energie aus
Abfall“

Symposium des Arbeitskreises für die
Nutzbarmachung von Siedlungsabfällen (ANS)

Das Thema „Energie aus Abfall“ – Schwerpunkt des diesjähri-
gen 69. Symposiums des ANS in Göttingen – ist thematisch so-
wohl national wie auch international von herausragendem Inter-
esse. In der Abfallwirtschaft bieten sich zahlreiche Möglichkei-
ten, zu einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen. Der Ar-
beitskreis für die Nutzbarmachung von Siedlungsabfällen bot für
etwa 300 Teilnehmer ein Forum, in dem die wesentlichen Aspek-
te vorgestellt und diskutiert werden. Neben den politischen und
rechtlichen Rahmenbedingungen wurden dabei auch die verfah-
renstechnischen und organisatorischen Möglichkeiten und Gren-
zen, zum Teil mit praktischen Fallbeispielen, behandelt.

Prof. Dr. Klaus Fricke von der
TU Braunschweig verwies in sei-
nem Grundsatzvortrag eingangs
darauf, dass die stoffliche Ver-
wertung von z. B. Papier, Pappe
und Kartonagen (PPK) sowie
Kunststoffen einer energetischen
Nutzung vorzuziehen sei, da die
stoffliche Verwertung bei diesen
Abfallstoffen eine deutlich besse-
re Energiebilanz - und damit auch
eine bessere CO2-Bilanz - auf-
weist. Für die Stoffgruppen Pa-
pier/Pappe, Kunststoffe, Metalle
und Glas zeichne sich ab, dass
durch Intensivierung und Flexi-
bilisierung der Getrenntsamm-
lungssysteme, in Verbindung mit
einem intensiveren Einsatz von
Sortiertechnologien, die stoffliche
Verwertung gesteigert werden
kann. Erfassungs- und Sortiersy-
steme seien aufeinander abzu-
stimmen. Für das Gesamtsystem
definierte Fricke das Ziel, ein Op-
timum zwischen einer möglichst
hohenAbschöpfungsleistung und
einer hohen Wertstoffqualität zu
erreichen.

Mittelfristig ist Fricke zufolge
mit einer weiteren Verbesserung
der Erlössituation für Sekun-
därrohstoffe zu rechnen. Schon
kurzfristig werde ein deutlicher
Rückgang der PPK-Fraktion aus
dem Restabfall zu verzeichnen
sein. Gleiches treffe zu für einen
Teil der Metallfraktion. Wie auch
bei PPK dürfte bei den Metallen
der Status der selbst tragenden
Ressourcenwirtschaft mittlerwei-
le erreicht sein. Bei der erwarte-
ten Marktentwicklung für Sekun-
därkunststoffe werde mittelfristig
dieser Prozess auch bei den
Kunststoffen einsetzen, einherge-
hend mit einem Rückgang der
Restmüllmengen.

Nach Auffassung von Dr. Hel-
ge Wendenburg (Bundesum-
weltministerium) haben die
dramatischen Steigerungen der
Weltmarktpreise für alle relevan-
ten Rohstoffe in den vergange-
nen Jahren gezeigt, dass der in
Deutschland und Europa prakti-
zierte Weg, möglichst viel der
anfallenden Abfälle zu verwer-
ten, zur Sicherung der Rohstoff-
versorgung beiträgt und auf lan-
ge Sicht die Reichweite von
Rohstofflagern verlängern kann.
In aller Regel sei das Recycling
auch unter Klima- und Energiea-
spekten sinnvoll, da Verarbei-
tungs- und Transportvorgänge
eingespart werden und damit der
anfallende Energieaufwand redu-
ziert werden kann. Ergänzend zu
diesen mittelbaren Energie- und
Klimaeffekten trage die Abfall-
wirtschaft auch unmittelbar zur
Energiegewinnung über Bereit-
stellung von Brennstoffen oder
Brennstoffsubstituten bei. Hier
gelte es, künftig zusätzliche sinn-
volle Einsatzwege fürAbfälle zur
Energiegewinnung zu erschlie-
ßen sowie bereits bestehende
thermische Verwertungswege
noch effizienter zu gestalten.

Die möglichen Beiträge, die
die Abfallwirtschaft künftig bei
der Energieversorgung leisten
kann, bezifferte Wendenburg auf
Basis unterschiedlicher Progno-
sen und Schätzungen auf etwa
3 % bis zu 8 % des Primärener-
gieverbrauches. Neben der stoff-
lichen Verwertung sei die Aus-
schöpfung der energetischen Po-
tenziale stofflich nicht oder nur
schwer nutzbarer Abfälle weiter

voran zu bringen und die Ener-
gieeffizienz zu verbessern.

Gemäß den Plänen der Bundes-
regierung soll Wendenburg zufol-
ge bis zum Jahr 2020 der Anteil
erneuerbarer Energien von derzeit
5,8 % auf dann 16 % ansteigen.
Eine wichtige Rolle werden seiner
Einschätzung nach dabei auch
Biogasanlagen spielen. Bei der
Elektrizität sollen die erneuerba-
ren Energien im Jahr 2020 rund
27 % zur Erzeugung beitragen.
Ein Großteil der Erzeugung dieser
Elektrizität werde über die Ver-
gärung von Biomasse einschließ-
lich Bioabfällen erfolgen.

Dr. Bärbel Birnstengel von der
Prognos AG gab einen Über-
blick über das Abfallaufkommen
sowie die Behandlungskapazitä-
ten in MVA und MBA in
Deutschland und Europa. Für die
nächsten Jahre wird von Über-
kapazitäten im Bereich der Müll-
verbrennungsanlagen in Deutsch-
land ausgegangen, die zum Teil
durch Schließung älterer Anla-
gen und ggf. die Mitbehandlung
ausländischer Abfälle kompen-
siert werden können. Bisher
werden europaweit mehr als 50
% des Abfalls ausschließlich de-
poniert.

Die Bioabfallbehandlung nach
dem BEKON-Verfahren stellte
Peter Lutz, BEKON Energy
Technologies GmbH & Co.KG,
Unterföhring, vor. Hierbei wird
der Bioabfall in einem Garagen-
fermenter mit Heizung kontinu-
ierlich bewässert und das Sicker-
wasser (Perkolat) im Bewässe-
rungskreislauf gefahren, bis das
Material ausgegoren ist. Das da-
bei gewonnene Biogas wird
durch ein BHKW in Strom und
Wärme umgewandelt. Um eine
ganzjährige Wärmenutzung zu
realisieren und damit die Ener-
gieeffizienz des Verfahrens zu
erhöhen, könnte die Abwärme,
wie bei der Anlage in München
realisiert, zur Trocknung des
Kompostes genutzt werden.

Im Landkreis Göttingen wird
sowohl Biomasse aus Abfall als
auch aus der Land- und Forst-
wirtschaft zur Energiegewin-
nung genutzt, wie Dr. Hartmut
Berndt erläuterte. Im Bereich der
Abfallnutzung verwies Berndt
auf das Bioenergiezentrum Göt-
tingen GmbH (ehm. Kompost-
werk Göttingen) und den Ab-
fallzweckverband Südnieder-
sachsen mit der MBA in Deide-
rode. Für den Bereich der land-
und forstwirtschaftlich genutzten
Biomasse stellte er neben den
Rapsmühlen vor allem die örtli-
chen Biogasanlagen vor. Der
Göttinger Ortsteil Jühnde stellt
Deutschlands erstes Bioenergie-
dorf im Landkreis Göttingen dar,
dessen Konzept zukünftig auf
drei weitere Ortschaften übertra-
gen werden soll.

Wie Dr. Gregor Stadtmüller
vom Zweckverband Abfallwirt-
schaft Kaiserslautern schließlich
darstellte, betreibt der ZAK ein
Abfallwirtschaftszentrum, in dem
Hausabfälle von ca. 260.000 Ein-
wohnern mechanisch-biologisch
aufbereitet werden. Dafür wird
der Abfall in Trocken- und Nass-
fraktion getrennt. Die Trocken-
fraktion wird in einem Ersatz-
brennstoffbefeuerten Kraftwerk
energetisch verwertet. Stadtmüller
berichtete über erste Betriebser-
fahrungen mit derAnlage. DK

GemeindlicheAufgaben derAbfallwirtschaft in den Hassbergen:

Mehrheitliche Rückgabe
an den Landkreis

Im Landkreis Hassberge sind derzeit Vertreter des Abfallwirt-
schaftsbetriebes in den Gemeinden unterwegs, um die Rückgabe
von gemeindlichen, abfallwirtschaftlichenAufgaben zu erläutern.
Den Gemeinderäten wird damit fachliche Unterstützung für ihre
Entscheidungsfindung gegeben.

In einem gemeinsamen Brief
vom Juli 2008 haben Landrat Ru-
dolf Handwerker und der Werk-
leiter des Abfallwirtschaftsbetrie-
bes im Landkreis Hassberge, Wil-
fried Neubauer, die Städte, Märk-
te und Gemeinden über den Stand
der Diskussion zur Änderung bei
der Aufgabenteilung zwischen
Landkreis und Gemeinden infor-
miert.

Auf Grundlage eines Konzep-
tes zur Rückübertragung abfall-
wirtschaftlicher Aufgaben vom
16.07.2007 waren bereits im ver-
gangenen Jahr die Bürgermeister
informiert worden. Neubauer teil-
te mit, dass die Einbindung der
Gemeinden in abfallwirtschaftli-
cheAufgaben in Bayern nur noch
selten der Fall sei. „Zuletzt wur-
den im Landkreis Würzburg ab-
fallwirtschaftliche Aufgaben von
den Gemeinden auf den Land-
kreis übertragen“, informierte das
Konzept. „Von den 71 bayeri-
schen Landkreisen sind nur noch
die Landkreise München und
Neu-Ulm bekannt, die dieAufga-

benteilung praktizieren“, hieß es
bei der Darstellung der Aus-
gangslage.

Nachdem bereits 13 Gemein-
den des Landkreises Hassberge
die Abfallentsorgung in Kompe-
tenz des Landkreises zurück ver-
lagert haben, stimmte nun auch
der Gemeinderat des unterfränki-
schen Ebelsbach dem Antrag auf
Rückübertragung zu. Zuvor hatte
Werkleiter Neubauer das Gremi-
um von einer Organisation auf
Landkreisebene zu überzeugen
versucht, und das gelang.Als we-
sentliche Vorteile nannte er Wirt-
schaftlichkeit und einheitliche
Gebührenstruktur sowie die
Möglichkeit für die Bürger, alle
Wertstoffhöfe im Kreis nutzen zu
können.

DieAbstimmung im Gleisenau-
er Schloss, in dem sich der Sit-
zungssaal der Ebelsbacher befin-
det, erfolgte, „nachdem das The-
ma ergiebig, transparent und um-
fassend erläutert wurde“, wie der
Erste Bürgermeister Walter Zieg-
ler feststellte. Sabine Meissner

Augsburger Firmenjubiläum:

Zehn Jahre UTG
Anlässlich des zehnjährigen Firmenjubiläums des Umwelttech-
nologischen Gründerzentrums Augsburg haben Hannelore Lei-
mer, Präsidentin der IHK Schwaben, Manfred Rudel, Präsident
der Handwerkskammer für Schwaben sowie Emilia Müller, zum
damaligen Zeitpunkt noch bayerische Wirtschaftsministerin, im
Rahmen einer Feierstunde die Leistungen des UTG gewürdigt.

Wie Müller betonte, trage das
Gründerzentrum wesentlich zur
Sicherung und zum Ausbau der
regionalen Wertschöpfung in
Augsburg, Schwaben und ganz
Bayern bei. Die Zahl der erfolg-
reichen Gründungen und die da-
mit geschaffenen qualifizierten
Arbeitsplätze bestätigten den Er-
folg. Darüber hinaus leiste das
UTG seinen Beitrag zur Sensibi-
lisierung der Öffentlichkeit für
die speziellenAnliegen von Exis-
tenzgründern.

Die Spezialisierung des Augs-
burger Gründerzentrums auf den
Umweltbereich habe viel zu sei-
nem Erfolg beigetragen. „Das ist
einAlleinstellungsmerkmal in der
EU unter allen 800 Gründerzen-
tren. Das Potenzial der Umwelt-
branche ist beträchtlich. Das UTG
konnte seine Ziele deutlich über-
treffen: Insgesamt hat es bisher 95
Firmen mit etwa 400 Mitarbeitern
unterstützt“, so die Ministerin.

Das UTG sei ein positives Bei-
spiel dafür, dass sich die Investi-
tionen in das Zentrum in Form
von Steuerrückflüssen der ge-
gründeten Unternehmen lohnen.
Zudem generiere das UTG eine
Fülle weiterer positiver Effek-
te wie Technologietransfer zwi-
schen Forschung und Wirtschaft,
eigene Technologieentwicklung
und die Bildung von Kooperatio-
nen und Netzwerken. Das UTG
sei in das Umweltkompetenz-

Netzwerk KUMAS integriert.
Wie die UTG-Geschäftsführer

Egon Beckord undAlfred Kailing
bemerkten, sei das UTG eines
von 23 technologieorientierten
Gründerzentren in Bayern. 2007
nutzten insgesamt rund 600 tech-
nologisch hoch entwickelte Un-
ternehmen das Angebot der tech-
nologieorientierten Gründerzen-
tren. Müller zufolge haben sie da-
mit ca. 5000 Arbeitsplätze ge-
schaffen.

Für den Erfolg der technologie-
orientierten Gründerzentren gibt
es zahlreiche Gründe. Die Zen-
tren bieten ihren Unternehmen
nicht nur günstige Mieten, son-
dern auch umfassende Beratung
und Unterstützung, angefangen
von der Entwicklung einer trag-
fähigen Konzeption bis hin zur
Markteinführung der Produkte.
Neben der Prüfung der Busines-
spläne der Existenzgründer wer-
den Kontakte vermittelt, etwa zu
möglichen Kooperationspartnern
bei Unternehmen, Verbänden
oder Forschungseinrichtungen.
Die Gründerzentren agieren ver-
stärkt als zentrale Netzwerkakteu-
re und als Vermittler von Infor-
mationen und Kontakten. Zum
Teil werden auch externe Berater
oder Beraterpools eingebunden.
Die neu entstandenen Firmen
bleiben in der Regel bis zu fünf
Jahre in den technologieorientier-
ten Gründerzentren. DK

Coburger Entsorgungs- und Baubetrieb AöR (CEB):

Erfahrungswerte
aus drei Jahren

Der CEB hat in seiner neuen Rechtsform nun den dritten
Jahresabschluss erstellt - höchste Zeit für einen Rückblick und
ein erstes Resümee.

Wie in den allermeisten kreis-
freien Kommunen gab es für den
Bauhof, dieAbwasserentsorgung
und die Stadtreinigung sowie das
Tiefbauamt klassische kommu-
nale Strukturen: Gewerbliches
Personal mit betrieblichen Auf-
gaben war in die Aufbauorgani-
sation der Stadtverwaltung ein-
gebunden. Schwierigkeiten, die
sich daraus ergeben, liegen auf
der Hand, weil sich die Kollegen
der Stammverwaltung nicht so
wirklich in die Belange und Er-
fordernisse von technischen Be-
triebsabläufen hineinverset-
zen können. Umgekehrt fehlt in
diesen gewerblichen Betriebsein-
heiten oft das Verständnis für
verwaltungsmäßige Organisati-
onserfordernisse.

Nicht zuletzt mit der Ein-
führung doppischer Buchhaltung
sowie einer Kosten- und Lei-
stungsrechnung in den Kommu-
nen stellte sich auch in Coburg
die Frage der Wirtschaftlichkeit
der genannten Betriebsbereiche.
Vor diesem Hintergrund ent-
schloss sich im Jahre 2004 die
Stadtspitze mit Oberbürgermei-
ster Norbert Kastner und Bürger-
meister Hans-Heinrich Ulmann,
die genannten Betriebe neu auf-
zustellen. Neu und soweit ersicht-
lich bis jetzt einmalig war die
Zusammenführung von Abwas-
serentsorgung, Bauhof und Stadt-
reinigung mit Einbeziehung des
städtischen Tiefbauamts in ein
Kommunalunternehmen (An-

(Fortsetzung auf Seite 8)
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Damit machbar wird, was denkbar ist.

NEU!

Chiemseekonferenz in Greimharting:

30 Jahre AZV –
eine Erfolgsgeschichte

„30 Jahre Abwasser- und Umweltverband Chiemsee (AZV)“
standen heuer im Mittelpunkt der alle zwei Jahre stattfindenden
Chiemseekonferenz in Greimharting. „Der AZV ist auch heute
noch eine Erfolgsgeschichte“, betonte dessen Vorsitzender, Rim-
stings Bürgermeister Josef Mayer jun. vor rund 130 Gästen aus
Kommunalpolitik, Behörden, Tourismus, Naturschutz und
Wirtschaft. Mit Umweltprojekten habe sich der Verband im
Jahr 2000 eine neue, erweiterte Ausrichtung gegeben.

In ihren Grußworten stellten
stellvertretender Landrat Josef
Huber für den Landkreis Rosen-
heim und MdL Georg Klausner
für den Landkreis Traunstein
die vorbildliche Zusammenar-
beit der Landkreise für den
Chiemsee heraus. „Ohne Ring-
kanal und Kläranlage wäre der
Chiemsee womöglich längst
tot“, meine Klausner. Auch der
Landkreis Traunstein habe ei-
nen „entscheidenden Anteil“ an
der Verwirklichung der zentra-
len Abwasserbeseitigung ge-
habt. So sei er etwa eingesprun-
gen und finanziell in Vorlei-
stung gegangen, als sich eine
Gemeinde (Übersee) geweigert
habe, sich in das Gemein-
schaftswerk einzuklinken.

Vorbildlicher
Umweltschutz

Josef Huber wiederum beton-
te, 30 Jahre AZV stünden für
„30 Jahre sauberen Chiemsee
und 30 Jahre vorbildlichen
Umweltschutz in Bayern“. Der
AZV bringe immer wieder „fri-
schen Wind an den Chiemsee“.
In diesem Sinne seien etwa
auch dessen Bemühungen, den
Rundweg für Fußgänger und

Radfahrer zu verbessern, ein
klassisches Vorzeigeprojekt für
einen sanften Tourismus.

Schwierige Wegstrecke

Der Ehrenvorsitzende des
AZV und frühere Priener Bür-
germeister Lorenz Kollmanns-
berger zeigte den langen und
schwierigen Weg von der Grün-
dung des Planungsverbandes
1978 bis zur Inbetriebnahme
von Ringkanal und Kläranlage
1989 auf. Er wies darauf hin,
dass die Überdüngung des
Chiemsees vor 30 Jahren immer
weiter fortgeschritten sei und
der See damals zu ersticken
drohte. Als einen Glücksfall bei
der Planung bezeichnete er den
jetzigen Rimstinger Altbürger-
meister Josef Mayer sen., dem
es gelungen sei, in Stiedering in
der Gemeinde Rimsting den
Platz für die Verbandskläranla-
ge zu finden. Ohne diesen Stan-
dort gäbe es heute kein Klär-
werk, so Kollmannsberger.

Im Wandel der Zeit

Von Georg Herrmannsdorfer
(Wasserwirtschaftsamt Traun-
stein) stammt maßgeblich der

Gewässerentwicklungsplan für
den Chiemsee, aus dem die nicht
mehr befahrbaren Ruhezonen
rund um die Uferzonen zum
Schutz der Umwelt inzwischen
umgesetzt wurden. In seinem Vor-
trag „Chiemsee im Wandel der
Zeit“ plädierte er besonders für
den Erhalt und die natürliche Ent-
wicklung des Deltas der Tiroler
Ache, einem in Europa einzigarti-
gen Binnendelta.

Aktuelle Planungen

Die Umweltbeauftragte des
AZV, Marlene Berger-Stöckl,
informierte schließlich ausführ-
lich über die aktuellen Planun-
gen zum Ausbau des Chiemsee-
rundweges – ein Projekt, das
große gemeinsame Anstren-
gungen erfordert. Laut Berger-
Stöckl wurde der Rundweg
nicht als Radweg konzipiert,
sondern als naturnaher Fußweg
im Uferbereich angelegt.

Wandern und Radfahren

Wandern, Ruhe und Erholung
in der Natur stünden auf der
Wunschliste der Chiemseegäste
auch heute noch ganz oben, wie
eine Befragung des Tourismus-
verbands im Jahr 2006 ergeben
hat, so die Umweltbeauftragte.
Die unterschiedlichen Bedürf-
nisse von Fußgängern und Rad-
fahrern hätten allerdings zu
wachsenden Konflikten geführt.
Bis 2006 seien von einigen Ge-
meinden Verbesserungen umge-

setzt worden; in der Regel wur-
de der Weg verbreitert, in weni-
gen Gemeinden (Breitbrunn
und Chieming) konnte man eine
Trennung der Wege auf einzel-
nen Abschnitten erreichen.

Zunehmender Konflikt

Wegen der dennoch zuneh-
menden Konfliktsituation auf
dem Weg wurde zwischen Ge-
meinden und Tourismusverband
eine Vereinbarung getroffen,
den Weg für Radfahrer nicht
mehr zu bewerben – obwohl der
Chiemsee gerade seine Rad-
fahrgäste braucht, da sie weni-
ger wetterabhängig sind als Ba-
de- und Sommergäste. Um die-
sen Zwiespalt zu lösen, haben
die Chiemseegemeinden, zu-
sammengeschlossen im Abwas-
ser- und Umweltverband Chiem-
see, Anfang 2007 einen gemein-
samen neuen Anlauf unternom-
men, um über den Verband als
Bauherrn den Weg in eine zu-
kunftsfähige Wander- und Rad-
tourismusregion zu beschreiten.

Trennung der Wege

Basierend auf den Erfahrun-
gen der vergangenen Jahre ist es
heute das Ziel, eine konsequen-
tere Trennung der Wege umzu-
setzen. So soll der Rundweg vor
allem in ortsnahen Bereichen
wieder seinen Erholungswert
für die Anwohner und Fußgän-
ger, darunter viele Klinikpatien-
ten, zurückgewinnen. Wo mög-
lich, wird ein zweiter Weg –
meist ein schmalerer Fußweg -
parallel zum jetzigen angelegt,
in einigen landschaftlich sehr
sensiblen Uferbereichen sowie
an Abschnitten in Privatbesitz
ist eine solche Neuanlage aller-
dings oft nicht möglich.

Zentrales Anliegen ist es
letztlich, die Sicherheit und At-

traktivität für Fußgänger wie für
Radfahrer zu verbessern; dazu
gehören Querungshilfen und
Unterführungen, eine durchgän-
gige Beschilderung, ein moder-
nes Informations- und Len-
kungskonzept sowie begleiten-
de Maßnahmen, die von Servi-
ceangeboten bis zu Naturspiel-
plätzen reichen sollen. Die

Bayerische Staatsregierung hat
ihre finanzielle Unterstützung
in Aussicht gestellt und leistet
beratend Hilfestellung. Mit
dem neuen Gemeinschaftspro-
jekt wollen die Chiemseege-
meinden den Weg frei machen
für einen Aufschwung zu einer
modernen Erholungs- und Rad-
region. DK

Soll und Haben im Naturschutz:

Gute „Rendite“ mit dem
Ökoflächenkataster

LfU-Präsident Göttle fordert Kommunen auf, verstärkt
Flächen fürAusgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu melden

Wenn es um Soll und Haben im Naturschutz geht, ist das Landes-
amt für Umwelt (LfU) die bayerische Bank. Das LfU betreibt bay-
ernweit eine Datenbank mit dem sperrigen Namen Ökoflächen-
kataster. „Einzahler“ und Kunden sind vorwiegend Kommunen,
Genehmigungsbehörden und die Naturschutzbehörden der
Landkreise. Sie melden die Flächen mit Naturschutzauflagen. Bei
einer Fachtagung im Augsburger LfU zum 10. Geburtstag des
Katasters forderte LfU-Präsident Albert Göttle dazu auf, diese
Plattform intensiver zu nutzen: „Melden Sie uns Ihre Ökoflächen
– je vollständiger das Kataster gefüllt ist, desto mehr Nutzen ha-
ben Sie in Ihrer Vollzugsarbeit davon“.

Göttle weiter: „Das Öko-
flächenkataster ist ein Quanten-
sprung für die Naturschutzar-
beit und bringt eine gute Rendi-
te“. Denn seit Mitte der 1980er
Jahre steigt die Zahl der Öko-
Flächen stetig an. Bayernweit
sind 100.000 Flächen erfasst,
der Gesamtbestand der Natur-
schutzflächen wäre jedoch noch
weit größer.

Nutzung als Ökokonto

Seit 2005 kann das Öko-
flächenkataster auch für die
zeitliche und räumliche Ent-
kopplung von Ausgleichsmaß-
nahmen genutzt werden: als so-
genanntes Ökokonto, bei dem

Ausgleichsflächen schon vor
der Baumaßnahme geschaffen
und angerechnet werden kön-
nen. Das können zum Beispiel
Flächen zur Entwicklung von
Feucht- und Nasswiesen, für
Gehölzpflanzungen oder zur
Renaturierung von Fließge-
wässern und Auenabschnitten
sein.

Seit 2001 sind die Gemeinden
nach dem Baugesetzbuch ver-
pflichtet, für neue Baugebiete
auch entsprechende Flächen und
Maßnahmen zum Ausgleich vor-
zusehen. Die Ausgleichsmaß-
nahmen können auch an anderer
Stelle im Gemeindegebiet und
sogar in anderen Gemeinden
durchgeführt werden.
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Erfahrungswerte ...
(Fortsetzung von Seite 6)
stalt des öffentlichen Rechts
nach Artikel 89 Bayerische Ge-
meindeordnung). Zu bewundern
ist vor allem der Mut, das städti-
sche Tiefbauamt aus der Stadt-
verwaltung auszugliedern und es
im Kommunalunternehmen auf-
gehen zu lassen.

Struktur- und
Rechtsformdiskussion

Bevor es soweit war, gab es ei-
ne ausführliche Diskussion darü-
ber, in welcher Organisations-
und Rechtsform diese Be-
triebseinheiten ihre Aufgaben
zukünftig meistern sollten. Erste
Überlegungen der Eingliederung
in die hiesigen Stadtwerke, die
als Konzern in privater Rechts-
form strukturiert sind, scheiter-
ten schnell an der Umsatzsteuer-
problematik. Denn sobald öf-
fentlich-rechtliche Dienstleistun-
gen organisatorisch von einer
GmbH erbracht werden, fällt
schon kraft Gesetzes allein des-
halb Umsatzsteuer an, die vom
Leistungsempfänger - letztend-
lich also vom Bürger - zu bezah-
len ist. Eine Erhöhung um 16 be-
ziehungsweise 19 Prozent der
Abwasser-, Abfall- oder Straßen-
reinigungsgebühren war in Co-
burg schlichtweg nicht verant-
wortbar. Andererseits versprach
man sich von einer organisatori-
schen Zusammenführung mit
den Stadtwerken erhebliche
wirtschaftliche Vorteile. Zum ei-
nen war man dort an technischen
Betriebsabläufen näher dran als
in der Stadtverwaltung und an-
dererseits war man in den Stadt-
werken nach der Liberalisierung
der Energiemärkte durchaus
schon an marktgerechtes wettbe-
werbsorientiertes Wirtschaften
gewohnt.

Personalunion

Vor diesem Hintergrund grün-
dete die Stadt Coburg zum 1. Ja-
nuar 2005 das Kommunalunter-
nehmen Coburger Entsorgungs-
und Baubetrieb CEB AöR, das
weiterhin in öffentlicher Rechts-
form Dienstleistungen grund-
sätzlich umsatzsteuerfrei erbrin-
gen kann. Für die beabsichtigte
enge Verknüpfung mit den Stadt-
werken war die räumliche Nähe
des „Bauhofs“ ein Glücksfall.
Aus gutem Grund hat sich die
Stadt Coburg hinsichtlich der
Leitung des Kommunalunter-
nehmens für eine Personalunion
mit den Stadtwerken entschie-
den. Dadurch ist gewährleistet,
dass synergieschädliche Konkur-
renz zwischen den beiden zu 100
Prozent städtischen Unterneh-
men erst gar nicht aufkommt.

Aus Sicht der Stadtwerke ge-
staltete sich die Neugründung

des Kommunalunternehmens und
die gemeinsame Führung zu-
gleich als glückliche Fügung wie
auch als organisatorische Heraus-
forderung. Glückliche Fügung
deshalb, weil die stets erhofften
Skalierungseffekte im Energiebe-
reich bisher nicht Wirklichkeit
geworden waren. Nun aber tun
sich die gewünschten Effekte be-
sonders im Overhead-Bereich al-
so bei der Personal- und IT-Ver-
waltung wie von selbst auf. Eine
Herausforderung für die neue
Führungsmannschaft stellen die
erweiterten Aufgaben in sachli-
cher Hinsicht dar, weil nun plötz-
lich Abwasser, Straßenbau, Ge-
wässerunterhalt, Müllabfuhr, DSD
und Gebührenrecht hinzuge-
lernt werden mussten und 170
neue Gesichter memoriert wer-
den wollten.

Haustarifvertrag

Die Chance, die mit der Ausla-
gerung öffentlicher Aufgaben in
eine eigene Rechtspersönlichkeit
verbunden ist, wurde gleich nach
der Gründung beim Schopf ge-
packt. Das Kommunalunterneh-
men muss nicht zwangsläufig
Mitglied im Kommunalen Ar-
beitgeberverband werden; es
kann sich einem anderen Arbeit-
geberverband oder aber auch ta-
rifunabhängig aufstellen. Der
CEB entschloss sich, wie schon
zuvor eine Tochtergesellschaft
der Stadtwerke, zu einem Hau-
starifvertrag. Dieser enthält zu gut
30 Prozent eine leistungsorien-
tierte Vergütung und wird schon
aus diesem Grunde dienstlei-
stungsorientiertenAnforderungen
gerecht. Selbstverständlich kann
man aus kommunalpolitischen
Gründen vorhandenes Personal
nicht in diesen Tarifvertrag über-
leiten. FrühereAnstellungsverträ-
ge oder auch Beamtenverhältnis-
se mit der Stadt Coburg bleiben
erhalten; das Personal wird aller-
dings disziplinarisch und organi-
satorisch dem Kommunalunter-
nehmen unterstellt.

Das Kommunalunternehmen
wird von einem Vorstand gelei-
tet, der gleichzeitig Geschäfts-
führer der Stadtwerke ist. Auf-
sichtsgremium ist ein neunköp-
figer Verwaltungsrat mit dem
Bürgermeister als Vorsitzenden.
Nur noch ausnahmsweise ent-
scheidet der Stadtrat. Sogar der
Erlass von Satzungen und Ver-
ordnungen ist beim Verwal-
tungsrat angesiedelt. Der im
Übrigen den Jahresabschluss
feststellt und den Wirtschafts-
plan verabschiedet.

Aufgepasst haben Stadtspitze
und Stadtrat bei der Unterneh-
menssatzung des CEB; so hat die
Stadt Coburg wo immer möglich
die originäre Aufgabe der Ent-
wässerung, des Straßenbaus und

-unterhalts einschließlich Win-
terdienst und der Stadtreinigung
auf das Kommunalunternehmen
übertragen. Diese originäre Auf-
gabenübertragung ist deutlich
mehr als wenn nur der Betrieb
und Unterhalt von städtischen
Anlagen dem Kommunalunter-
nehmen auferlegt worden wä-
ren. Der Unterschied mag zu-
nächst als Wortglauberei er-
scheinen, kann sich aber dann
zugunsten der Stadt und des
Kommunalunternehmens aus-
wirken, wenn - Europa lässt
grüßen - Vergabefragen proble-
matisiert werden.

Allgemeiner Grundsatz

Beim Vergaberecht ist das
Kommunalunternehmen sowie-
so privilegiert, weil eine forma-
le Bindung an VOB, VOL,
VOF und so weiter nur bei
staatlich geförderten Maßnah-
men gefordert ist. Ansonsten
gilt wie für jede öffentliche Ein-
richtung nur der allgemeine
Grundsatz von transparenten
und diskriminierungsfreien Ver-
gabeverfahren.

Schlucken musste das Kom-
munalunternehmen die langfri-
stigen Renditeansprüche der
Stadt, die, da nun nicht mehr per
städtischer Haushaltssatzung ge-
währleistet, rechtlich zu sichern
waren. Konstruiert hat man diese
städtischen Belange über ein so-
genanntes Trägerdarlehen in
Höhe des Werts des städtischen
Kanalnetzes. Die Verzinsung
dieses Darlehens ist die einzige
unmittelbare Möglichkeit des
Eigners aus dem eingesetzten öf-
fentlichen Kapital eine Verzin-
sung zu erzielen. Da die Sparten
im Übrigen entweder defizitär
sind oder aber als Gebühren-
haushalte gewinnneutral, kommt
eine Ausschüttung auf andere
Weise praktisch nicht in Be-
tracht. Nolens volens wird die
Liquidität des Unternehmens
von den vierteljährlichen An-
nuitäten belastet, die in Cash re-
gelmäßig an die Kämmerei ab-
fließen.

Organisation

Organisatorisch hatten wir
Wert darauf gelegt, dass sich der
Aufgabenbereich des ehemali-
gen städtischen Tiefbauamts
nicht nur auf die Planung und
Vergabe bezieht, sondern nun
auch die Zuständigkeit für den
laufenden Betrieb übertragen er-
hält. Denn wer plant, soll ver-
nünftigerweise auch für den Un-
terhalt und die Praxistauglichkeit
seiner Planungen gerade stehen
müssen. So eingebundene Inge-
nieure und Techniker stehen da-
mit auch für die wirtschaftlichen
Auswirkungen ihrer Planungen
in der Pflicht. Folgekosten der
Planung sind damit von der glei-
chen Stelle zu tragen, die die Pla-
nung und deren Umsetzung ver-
anlasst hat.

Schnelle wirtschaftliche Erfol-
ge gab es bei der Stadtreinigung,
Tourenumstellungen brachten
Einsparungen von jährlich hun-
derttausenden von Euro. Ohne
großes Zögern haben wir auch die
Handwerker von Stadtwerken
und Kommunalunternehmen in
einer gemeinsamen Werkstatt zu-
sammengefasst. Zwischenzeitlich
nutzen beide Unternehmen die-
selbe Buchhaltungssoftware. Die
IT-Abteilung ist für alle da, ge-
nauso wie das Callcenter: Fragen
zur Versorgung werden hier ge-
nauso beantwortet wie zur Ent-
sorgung. Synergien sind mit Hän-
den zu greifen.

Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.:

Bayerisches Benchmarkingprojekt
2007 erfolgreich abgeschlossen

Was ist besser – privat oder öffentlich?

Die immer wieder gestellte Frage, ob ein privater Betreiber
oder die Kommune selbst die Abwasserentsorgung besser be-
treiben kann, lässt sich pauschal nicht beantworten. Die mei-
sten Privatisierungen erfolgten in der Vergangenheit allein un-
ter dem Druck der Sanierung der kommunalen Haushalte.
Darüber hinaus ist die Entscheidung über die Frage „privat ist
besser“ oder „öffentlich ist besser“ keine wirtschaftliche, son-
dern schlicht eine ideologische Entscheidung.

Dass es die öffentlichen Be-
treiber genauso gut können wie
die Privaten, zeigt eindrucks-
voll das erste flächendeckende
Benchmarkingprojekt in der
Abwasserentsorgung in Bayern.

Benchmarking heißt, sich sy-
stematisch mit anderen vergleich-
baren Entsorgern zu vergleichen.
Nicht alle Betreiber sind in allen
Bereichen gleich gut. Benchmar-
king zeigt, in welchen Bereichen
man „Spitze“ ist, fördert aber
auch Defizite zutage.

Die Bundesregierung hat zur
Abwendung der Liberalisierungs-
bestrebungen der EU eine Mo-
dernisierungsstrategie für die
nachhaltige Wasserwirtschaft in
Deutschland verabschiedet. Ziel
dieser Strategie ist es, deutsche
Wasserver- und Abwasserentsor-
ger als effiziente, kundenorien-
tierte und wettbewerbsfähige
Dienstleistungsunternehmen zu
stärken und dabei sowohl den
hervorragenden technischen
Standard als auch die hohe Ver-
und Entsorgungssicherheit beizu-
behalten. Dabei ist Benchmar-
king das von der Bundesregie-
rung empfohlene Instrument zur
Umsetzung dieser Strategie.

Unterstützt von den kommuna-
len Spitzenverbänden Bayeri-
scher Gemeindetag und Bayeri-
scher Städtetag, dem DWA-Lan-
desverband Bayern sowie dem
Bayerischen Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz wurde mit dem
Projekt „Benchmarking Abwas-
ser Bayern“ die oben empfohlene
Standortbestimmung auch im Be-
reich Abwasser angegangen.

Was waren die Ziele
und Voraussetzungen?

Eine möglichst große Teil-
nehmerzahl sollte sicherstellen,
dass sich aussagekräftige Aus-
sagen ableiten lassen.

Der Aufwand für die Teilneh-
mer soll möglichst gering sein.

Die Teilnahme ist freiwillig
(kein Zwangsbenchmarking wie
in zwei EU-Ländern).

Die Daten werden absolut
vertraulich behandelt.

Auswertung für verschiede-
ne Größenklassen (klein, mittel,
groß); damit bleibt die Ver-
gleichbarkeit erhalten.

Eine erste Standortbestim-
mung im Vergleich zu den ande-
ren Teilnehmern.

Eine erste individuelle Ursa-
chenanalyse für Abweichungen.

Als Bewertungsgrundlage
wurde das international aner-
kannte „5-Säulen-Modell“ ver-
wendet.

Insgesamt nahmen 166 bayeri-
sche Kommunen an diesem er-
sten Vergleichsprojekt im Be-
reich Abwasserentsorgung teil.
Die Teilnahmequote lag, bezogen
auf die Kanalnetzlänge, bei 23 %
des gesamten bayerischen Kanal-
netzes und bezogen auf die ange-
schlossenen Einwohner, bei im-
merhin 46 % der bayerischen Be-
völkerung.

Kernaussagen zur
Wirtschaftlichkeit

Die Bürgerbelastung in Bay-
ern liegt mit 88,50 /a deutlich
unter dem Durchschnitt in
Deutschland (110 /a). Einma-
lige Zahlungen (Beiträge) sind
darin enthalten.

Größere Abwasserentsor-

gungsunternehmen haben nied-
rigere Gesamtkosten als klei-
nere.

Größere Abwasserentsor-
gungsunternehmen haben einen
geringeren Betriebsaufwand
(Material, Personal) als kleinere.

Es macht keinen Unter-
schied, ob das Abwasser in
der eigenen oder in einer
fremden Kläranlage gereinigt
wird. Die Kosten sind nahezu
identisch.

Der Aufwand für die Abwas-
serableitung (Kanalnetz, Regen-
becken) liegt bei großen Kanal-
netzbetreibern deutlich höher
als bei kleineren.

Größere Kanalnetzbetreiber
haben einen deutlich höheren
Betriebsaufwand (Material, Per-
sonal) als kleinere.

Es wurde eine Kostendeckung
von 93 % ermittelt. Dieser Wert
liegt deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt.

Kernaussagen zur
Entsorgungssicherheit

Die flächendeckende Ka-
nalinspektion per Fernsehka-
mera dauert in Bayern etwa
16 Jahre. Nach Eigenüberwa-
chungsverordnung sollte die
Inspektion alle 10 Jahre erfol-
gen. Hier besteht somit Nach-
holbedarf.

Die kurzfristig sanierungs-
bedürftigen Kanalhaltungen
(Zustandsklassen 0,1) liegen in
Bayern bei etwa 4,5 % der ge-
samten Kanalnetzlänge. Im
Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt (sanierungsbedürftig
knapp 9 %) ist der Kanalnetz-
zustand in Bayern deutlich
besser.

Die kurzfristig sanierungs-
bedürftigen Kanalhaltungen (Zu-
standsklassen 0,1) sind bei gro-
ßen Kommunen deutlich höher
als bei kleinen. Der Grund ist dar-
in zu suchen, dass im ländlichen
Bereich die Kanäle deutlich „jün-
ger“ sind.

Kernaussagen zu Qualität
und Kundenservice bei der
Abwasserbeseitigung

Die Reinigungsleistung bei
der organischen Belastung (CSB)
liegt bei 94 %. Lediglich bei
kleineren Kläranlagen sind die
Schwankungsbreiten größer.

Die Reinigungsleistung beim
Nährstoff Stickstoff (Nges) liegt
bei 82 %. Die Schwankungs-
breiten sind hier insgesamt et-
was größer.

Die Reinigungsleistung beim
Nährstoff Phosphor (Pges)
liegt bei 90 %. Zu beachten ist
hier, dass dieser hohe Wert
trotzdem erreicht wurde, ob-
wohl es für Kläranlagen unter
10.000 EW im Normalfall kei-
ne wasserrechtlichen Anforde-
rungen für den Nährstoff Phos-
phor gibt.

Die Zufriedenheit der Kunden
lässt sich mit der Anzahl der Be-
schwerden messen. Im Mittel
wurden in Bayern 2,15 Be-
schwerden pro 1.000 Hausan-
schlüsse dokumentiert. Die Band-
breiten sind jedoch groß. Es emp-
fiehlt sich, ein systematisches Be-
schwerdemanagement einzufüh-
ren.

Der Fremdwasseranteil liegt
bei 22 %. Bei kleineren und
mittelgroßen Kanalnetzen ist
die Bandbreite erheblich.

Kernaussagen zur
Nachhaltigkeit in der
Abwasserbeseitigung

Mehr als 70 % der im Kanal-
netz getätigten Investitionen be-
treffen Neubau und Erweite-
rung. Für die Kanalsanierung
werden weniger als 30 % inve-
stiert.

Die Investitionen im Bereich
Kanalsanierung sollten erhöht
werden.

Der spezifische Jahresener-
gieverbrauch bei der Abwasser-
reinigung liegt bei 56 kWh pro
angeschlossenen Einwohner-
wert. Im Vergleich mit anderen
Bundesländern ist dies ein rela-
tiv hoher Wert. Vor dem Hinter-
grund dauerhaft steigender En-
ergiekosten werden hier detail-
liertere Energieanalysen emp-
fohlen.

Die krankheits- und unfall-
bedingten Ausfalltage ergaben
sich zu 7,4 Ausfalltage pro Mit-
arbeiter und Jahr. Bei großen
Betreibern sind die Ausfalltage
mehr als 3-mal so hoch wie bei
kleinen.

Die Fort- und Weiterbil-
dungstage liegen in Bayern bei
3 Tagen pro Mitarbeiter und
Jahr. Die OECD empfiehlt über
alle Branchen eine mittlere
Quote von 5 Tagen. Eine Ver-
stärkung der Fort- und Weiter-
bildung wird deshalb empfoh-
len.

Wie ist die Einschätzung
der Teilnehmer?

Die Erfahrungen auch aus an-
deren Benchmarking-Projekten
haben insbesondere gezeigt,
dass bei vielen Unternehmen
zunächst eine Hemmschwelle
besteht, sich an einem solchen
Projekt zu beteiligen.

Einige Teilnehmermeinungen
veranschaulichen die Relevanz
und Zukunft von „Benchmar-
king Abwasser Bayern“:

„Die Standortbestimmung ist
für das eigene Unternehmen
wichtig und deswegen ist eine
Weiterführung des Projektes
sehr sinnvoll.“

„Die Durchführung der Pro-
jektsitzungen ist sehr hilfreich
und gibt interessante Denkan-
stöße durch den offenen Erfah-
rungsaustausch.“

„Es ist sehr interessant, sich
über die eigenen Zahlen im Ver-
gleich zu anderen Unternehmen
Gedanken zu machen.“

„Wir haben durch die Teil-
nahme neue Impulse bekom-
men, um unsere eigenen Unter-
nehmensprozesse weiter zu op-
timieren.“

„Die Daten geben gute Hilfe-
stellung für die Beantragung
neuer Gelder.“

„Der Blick über den Teller-
rand ist sehr wichtig.“

„Man erfährt, wo man beson-
ders gut ist, aber auch, wo es
Optimierungspotenziale gibt.“

Wie geht’s weiter?

Um im Fußballjargon zu blei-
ben: „Nach dem Spiel ist vor
dem Spiel.“ Es ist geplant, im
Jahr 2009 die nächste Runde
des Vergleichsprojektes „Bench-
marking Abwasser Bayern“
durchzuführen. Unbestritten hat
die Abwasserentsorgung einen
hohen Standard. Allerdings sind
natürlich nicht alle Unterneh-
men in allen Bereichen gleich
„Spitze“.

Oft sind Verbesserungen
mit geringem Aufwand mög-
lich, ohne den Standard zu
verschlechtern. Deshalb lohnt
es sich, auch im Jahr 2009
wieder oder auch erstmals

mitzumachen. Man muss nicht
nur „gut sein“, sondern man
muss dieses auch beweisen kön-
nen. Nur so kann man den bei
der EU immer wieder auftreten-
den Liberalisierungsdiskussio-
nen entgegenwirken.

Die Erfahrungen bei ver-
schiedenen Benchmarking-Pro-
jekten haben jedenfalls gezeigt,
dass das Mitmachen zwar auch
Arbeit macht, unter dem Strich
es sich aber rechnet, dabei ge-
wesen zu sein.

Übrigens: Befürchtungen,
dass Teilnehmer an den Pranger
gestellt oder dass die Daten
nicht vertraulich behandelt wür-
den, haben sich bisher nie be-
stätigt. Hermann Klotz
DWA-Landesverband Bayern

Schutz des Grund- und Trinkwassers
flächendeckend stärken!

Die Landesämter für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit und
für Umwelt haben sich bei einer Fachtagung in München gegen Ent-
wicklungen gewandt, bei bestimmten Abbauprodukten von Pflan-
zenschutzmitteln außerhalb von Wasserschutzgebieten geringere
Anforderungen zu akzeptieren. LfU-Präsident Albert Göttle: „Der
Schutz unseres Grundwassers und des Trinkwassers sind unteilbar,
eine Bewirtschaftung und ein Zwei-Klassen-System mit schwäche-
ren Qualitätsanforderungen abseits der Wasserschutzgebiete sind der
falsche Weg.“ Bayern bezieht über 92 % des Trinkwassers aus dem
Grundwasser, rund zwei Drittel davon gelangen ohne jedeAufberei-
tung an den Verbraucher. LGL-Präsident Andreas Zapf: „Es kann
nicht angehen, dass wegen laxerer Maßstäbe dann für Trinkwasser-
zwecke nutzbares Grundwasser möglicherweise aufbereitet werden
muss.“ Die beiden Landesämter setzen sich für klare Festlegungen
bei den Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel und für die
Beibehaltung des flächendeckenden Grundwasserschutzes auch bei
denAbbauprodukten ein.
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Er braucht Wärme.
Und das auch noch
in 70 Jahren.
Geben Sie ihmBehaglichkeit mit Zukunft. Energie aus AQUA SOLEA
steht uns auch in 100.000 Jahren noch zur Verfügung – vorsichtig
geschätzt. Somit haben Sie es auch morgen und übermorgen immer
schön warm. Mehr über Energie für die Ewigkeit siehe:

www.aqua-solea.com

AQUA SOLEA–die Marke von:

Jagen und Fischen 2009 in München:

Informationen und
Attraktionen

Vom 1. bis 5. April 2009 öffnet die Jagen und Fischen auf
dem Gelände der Neuen Messe München zum 14. Mal ihre
Pforten für Jäger, Fischer und Naturliebhaber. In Zusam-
menarbeit mit dem Landesjagdverband Bayern e.V. und
dem Fischereiverband Oberbayern e.V. als ideelle Träger
präsentiert die Jagen und Fischen wieder neue Produkte,
aktuelle Informationen und eine Vielzahl von Attraktionen
für Fachleute und interessierte Besucher.

Auf der Jagen und Fischen, der Nummer 1 in Süddeutsch-
land, präsentieren rund 360 Aussteller aus 19 Ländern ihr glo-
bales Messeangebot. Kurz vor Beginn der Jagd- und Angelsai-
son ist die Jagen und Fischen der ideale Ort zum richtigen Zeit-
punkt, um die Ausrüstung für das Jahr 2009 zu erweitern. Er-
wartet werden wieder ca. 40.000 Besucher, die sich zu allen
Themen rund um die Jagd und Fischerei informieren werden.

Gleichzeitig bietet die Sonderausstellung BAYERN LIFE
die Möglichkeit, Naturprodukte, Kunst, altes und neues Hand-
werk, schöne und seltene Dinge sowie gelebtes Brauchtum
vorzustellen. Auf dieser Plattform für Brauchtum und alpen-
ländische Traditionen mit den Ausstellungsschwerpunkten Le-
bensart, Handwerk, Kunst & Kultur, Trachten und Musik fin-
den heimat- und naturverbundene Besucher eine Vielzahl von
alpenländischen Qualitätsprodukten. Auf der BAYERN LIFE
wird die ganze liebenswerte Vielfalt Bayerns und der angren-
zenden Länder präsentiert.

Zu den Highlights der Jagen und Fischen 2009 zählen u. a.:
media & fishing team – Der Weg zum Fisch

Der Top-Raubfischexperte in Sachen Hecht, Zander, Barsch
und Meerforelle, Torsten Ahrens, präsentiert auf der Aktions-
bühne in Halle B6 interessante und spannende Vorträge zum
Thema „Angeln in Norwegen – Der Weg zum Fisch“ oder für
Abenteurer „Big Game für Einsteiger: Blue Marlin“. Auch das
Thema „Das moderne Gummifischangeln“ findet mit Sicher-
heit zahlreiche Interessenten.

Jagd- und Angelreisen
Ob nah oder fern, ob Süden oder Norden – auf der Jagen und
Fischen können Besucher neue und attraktive Jagd- und An-
gelreviere auf der ganzen Welt entdecken. Rund um den Glo-
bus gibt es interessante und vielfältige Angebote für Angler
und Jäger. In abenteuerlicher Atmosphäre können sich Besu-
cher über Reisen informieren und Schnellentschlossene auch
gleich buchen.

Saubere Leistung zum Schutz der Gewässer:

Bayerns Kläranlagen
ausgezeichnet bewertet

Leistungsvergleich der Deutschen Vereinigung für
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA)

Bayerns Kläranlagen wird wieder eine saubere Leistung be-
scheinigt. Dies geht aus einem bayernweiten Leistungsver-
gleich hervor. Danach konnte die Reinigungsleistung der kom-
munalen Kläranlagen im Freistaat gegenüber dem Vorjahr auf
hohem Niveau nochmals verbessert werden. Bei der Eliminati-
on der Pflanzennährstoffe Phosphor und Stickstoff sind sogar
die besten Werte der letzten Jahre erreicht worden. „Die Kom-
munen leisten damit einen entscheidenden Beitrag im Gewäs-
serschutz“, hoben Albert Göttle, Präsident des Bayerischen
Landesamtes für Umwelt (LfU) und Wolfgang Günthert, Vor-
sitzender des DWA-Landesverbandes Bayern, hervor.

Die saubere Leistung in der
Abwasserreinigung sei entschei-
dend, damit die anspruchsvollen
Ziele der EU-Wasserrahmen-
richtlinie auf dem Weg zum
„guten Zustand“ erreicht wer-
den können. Über 95 Prozent
der zwölfeinhalb Millionen Ein-
wohner Bayerns sind an kom-
munale Kläranlagen ange-
schlossen. Im Freistaat reinigen

ca. 2.700 kommunale Kläranla-
gen im Jahr mehr als anderthalb
Milliarden Kubikmeter Abwas-
ser - das entspricht etwa der
Wassermenge des Ammersees.

Nicht zum Nulltarif

„Abwasserreinigung ist aber
nicht zum Nulltarif zu haben
und gut funktionierende Anla-

gen brauchen eine moderne
Technik und ein gut aus- und
fortgebildetes Personal mit viel
Know-how im täglichen Be-
trieb“, sagte Göttle. Günthert
erläuterte dazu: „Das Betriebs-
personal bayerischer Abwas-
seranlagen wird hierfür im
Rahmen der DWA-Kanal- und
Kläranlagen-Nachbarschaften
nach dem Prinzip ehrenamtli-
cher Nachbarschaftshilfe und
nach dem Motto „Aus der Pra-
xis für die Praxis!“ drei-mal
jährlich von erfahrenen Abwas-
sermeistern und Ingenieuren
geschult“.

Große Innovation

Mehr als 90 Prozent aller in
den bayerischen DWA-Nach-
barschaften organisierten Klär-
anlagenbetreiber hatten sich am
Leistungsvergleich des Fach-
verbandes beteiligt und ihre
Messergebnisse dazu ausgewer-
tet. Demnach kann sich die Bi-
lanz der Abwasserreinigung im
Freistaat durchaus sehen lassen.
„Sie besitzt einen hervorragen-
den Standard sowie große Inno-
vation und leistet damit einen
wesentlichen Beitrag zur Rein-
haltung unserer Flüsse und
Seen“, lobte Göttle. „Gut funk-
tionierende Abwasseranlagen
sind eine Daueraufgabe der
Kommunen für einen nachhalti-
gen Gewässerschutz“.

Die Fakten:

Jeder Einwohner produziert
täglich durchschnittlich 110 Li-
ter Abwasser im Haushalt. Die
größten Anteile entfallen auf
Baden und Duschen, Toiletten-
spülung und Wäschewaschen.

Über 95 Prozent der rund
zwölfeinhalb Millionen Einwoh-
ner Bayerns sind an kommunale
Kläranlagen angeschlossen. Die
Reinigungsleistung der Klärwer-
ke wird durch Messungen am Zu-
und Ablauf der Anlage ermittelt.
Sämtliche Werte aller Anlagen
gehen in den Leistungsvergleich
ein. Er wird vom Fachverband,
der Deutschen Vereinigung für
Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e.V. (DWA), in dessen sie-
ben Landesverbänden durchge-
führt.

Organische Schmutzstoffe
sind eine der wesentlichen Mes-
sgrößen, denn sie belasten den
Sauerstoffhaushalt der Gewäs-
ser und sind für die Gewässer-
ökologie äußerst schädlich.
Nach dem aktuellen DWA-Lei-
stungsvergleich wurden die or-
ganischen Schmutzstoffe in den
bayerischen Kläranlagen zu fast
95 Prozent durch die mechani-
schen und biologischen Reini-
gungsstufen abgebaut.

Zusätzlich werden die eutro-
phierend wirkenden Nährstoffe
Stickstoff und Phosphor ausge-
wertet, die für übermäßiges
Pflanzenwachstum im Gewäs-
ser verantwortlich sind. Mehr
als 370 große Kläranlagen, die
über 80 Prozent des bayerischen
Abwassers reinigen, sind mit ei-
ner dritten Reinigungsstufe zur
Entfernung der Nährstoffe aus-
gerüstet. Dabei werden fast 90
Prozent der Phosphate und über
dreiviertel des Stickstoffs aus
dem Abwasser entfernt und die
Gewässer dadurch wesentlich
entlastet.

Kursleiter Hannes Felber, Teilnehmer Stefan Obermeier,
DWA-Ehrenvorsitzender Kurt Wittmann (von links).

ATV-DVWK:

Rekordverdächtige
Landesgruppe Bayern

6.000. Teilnehmer beim Kurs
„Grundlagen für den Kläranlagenbetrieb“

Vor 46 Jahren veranstaltete
die damalige ATV-Landesgrup-
pe Bayern in Zusammenarbeit
mit Kolleginnen und Kollegen
der bayerischen Wasserwirt-
schaftsverwaltung und einigen
Kommunalverwaltungen den
ersten Grundkurs. Sicher hatte
seinerzeit der erste Kursleiter
Erwin Stier nicht ahnen können,
welche Erfolgsgeschichte dieser
Kurs einmal schreiben würde.
Denn es ist ebenso die Ge-
schichte der Abwassertechnik,
angefangen von der Grobreini-
gung bis hin zur Filtration. Und

natürlich haben sich die Kursin-
halte ständig verändert und sich
der Entwicklung angepasst.

Höhepunkte

Hier einige Höhepunkte: Der
1. Kurs fand 1962 mit 48 Teil-
nehmern und einer Kursdauer
von 50 Unterrichtsstunden in
Ebersberg statt. Bereits ab dem
4. Kurs fand der Grundkurs sei-
ne neue Heimat in Rummels-
berg bei Feucht in Mittelfran-
ken. Dort ist er auch heute noch
angesiedelt, weshalb die Kurse

im Klärwärter-Jargon auch ger-
ne “Rummelsberger-Kurse” ge-
nannt werden.

Der 150. Kurs wurde ge-
bührend mit den Lehrerinnen
und Lehrern, dem ATV-DVWK-
Fachausschuss 5.1 und den
Kursteilnehmern gefeiert. Hier
wurde bereits der 5.414. Teil-
nehmer gezählt, der in die
Grundlagen der Abwasserbe-
handlung eingeführt wurde.

Im Rahmen des 168. Kurses
am 7. November 2008 konnte
nunmehr Stefan Obermeier aus
Schwandorf als 6.000. Teilneh-
mer geehrt werden. Kurt Witt-
mann als Ehrenvorsitzender des
DWA-Landesverbandes Bayern
überreichte ihm anlässlich der
Prüfungsabschlussbesprechung
ein Geschenk.

Das große Erfolgsgeheimnis
dieses Kurses - der Jahres-
schnitt ist bei 130 Teilnehmern
– liegt in erster Linie an den
qualifizierten Lehrerinnen und
Lehrern. Ihnen gebührt ein ganz
besonderer Dank.
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Ihr kompetenter Partner im Straßenverkehr

Die Straßen sind verstopft, Falschparker behindern andere
Verkehrsteilnehmer, lange Autoschlangen vor Parkhäusern ...
Der Alltag im Straßenverkehr!

Die Lösung:
Dynamische Parkleitsysteme der Bremicker Verkehrstechnik

Durch dynamische Parkleitsysteme wird unnötiger Such-
verkehr vermieden. Den Straßenverkehrsteilnehmern werden
Orientierungshilfen geboten und die Auslastung der Park-
plätze erhöht sich.

Für den fließenden Verkehr - Dynamische Parkleitsysteme

Rund 200 Schüler haben im letzten Jahr ihre Ausbildung als Coolrider absolviert. Sie setzen sich
dafür ein, dass der Schulweg mit öffentlichen Verkehrsmitteln für alle sicherer und angenehmer
wird. Sie schauen hin, wo andere wegschauen. Dafür waren voll des Lobes: Polizeidirektor Adolf
Blöchl, Bürgermeister Dr. Klemens Gsell, Landrat Reinhardt Glauber, VAG-Vorstand Dr. Rainer
Müller und Projektleiterin Andrea Leißner. Seit 2002 haben VAG und Polizei 927 Jugendliche an
33 Schulen in ganz Mittelfranken und der Oberpfalz als Fahrzeugbegleiter ausgebildet. Sie tra-
gen nicht nur dazu bei, die Atmosphäre und damit die Nutzungsqualität der öffentlichen Ver-
kehrsmittel zu verbessern, sondern verhindern mit ihrem Einsatz auch konkrete Schadensfälle.

Teilnehmer des Nürnberger Projekts Coolrider:

Partner für mehr Sicherheit
Respekt ist die Basis für Spaß. Diese Erkenntnis haben die
Teilnehmer des Projekts Coolrider gewonnen, die im Rahmen
einer Feierstunde im Gemeinschaftshaus Langwasser von Bür-
germeister Dr. Klemens Gsell, Polizeidirektor Adolf Blöchl,
dem Forchheimer Landrat Reinhardt Glauber und VAG-Vor-
stand Dr. Rainer Müller geehrt wurden. „Ihr seid echt klasse.
Ihr seid unsere Partner für mehr Sicherheit“, lobte Polizeidi-
rektor Adolf Blöchl die rund 200 Jugendlichen, die seit einem
Jahr als Coolrider im Einsatz sind.

Vor sechs Jahren hat die
VAG Verkehrs-Aktiengesell-
schaft Nürnberg zusammen mit
der Polizei das Projekt Coolri-
der aus der Taufe gehoben.
Seither sind 957 Schüler zu
Fahrzeugbegleitern ausgebildet
worden. Den Anfang machte
das Behaim-Gymnasium in
Nürnberg, inzwischen beteili-
gen sich 33 Schulen in ganz
Mittelfranken und der Ober-
pfalz mit wachsender Begeiste-
rung an dem Projekt.

Gute Ausbildung

Coolrider setzen sich dafür
ein, den Schulweg mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln sicherer
und angenehmer zu gestalten.
Sie schauen hin, wo andere
wegschauen. Dafür benötigen
sie Selbstbewusstsein und eine
gute Ausbildung. 22 Trainer der
VAG und der ÖPNV-Akademie,
24 Polizisten und 33 Lehrer un-
terstützen die Jugendlichen in
ihrem Bemühen um ein friedli-
ches Miteinander. „Ich habe mir
die Ausbildung selbst ange-
schaut und finde sie ganz her-
vorragend!“, bestätigt Hans
Hertel, Schulleiter der Leopold-
Ullstein-Realschule in Fürth.
„Davon können die Jugendli-
chen ihr ganzes Leben lang pro-
fitieren.“

Dieser Meinung ist auch Ga-
briela Bauer, seit vier Jahren
Coolrider-Betreuungslehrerin

am Melanchthon-Gymnasium in
Nürnberg. „Die Schüler merken,
dass sie etwas bewirken können.
Und sie lernen, den richtigen
Ton zu treffen. Das gibt ihnen
Selbstsicherheit.“ Auch auf die
Atmosphäre an der Schule wirkt
sich das Engagement der Cool-
rider positiv aus. So berichtet
Gabriela Bauer, dass aus den
Reihen der Coolrider inzwi-
schen eine Mediationsgruppe
am Melanchthon-Gymnasium
entstanden ist.

VAG-Vorstand Dr. Rainer
Müller ist stolz auf die Coolri-
der: „Ihr schützt Mitmenschen,
die auf Grund ihrer Schwäche
den Stärkeren ausgeliefert
wären. Ihr sorgt dafür, dass älte-
ren Fahrgästen ein Platz freige-
macht wird. Das ist einfach su-
per.“ Doch nicht nur die bessere
Atmosphäre in Bussen und
Bahnen sind ein Verdienst der
Coolrider.

„win-win-Situation“

Dass es im morgendlichen
Schülerverkehr nicht immer
ganz „stressfrei“ zugeht, räumte
Bürgermeister Dr. Klemens
Gsell ein und bedankte sich bei
den Coolridern für ihren Einsatz.
Daneben wies er auf die „win-
win-Situation“ hin, die durch das
ehrenamtliche Engagement für
die Jugendlichen beispielsweise
bei der Vergabe von Lehrstellen
entsteht. „Das kann der Aus-

schlag gebende Faktor bei einer
Bewerbung sein“, unterstrich Dr.
Gsell. Denn die Coolrider sind
längst über ihre eigentliche Auf-
gabenstellung, den Schülerver-
kehr, hinausgewachsen, wie Po-
lizeidirektor Adolf Blöchl beton-
te: „Beherzte Coolrider sprechen
auch Erwachsene an, deren Ver-
halten nicht in Ordnung ist. Die-
se reagieren in der Regel über-
rascht, beschämt und meist auch
einsichtig.“

Voraussetzungen

Coolrider kann werden, wer
mindestens die siebte Klasse be-
sucht, den Schulweg mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln zurück-
legt und ein sicheres und höfli-
ches Auftreten hat. Weitere Vor-
aussetzung: An der Schule muss
es das Projekt ganz grundsätz-
lich geben und Eltern und Klas-
senlehrer müssen einverstanden
sein. In der Ausbildung, die sich
über sechs Wochen erstreckt, ler-
nen die Jugendlichen, Körper-
sprache wahrzunehmen und
selbst bewusst einzusetzen, er-
halten Tipps für ein sicheres Auf-
treten und erfahren, wie man
sich selbst schützen kann.

Kommunikationstraining

Ein weiterer wichtiger Bau-
stein der Ausbildung ist ein
Kommunikationstraining, das
insbesondere auch vermittelt,
wie man sich bei Meinungsver-
schiedenheiten gewaltfrei im
Gespräch auseinandersetzt. Re-
gelmäßig stattfindende Reflexi-
onstage ergänzen die Ausbil-
dung. Der Einsatz lohnt sich.
„In Bussen, in denen Coolrider
mitfahren, müssen die Fahrer
seltener einschreiten“, weiß
Andrea Leißner, Projektleiterin
Coolrider bei der VAG, aus Er-
fahrung.

Das Projekt Coolrider wird in
Zusammenarbeit mit der Polizei,
mit Schulen, Lehrern und Eltern
unter der Federführung der VAG
durchgeführt. In der Region wird
die Ausbildung von der ÖPNV-
Akademie, einer Tochter der
VAG, begleitet. Unterstützt und
gefördert wird das Projekt inzwi-
schen auch vom Verkehrsverbund
Großraum Nürnberg GmbH, von
der infra fürth verkehr gmbh, von
der Erlanger Stadtwerke AG so-
wie dem Förderverein Coolrider-
Freunde e.V., der eigens gegrün-
det wurde.

In der Region engagieren sich
für die Coolrider auch lokale
Sponsoren, allen voran dort an-
sässige Nahverkehrsunterneh-
men. 2008 erhielten die Coolri-
der den Nahverkehrspreis der
Bayerischen Eisenbahngesell-
schaft.

Vor hundert Jahren:

Lokalbahn Bad Endorf-Obing eröffnet
Vor 100 Jahren, im Herbst 1908 wurde die Lokalbahn Bad En-
dorf-Obing eröffnet, seit 1968 ruht hier der Personenverkehr,
heute gibt es nur noch Sonderfahrten.

Nach jahrelangen Planungen
für eine Bahnverbindung von
Rosenheim in den Raum Ame-
rang, Halfing, Schnaitsee, Fra-
bertsham, Obing, entschied man
sich 1901 nach zahlreichen Ver-
handlungen über mögliche Tras-
sen und schwierigen Grund-
stücksverhandlungen, für den
Bau einer Lokalbahn, Endorf-
Halfing-Amerang-Pittenhart-
Obing. Im Frühjahr 1907 konn-
te, dann nach jahrelangen Hin
und Her mit dem Bau dieser Ei-
senbahnlinie begonnen werden.
Vor 100 Jahren war dann diese
rund 18 Kilometer lange Strecke
voll im Bau.

Sterbende Nebenstrecken

Am 10 September 1908 traf
der erste Bahnzug in Obing ein
und am 15. Oktober konnte dann
diese Lokalbahnstrecke einge-
weiht und in Betrieb genommen
werden. Als in den 70er Jahren
des vergangenen Jahrhunderts
das Sterben der Nebenstrecken
begann, blieb auch diese Lokal-
bahn nicht verschont.... So wur-
de ab Mai 1968 der unrentable
Personenzugverkehr eingestellt.
Es verkehrten dann nur noch Gü-
terzüge und 1996 war dann auch
damit Schluss. Diese Strecke
wurde für den offiziellen Zug-
verkehr eingestellt.

Damit diese Lokalbahnstre-
cke nicht ausgelöscht und an sie
erinnert wird, wurden die Ver-
antwortlichen aufgefordert die-
se Bahnlinie nicht endgültig
aufzugeben sondern zu fördern.
So veranstaltete die Gemeinde
Obing im Sommer 1995 an zwei
Tagen Dampfzugfahrten zwi-
schen Bad Endorf und Obing.
Auch 1996 wurden im Sommer
nostalgische Dampfzugfahrten
durchgeführt.

Dampfzugfahrten

Damals fragten sich die Ei-
senbahnfreunde, ob es die letz-
te Fahrt zwischen Obing und
Bad Endorf sein würde. Denn
für die Bahn AG galt diese
Strecke am 2. September 1996
als endgültig stillgelegt. Doch
Obings Altbürgermeister Walter
Mayer setzt sich nach wie vor
für die Erhaltung der Lokalbahn-
strecke ein. In Zusammenarbeit
mit dem Bayerischen Eisen-
bahnmuseum in Nördlingen
können immer wieder Dampf-
zugfahrten durchgeführt werden.

Eisenbahnfans und freiwillige
Helfer in den Gemeinden Obing,
Pittenhart und Amerang befrei-
ten die rund 18 Kilometer lan-
ge Strecke immer wieder von
Eschen-Sprösslingen, Busch-

werk, Umkraut und Fichtenan-
flug. Man wollte keine scharfen
Spritzmittel einsetzen, die Fauna
und Flora zerstören und außer-
dem noch hohe Kosten verur-
sachten. Unter sachkundiger An-
leitung wurden die Arbeiten
durchgeführt. Auch zum 90-
jährigen Jubiläum der Lokal-
bahnstrecke 1998 fuhren nostal-
gische Dampfzüge.

Historischer Schienenbus

Im Herbst 2004 erwirbt dann
die Chiemgauer Lokalbahn ei-
nen historischen Schienenbus,
einen rund 50 Jahre alten vier-
achsigen Triebwagen vom Typ
„Esslinger“ mit einen dazu-
gehörigen Beiwagen. Alle zwei
Fahrzeuge bieten rund 200 Fahr-
gästen Platz, auch die Mitnahme
von Fahrrädern ist möglich. Die-
se nostalgische Garnitur, dient
für Ausflugsfahrten und Touri-
stikverkehr an den Wochenen-
den im Sommer.

Im Sommer 2006 feierte man
dann die wieder eröffnete Lokal-
bahnstrecke Endorf-Obing (LEO)
mit einem großen Fest mit Tau-
senden von Gästen. Rund 10.000
Fahrgäste waren bisher alle Jahre
von Mai bis Oktober mit der be-
liebten Chiemgauer Lokalbahn
unterwegs, mit den Triebwägen
an den Sonn- und Feiertagen so-
wie bei Sonderfahrten und Char-
ter-Fahrten.

Die Weichen sind gestellt

Die Lokalbahn kann auch für
Geburtstagsfeiern und Vereins-
ausflüge gemietet werden. Seit
Sommer 2005 hat das Bayerische
Staatsministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Technologie der
Rhein-Sieg Eisenbahn GmbH als
fachlich zuständiges Eisenbahn-
verkehrsunternehmen die Geneh-
migung zum Betreiben der Bahn-
strecke Bad Endorf über Halfing
und Amerang nach Obing erteilt,
die bereits „abgeschriebene“ über
100 Jahre alte Lokalbahn im
Chiemgau hat wieder eine Zu-
kunft. Jos. Göllinger

Leserbrief an die GZ
Gemeinde Eurasburg kassiert
Eintrittsgeld von Autofahrern
Einen sehr eigenwilligen Um-

gang mit ihren Besuchern prakti-
ziert die oberbayerische Ge-
meinde Eurasburg: Beim Verlas-
sen des Ortes wird an der Stadt-
grenze abkassiert. Als ich im Au-
gust mit meinem PKW unter-
wegs war wurde ich aus heite-
rem Himmel geblitzt - ganz we-
nige Meter vor dem Ortsende.

Beim Blick auf meinen Tacho
dachte ich an einen Fehler bei
der Auslösung der Überwa-
chungsanlage, die sich in einer
Hecke befand. Doch ein Schrift-
stück der Kommunalen Ver-
kehrsüberwachung belehrte mich
eines Besseren: Für 56 km/h

musste ich 15 Euro Verwar-
nungsgeld fristgerecht innerhalb
von acht Tagen überweisen.

Moderne Wegelagerer möchte
man die zuständigen Verantwort-
lichen nennen. Meiner Ansicht
nach diente diese Aktion nicht
zur Gefahrenabwehr oder zur Er-
höhung der Verkehrssicherheit.
Vielmehr wird damit die kom-
munale Kasse saniert. In Zu-
kunft werde ich jedenfalls einen
großen Bogen um Eurasburg
machen. Dies ist auch eine Mög-
lichkeit, eineKommune von Au-
tos zu befreien - aber auch von
Gästen. Christoph Miller

Walkertshofen

Gerolzhofen steigt um:

Statt Auto: Stadtbus!
Das unterfränkische Städtchen Gerolzhofen mit seinem mittel-
alterlichen Stadtbild, der idyllischen Allee um die Stadtmauer
und seinen imposanten Wehrtürmen steigt um – und zwar in
den Bus. Mitte November nahm der Stadtbus seinen Betrieb auf.

Im Halbstunden-Takt drehte
der knallgelbe Bus der Gerolz-
hofer Firma OKReisen Klein-
henz mit 18 Sitzplätzen seine
Runden durch Gerolzhofen, mon-
tags bis freitags von 9 bis 12 Uhr
und von 14 bis 17 Uhr. In der
Weihnachtszeit fährt der Stadtbus
auch an allen Adventssamstagen,
dann jeweils von 9 bis 14 Uhr.

Kurz vor der ersten Runde lud
die Stadt alle Interessierten zu ei-
ner kleinen offiziellen Eröff-
nungsfeier ein: Bürgermeisterin
Irmgard Krammer gab den Start-
schuss für den dreimonatigen
Probebetrieb.

Dreimonatiger
Probebetrieb

Bus fahren - Sprit sparen: Den
dreimonatigen Probebetrieb hat
der Stadtrat einstimmig be-
schlossen. Und so bringt der
Geo-Stadtbus nunmehr Einhei-
mische, Gäste und Touristen zu
Geschäfts- und Wohngebieten,
in die Innenstadt und zu markan-
ten Stellen des rund 6700 Ein-
wohner zählenden Städtchens.

Die Einzelfahrt kostet einen
Euro, egal wie viele Haltestellen
lang die Fahrt dauert. Darüber
hinaus gibt es Vergünstigungen
auf Tageskarten (2,50 Euro),

Zwölfer-Karten (10 Euro) und
Monatskarten (25 Euro). Kinder
bzw. Jugendliche von sieben bis
einschließlich 14 Jahren zahlen
auf die genannten Preise die
Hälfte, Kinder bis einschließlich
sechs Jahre fahren kostenlos.
Durch diese Preiskonstellationen
und -staffellungen bietet der
Stadtbus erschwingliche Fahrten
durch Gerolzhofen und Rügs-
hofen für die ganze Familie.

Der Bus hält nicht nur bei vie-
len Einkaufsmärkten und Ge-
schäften, sondern auch an mar-
kanten Stellen des schmucken
Städtchens, unter anderem am
Steigerwald-Dom (am Markt-
platz), an der Geomed-Klink, am
Badeparadies Geomaris oder am
Wohnstift Steigerwald.

Der Stadtrat und ein Arbeits-
kreis Stadtbus – der von allen
Fraktionen und Gruppierungen
besetzt ist – haben die Preise und
den Fahrplan ausgearbeitet. So
wird die Route mitsamt Ab-
fahrtszeiten, Preisen und weite-
ren Informationen in einem Pro-
spekt aufgelistet. Das Landrats-
amt Schweinfurt hat für den Pro-
bebetrieb des Stadtbusses einen
ÖPNVZuschuss von zirka 30
Prozent in Aussicht gestellt.
Weitere Informationen unter
www.gerolzhofen.de
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Wir fahren für das Klima.
Es gibt viele Wege, das Klima zu schonen. Aber am einfachsten ist es wohl,
das Auto stehen zu lassen und auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen. Denn
Busse und Bahnen produzieren pro Person und gefahrenem Kilometer nur rund
ein Drittel des Kohlendioxids eines Autos.

www.deutschland-bleibt-mobil.de

TUN SIE ETWAS FÜR DAS KLIMA!
ERWEITERN SIE IHREN FUHRPARK!

Würzburgs City soll
schöner werden

Stadträte diskutierten Mängelliste ihres Tourismuschefs

Würzburg. Dürftig bis dürr bepflanzte Betonblumenkübel, kä-
figartige Bretterverschläge für Outdoor-Gäste vor Kneipen
und Cafés, lieblose Metallbänke - eine lange Liste an Hässlich-
keiten präsentierte Würzburgs Tourismuschef Dr. Peter Oet-
tinger im Werkausschuss des Würzburger Stadtrats. Laut Oet-
tinger droht die City der Residenzstadt zu „verslumen“. Die
Stadträte sehen sich nun vor die Aufgabe gestellt, die Situation
zu verbessern, ohne viel Geld in die Hand nehmen zu können.

Würzburg könnte deutlich
mehr aus sich machen, ist Oet-
tinger überzeugt: „Wir verkau-
fen uns als Standort schlecht.“
So würde nur an zwei Punkten
in der Stadt Blumenschmuck
ein angenehmes Bild bieten:
Rund um den Häckerbrunnen
am Oberen Marktplatz blüht es
im Sommer lebhaft, außerdem
locken die Blumenpyramiden
vor dem Würzburger Stadtthea-
ter. Ansonsten prägen laut Oet-
tinger „Pflanztröge mit fast
schon verdörrtem Inhalt oder
Wald- und Wiesen-Grün das
Bild der touristischen Haupt-
achse.“

An Negativästhetik nicht
zu überbieten

Ein Dorn im Auge sind dem
Geschäftsleiter des städtischen
Eigenbetriebs „Congress-Tou-
rismus-Wirtschaft“ (CTW)
außerdem die „Käfige“, in de-
nen Kneipengäste von Frühling
bis tief in den Herbst hinein
„gehalten“ werden. Die Gestal-
tung einer ganzen Reihe von
Außengastronomieflächen sei
an Negativästhetik „nicht zu
überbieten“: „Lattenzäune aus
dem Baumarkt, schlimmer noch

Pressspanplatten, zeugen von
Hilflosigkeit der Gastronomen.“
In manchen Gegenden der Stadt
vermiese diese „Bretter-Archi-
tektur“ das gesamte Bild eines
Straßenzuges.

„Bretter-Architektur“

Allerdings: Irgendwann hatte
irgendwer just diese Außenge-
staltung genehmigt. Das sollte
künftig nicht mehr sein. Oettin-
ger regte an, mit der Genehmi-
gung zur Außenbewirtschaftung
einer Kneipe, eines Restaurants
oder Cafés Vorgaben zu verbin-
den. Zum Beispiel Mobiliar, das
ins Stadtbild passt, entsprechen-
de Schirme und Dekorationen.

Gravierendes Problem

Als inzwischen gravierendes
Problem erkannten die Stadträte
die „halbverdauten Speisen-
hinterlassenschaften“ in Würz-
burgs Kneipenstraßen nach den
Wochenendpartys und vor al-
lem nach speziellen Events. Die
Gastronomen begnügten sich
offenbar damit, Umsatz zu ma-
chen, stellte Oettinger fest. Ver-
antwortlich dafür, die Lachen
mit Erbrochenem zu entfernen,

VDV-Vizepräsident Dr. Eberhard Christ übergab die Petition
der beiden Verbände an Bundesministerin Dr. Ursula von der
Leyen. Foto: Jörg Müller

Gemeinsamer Fünf-Punkte-Katalog von VDV und DFV:

Plädoyer für Mobilitätssicherung
von Familien in Deutschland

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. (VDV)
und der Deutsche Familienverband e. V. (DFV) fordern ge-
meinsam die Sicherung des öffentlichen Personennahverkehrs
(ÖPNV). Gerade in Anbetracht der hohen Benzinpreise spielt
der ÖPNV eine immer wichtigere Rolle für die Mobilität von
Familien. Gemeinsam haben beide Verbände dazu einen Fünf-
Punkte-Forderungskatalog entwickelt.

„Wir brauchen ein stärkeres
politisches Bewusstsein für den
Zusammenhang von Familie
und Mobilität. Wichtige Punkte
haben wir deshalb in unseren
Forderungskatalog geschrie-
ben“, erklärte VDV-Hauptge-
schäftsführerin Dr.-Ing. Claudia
Langowsky zum Abschluss ei-
nes gemeinsamen Workshops
von VDV und DFV in Berlin.

Der Workshop ist Teil einer
Kooperation der beiden Verbän-
de im Rahmen der Kampagne
„Vorfahrt für Familien! Mit
Bussen & Bahnen“, mit der sich
der VDV in diesem Jahr für
Mobilitätsbedürfnisse von Fa-
milien, insbesondere im ländli-
chen Raum, einsetzt.

„Wir vom DFV engagieren
uns traditionell dort, wo es um
den Alltag von Familien geht.
Die Mobilität mit Bussen und
Bahnen ist so ein Fall. Des-
halb kooperieren wir in diesem
Jahr mit dem VDV“, betonte
Siegfried Stresing, Bundesge-
schäftsführer des DFV. Ihr ge-
meinsames Anliegen formulier-
ten beide Verbände heute in ei-
nem Fünf-Punkte-Forderungs-
katalog:

1. Familienpolitische
Bedeutung des ÖPNV
anerkennen

Die Familienfreundlichkeit
einer Region wird im Familie-
natlas des Bundesfamilienmini-
steriums bislang mit Blick auf
die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf, Wohnen, Bildung
und Ausbildung sowie Freizeit-

gestaltung bestimmt. Die Er-
reichbarkeit und Vernetzung der
verschiedenen Angebote auch
ohne Auto ist allerdings Voraus-
setzung dafür, dass diese auch
von allen genutzt werden kön-
nen. Deshalb sollten die Ange-
bote von Bussen und Bahnen
Bewertungskriterium für famili-
enfreundliche Regionen im Fa-
milienatlas werden.

bindung dieser Regionen an ih-
re jeweiligen Zentren setzen
Bund und Länder die Regionali-
sierungsmittel ein. Damit der
ÖPNV auch weiterhin bezahl-
bar bleibt, müssen diese Regio-
nalisierungsmittel des Bundes
über das Jahr 2014 in voller
Höhe erhalten bleiben; genauso
wie die Dynamisierung der Mit-
tel von jährlich 1,5 Prozent.

3. Familien- und
klimafreundliche
Mobilität steuerlich fördern

Von Familien wird immer
größere Mobilität gefordert, sei

durch gestaffelte Schulanfangs-
zeiten, hat das viele Vorteile.
Die Verkehrsunternehmen müs-
sen weniger Fahrzeuge vorhal-
ten, wodurch das Leistungs-
angebot günstiger erstellt wer-
den kann. Hiervon können alle
Fahrgäste profitieren und Schü-
ler sowie Berufstätige starten
entspannt in den Tag. Hierfür
müssen sich Schulträger, El-
ternvertretungen und Verkehrs-
unternehmen abstimmen.

5. Energiesteuern senken

Mobilität wird immer teurer.
Die Benzinpreise sind seit 1988
um 175 Prozent angestiegen.
Für viele Familien wird es da-
her immer schwieriger, sich die
Mobilität mit einem eigenen
Pkw zu leisten. Der Staat trägt
Verantwortung dafür, dass be-
zahlbare Mobilität für alle er-
reichbar ist. Da Busse und Bah-
nen zusätzlich noch umwelt-
freundlich sind, sollten die En-
ergiesteuern für sie auf die Min-
deststeuersätze gesenkt werden,
die die EU-Energiesteuerrichtli-
nie vorsieht. Für elektrisch be-
triebene Fahrzeuge würde das
eine Befreiung bedeuten.

VDV und DFV richten sich
mit ihrer Kooperation nicht nur
an die Landes- und Bundespo-
litik. Auch die regionalen Mit-
gliedsunternehmen des VDV
standen im Fokus des gemein-
samen Workshops. Die Partner
präsentierten ausgewählte fa-
milienfreundliche ÖPNV-An-
gebote aus ganz Deutschland.
„Die Beispiele zeigen der Poli-
tik, dass wir nicht nur fordern,
sondern an vielen Stellen be-
reits aktiv etwas für Familien
tun“, hob Claudia Langowsky
hervor.

Weitere Informationen unter
www.deutschland-bleibt-
mobil.de

2. Angebot des ÖPNV
für Familien auch
in der Fläche erhalten

Fast 60 Prozent aller Familien
mit Kindern bis 18 Jahren leben
in Gemeinden unter 50.000 Ein-
wohnern - also in ländlichen
Gebieten bzw. in der Umge-
bung von Großstädten und Bal-
lungsräumen. Daher muss der
ÖPNV auch hier ein gutes An-
gebot machen. Für die gute An-

es durch Schulzusammenlegun-
gen, durch entfernte Arbeitsstät-
ten oder durch zentrale Freizeit-
angebote. Ihnen werden dabei
auch enorme finanzielle Bela-
stungen aufgebürdet. Die Ko-
sten für die beruflichen Wege
mit dem ÖPNV müssen in voll-
em Umfang steuerlich absetzbar
sein. Angesichts steigender Mo-
bilitätsanforderungen sind wei-
tere verkehrspolitische Len-
kungsfunktionen hin zu mehr
klimaschonender Mobilität er-
forderlich.

4. Gestaffelte Schulzeiten

Busse und Bahnen stehen für
einen pünktlichen und sicheren
Weg zur Schule. Für die Ver-
kehrsunternehmen stellt die
morgendliche Verkehrsspitze,
wenn alle zur gleichen Zeit zur
Schule oder Arbeit fahren, je-
doch eine große betriebliche
und finanzielle Herausforde-
rung dar. Entzerrt man diese
morgendliche Verkehrsspitze

150 Jahre Alter Bahnhof –
130 Jahre Rathaus

Die Stadt Rosenheim feierte das Doppeljubiläum „150 Jahre Al-
ter Bahnhof – 130 Jahre Rathaus“, in dem sie die Geschichte die-
ses altehrwürdigen Gebäudes und die Entwicklung der Stadtver-
waltung bei einem festlichen Vortragsabend mit Ausstellung und
einigen besonderen Rathausbesichtigungen lebendig werden ließ.

Der erste Bahnhof, in dem heu-
te das Rosenheimer Rathaus un-
tergebracht ist, wurde am 13. No-
vember 1858 in Betrieb genom-
men. Schon 1876 wurde der
Bahnhof an einen neuen Standort
verlegt. Seit 1878, also seit 130
Jahren, dient das erste Bahnhofs-
gebäude als Rathaus. Zur Erinne-
rung an diese Anlässe hatte die
Stadt ein kleines Jubiläumspro-
gramm vorbereitet, zu dem alle
interessierten Bürgerinnen und
Bürger herzlich eingeladen waren.

Festabend

Mitte November fand im
großen Rathaussaal ein Fest-
abend statt. Hauptprogramm-
punkt dieser musikalisch um-
rahmten Veranstaltung war der
Vortrag des stellvertretenden
Stadtheimatpflegers Karl Mair,

der einen historischen Abriss
zum Thema Bahnhof und Rat-
haus, untermalt mit historischen
Bilddokumenten, gab. Daneben
nahm der Sketch „Buchbinder
Wanninger 2008“, frei nach Karl
Valentin, einen humorvollen Be-
zug auf 130 Jahre Rosenheimer
Verwaltungsgeschichte.

Zudem wurde eine Woche lang
die Geschichte des Gebäudes im
historischen Mitteltrakt und im
Foyer der Rathaussäle mittels ei-
ner kleinen Ausstellung lebendig.

Als weitere Möglichkeit, sich
intensiver mit dem Rathaus und
seiner Historie auseinanderzu-
setzen, bot die Stadt kostenlose
Rundgänge zu Geschichte und
Architektur des Hauses, unter
anderem mit Besichtigung des
Büros der Oberbürgermeisterin
und der sonst nicht zugänglichen
Kellergewölbe an.

Der Rosenheimer Bahnhof etwa im Jahr 1865.
Foto: Stadtarchiv - Fotosammlung

fühlten sich die wenigsten.
Zur „Verschandelung“ des

Stadtbilds führt nach der Analy-
se der CTW-Mitarbeiter auch
das Verhalten der Fahrradfahrer,
die ihre Drahtesel an allen mög-
lichen oder unmögliche Orten
abstellten oder anketteten. Wo-
bei dieses Problem hausge-
macht sei: „Es gibt zu wenige
Fahrradständer.“ Dass Abstell-
flächen für Räder gern ange-
nommen werden, sei überall
dort zu beobachten, wo die
Stadt in entsprechende Anlagen
investierte.

Kinder ohne Möglichkeit
zum Spielen

Wenig attraktiv ist die Innen-
stadt für Kinder, die ihre Eltern
auf einer Sightseeing-Tour
durch Würzburg begleiten. Auf
der gesamten Tourismusachse
zwischen Residenz und Alter
Mainbrücke gibt es keine einzi-
ge Möglichkeit für Kinder,
ihren Spieltrieb auszuleben. Für
Erwachsene sind Sitzbänke
Mangelware. Da es an Platz für
eine großzügige Spielfläche
fehlt, meldete das CTW den
Wunsch nach „Spielpunkten“
an. Pat Christ
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Stadtmüllsauger Leichtmüllverdichter

Handlich, praktisch, beweglich
Der LADOG T 1550 TransFlex macht sich auch im Winter be-
zahlt. Wenn das Multifunktionsfahrzeug nicht für den Winter-
dienst benötigt wird, läßt es sich problemlos zum Heckenschnei-
den einrichten. Mit dem handlichen LADOG T 1550 TransFlex
ist das ein Kinderspiel. Gesteuert über den Multifunktionshebel
ist die Bedienung des Heckenschneide-Gerätes für den Fahrer
ganz einfach und damit wirklich praktisch. Die Sichtverhältnis-
se des Fahrers auf den Arbeitsraum sind gut und dank der
Außenabmessungen des Gesamtfahrzeuges ist das Fahrzeug bei
dieser Arbeit sehr beweglich. Der LADOG T 1550 TransFlex ist
einfach die „Zwischenklasse“ Dank der großen, ausgereiften
Hydraulikanlage kann der Fahrer die Arbeiten mit einer gerin-
gen Motordrehzahl durchführen. Er fühlt sich wohl bei seiner
Arbeit. Dank des Hydrostaten schmerzt ihn auch kein Kupp-
lungsfuß; kein zappeln macht ihn nervös - dank des einfachen
Multifunktionshebels. Keine Beschwerden im Genick stören ihn
- weil er dank der guten Sichtverhältnisse ganz normal sitzen
und arbeiten kann. Die (wahlweise) Allradlenkung ermöglicht es
dem Fahrer auch Bereiche zu bearbeiten, die ohne Allradlen-
kung nur durch große Rangierarbeiten durchgeführt werden
können.Umfassende Infos unter: www.bertsche-online.de.

Ab 2009 in der neuen E-Klasse und in der S-Klasse:

Sicherheit auf höchstem Niveau
Synergie modernster Sicherheitstechnik macht

neue Mercedes-Modelle zu „denkenden“ Partnern
Mit rund einem Dutzend neuer oder weiterentwickelter Systeme
schlägt Mercedes-Benz ein neues Kapitel in seiner langjährigen
Geschichte der Pkw-Sicherheit auf. Nach dem erfolgreichen En-
gagement beim Insassenschutz stehen künftig mehr denn je die
Vermeidung von Verkehrsunfällen und die Verringerung der Un-
fallschwere im Fokus der Mercedes-Fachleute.

Dabei spielen die Fahrer-As-
sistenzsysteme, die erstmals in
der neuen E-Klasse und in der S-
Klasse des Modelljahrgangs 2009
zum Einsatz kommen werden,
eine wichtige Rolle. Mit einer
weltweit einzigartigen Synergie
modernster Sicherheitstechnik
erweitert Mercedes-Benz die
„Sinne“ der Automobile und
steigert ihre Intelligenz.

So werden die Mercedes-Mo-
delle zu „denkenden“ Partnern,
die sehen, fühlen und selbststän-
dig handeln können. Zudem wei-
sen die Mercedes-Limousinen
auf dem Gebiet des Insassen-
schutzes in die Zukunft und set-
zen mit einer „elektronischen“
Knautschzone neue Maßstäbe.

Ebenso wie die bewährten
Mercedes-Erfindungen ABS,
ESP®, Bremsassistent und PRE-
SAFE® sind auch die neuen As-
sistenzsysteme auf das reale Un-
fallgeschehen abgestimmt. Ziel
ihrer Entwicklung war es, beson-
ders häufige und folgenschwere
Kollisionen zu verhindern. Im
Blickpunkt stehen dabei die Un-
fallursachen Abstand, Geschwin-
digkeit, Übermüdung, Dunkel-
heit und Abkommen von der
Fahrbahn.

Kritische Situationen
interpretieren

Dazu setzt Mercedes-Benz ne-
ben Radarsensoren erstmals
auch Kameras ein, die weit vor-
ausschauen, die Umgebung des
Autos beobachten und kritische
Situationen interpretieren kön-
nen. Neue kamerabasierte Assi-
stenzsysteme unterstützen den
Autofahrer zum Beispiel beim
spurtreuen Fahren, beim Erken-
nen von Temposchildern, bei der
situationsgerechten Steuerung
der Scheinwerfer und beim Blick
in die Dunkelheit.

Die neue E-Klasse wird das
weltweit erste Automobil sein,
dessen Scheinwerfer sich auto-
matisch der jeweiligen Verkehrs-
situation anpassen. Der Adapti-
ve Fernlicht-Assistent erkennt
entgegenkommende oder vor-
ausfahrende, beleuchtete Fahr-
zeuge und steuert die Scheinwer-

fer kontinuierlich so, dass sie
stets die größtmögliche Leucht-
weite bieten - ohne andere Auto-
fahrer zu blenden. Auf diese
Weise kann sich die Reichweite
des Abblendlichts von derzeit 65
auf bis zu 300 Meter vergrößern.
Ist die Strecke frei, schaltet das
System mit einem weichen
Übergang auf Fernlicht um. Da-
mit unterscheidet sich die Mer-

Frontscheibe. Sie sendet alle 40
Millisekunden neue Daten, mit
denen die Leuchtweite der varia-
bel regelbaren Bi-Xenon-Schein-
werfer angepasst werden.

Den Nachtsicht-Assistenten,
der die Fahrbahn mit unsichtba-
rem Infrarotlicht weit ausleuch-
tet, hat Mercedes-Benz weiter-
entwickelt. Die zweite Generati-
on dieses Systems - der Nacht-
sicht-Assistent Plus - zeichnet
sich durch eine spezielle Fuß-
gänger-Detektion aus: Sobald
das System Fußgänger vor dem
Auto erkennt, werden sie in der
Displayanzeige markiert.

nimmt und demAutofahrer sofort
die notwendige Information an-
zeigen kann. Zusätzlich wertet
der Geschwindigkeitslimit-Assi-
stent die Daten der digitalen
Straßenkarte des Navigations-
systems aus und überprüft auf die
Plausibilität des Kamerabildes.

Müdigkeitserkennung

Dank einer neuartigen Tech-
nologie entwickeln künftige
Mercedes-Modelle ein feinfühli-
ges Gespür für die Aufmerksam-
keit ihrer Fahrer. Ziel ist es,
rechtzeitig die Ermüdung der
Autolenker festzustellen und sie
vor dem gefährlichen Sekunden-
schlaf zu warnen. Laut wissen-
schaftlicher Studien ereignen
sich durch Übermüdung rund ein
Viertel aller schweren Autobah-
nunfälle.

Der neue Attention Assist ist
mit hochempfindlicher Sensorik
ausgestattet, die das Fahrverhal-
ten des Autolenkers, die jeweili-
ge Fahrsituation sowie über 70
andere Parameter erfasst. Auf
diese Weise erkennt das System,
wenn die Aufmerksamkeit des
Fahrers nachlässt. Die perma-
nente Beobachtung ist wichtig,
um den gleitenden Übergang
vom Wachzustand zur Ermü-
dung zu erkennen und den Auto-
fahrer frühzeitig warnen zu kön-
nen. Neben der Geschwindig-
keit, der Längs- und Querbe-
schleunigung erfasst das Merce-
des-System zum Beispiel auch
Blinker- und Pedalbetätigungen
sowie bestimmte Bedienhand-
lungen und äußere Einflüsse wie
Seitenwind oder Fahrbahnun-
ebenheiten.

Insassenschutz

Der Attention Assist wird zur
Serienausstattung der neuen E-
und der S-Klasse des Modell-
jahrgangs 2009 gehören. Eben-
falls serienmäßig bietet Merce-
des-Benz in diesen Modellen das
präventive Insassenschutzsys-
tem PRE-SAFE® an. Es er-
kennt unfallträchtige Situationen
anhand von Sensorinformatio-
nen und aktiviert reflexartig vor-
sorgliche Schutzmaßnahmen für
die Insassen, so dass Gurte und
Airbags beim Aufprall ihre volle
Schutzwirkung entfalten kön-
nen. Damit bildet Pre-Safe® die
Brücke zwischen Aktiver und
Passiver Sicherheit; es ist mit
dem Bremsassistenten und dem
Elektronischen Stabilitäts-Pro-
gramm ESP® vernetzt, deren
Sensoren potenziell fahrdyna-
misch kritische Situationen er-
kennen und millisekunden-
schnell entsprechende Informa-
tionen an die elektronischen
Steuergeräte senden.

Radartechnik

In Zukunft wird Mercedes-
Benz erstmals auch die Informa-
tionen des Nahbereichsradars
nutzen, um im allerletzten Au-
genblick vor einem unvermeid-
baren Unfall die Pre-Safe®-
Gurtstraffer auszulösen. Da-
durch lassen sich die Aufprallbe-
lastungen von Fahrer und Bei-
fahrer deutlich vermindern.

Die auf moderner Radartechnik
basierenden Mercedes-Assistenz-
systeme Distronic Plus und
Bremsassistent Plus leisten ei-
nen wirksamen Beitrag zur Un-
fallvermeidung. Eine Analyse
von Daten aus der Unfallfor-
schung ergab, dass mit dieser
Technologie in Deutschland
durchschnittlich ein Fünftel aller
Auffahrkollisionen verhindert
werden können. Auf Autobahnen
lässt sich die Unfallquote sogar
um rund 36 Prozent verringern.

Für die neue E-Klasse und die
S-Klasse des Modelljahrgangs
2009 hat Mercedes-Benz die
Radartechnik noch weiter ver-
bessert. Die Reichweite des
Fernradarsensors beträgt künftig
200 statt bisher 150 Meter. Zu-
dem ermöglicht der Sensor eine
neue Mittelbereichserfassung,

die bei 60 Grad Öffnungswinkel
den Bereich bis rund 60 Meter
vor dem Auto überwacht. Mit
dieser neuen Technologie lässt
sich das Verkehrsgeschehen vor
dem Auto noch präziser beob-
achten und dynamische Vorgän-
ge wie das plötzliche Ausscheren
eines vorausfahrenden Autos
noch besser detektieren.

Die beiden besonders weit-
winkligen Nahbereichs-Radar-
sensoren (80 Grad Öffnungswin-
kel), die rund 30 Meter weit rei-
chen, sind weiterhin im Einsatz.

Elektronische Knautschzone

Radartechnik warnt den Auto-
fahrer in der neuen E-Klasse und
in der S-Klasse nicht nur vor ei-
nem drohenden Auffahrunfall,
sie kann ihn auch bei Notbrem-
sungen unterstützen. Die Senso-
ren sind mit einem Bremsassi-
stenten vernetzt, der bei Gefahr
automatisch den Bremsdruck be-
rechnet, um die Kollision zu ver-
hindern. Beim Tritt aufs Brems-
pedal steht diese Bremskraftun-
terstützung sofort zur Verfügung
und ermöglicht je nach Tempo
und Abstand eine geregelte Ziel-
bremsung oder - falls erforder-
lich - eine Vollbremsung.

Reagiert der Fahrer nicht auf
die Warnhinweise des Bremsassi-
stenten, greift die Presafe®-
Bremse ein und bremst das Auto
selbsttätig ab: Etwa 1,6 Sekunden
vor dem berechneten Unfall
nimmt das System eine autonome
Teilbremsung vor und verzögert
den Wagen mit rund 40 Prozent
der maximalen Bremsleistung.
Handelt der Fahrer auch nach
der automatischen Teilbremsung
nicht, aktiviert die Presafe®-
Bremse rund 0,6 Sekunden vor
dem unvermeidbaren Aufprall
die maximale Bremsleistung und
kann dadurch die Unfallschwere
deutlich vermindern. So wirkt
das System quasi wie eine „elek-
tronische Knautschzone“.

Crashtests

Die neue E-Klasse hat im Lau-
fe ihrer Entwicklung über 150
Hochgeschwindigkeits-Crash-
tests und insgesamt mehr als
17.000 wirklichkeitsgetreue
Crashsimulationen absolviert.
Darunter waren nicht nur rund
40 verschiedene Aufprallkonfi-
gurationen, die für Ratingtests
und für die weltweite Zulassung

der Limousine vorgeschrieben
sind, hinzu kamen auch neun be-
sonders anspruchsvolle, firmen-
eigene Crashversuche, deren An-
forderungen zum Teil weit über
die gesetzlichen Bedingungen
hinausgehen.

Deformationszonen

Das vom Mercedes-Sicher-
heitspionier Béla Barényi erfun-
dene Prinzip der Knautschzone
haben die Sindelfinger Ingenieu-
re kontinuierlich perfektioniert.
Die vorderen Deformationszo-
nen moderner Mercedes-Perso-
nenwagen wirken auf mehreren
Ebenen und sind damit noch leis-
tungsfähiger, weil die Aufprall-
kräfte großflächig verteilt und an
der Fahrgastzelle vorbeigeführt
werden können.

Ebenso trägt der verstärkte
Einsatz höchstfester Stahllegie-
rungen dazu bei, dass die Karos-
serien hohen Aufprallbelastun-
gen standhalten. Diese Stahlsor-
ten erreichen bei einem Mini-
mum an Gewicht ein Maximum
an Festigkeit. In der neuen E-
Klasse bestehen rund 72 Prozent
aller Karosseriebleche aus mo-
dernen Hightech-Stahlsorten.

Mit insgesamt sieben serien-
mäßigen Airbags, Gurtstraffern,
Gurtkraftbegrenzern und crash-
aktiven Neck-Pro-Kopfstützen
wird die neue E-Klasse eine noch
umfangreichere Sicherheitsaus-
stattung bieten. Im Fond feiern ab
Herbst 2009 selbstadaptive Gurt-
kraftbegrenzer Premiere; sie pas-
sen sich automatisch an die Kör-
pergröße der Fondpassagiere an.

Fußgängerschutz

Mercedes-Benz setzt das lang-
jährige und sehr erfolgreiche En-
gagement zum Schutz schwäche-
rer Verkehrspartner fort: Die neue
E-Klasse wird serienmäßig mit
einer aktiven Motorhaube ausge-
stattet, die das Verletzungsrisiko
für Fußgänger deutlich vermin-
dert. Beim Unfall hebt ein Feder-
system die Motorhaube im hinte-
ren Bereich millisekundenschnell
um 50 Millimeter an und ver-
größert auf diese Weise den De-
formationsraum. Eine Besonder-
heit des Mercedes-Systems ist
seine reversible Technik: Die ak-
tive Motorhaube kann vomAuto-
fahrer mit eigener Kraft zurück-
gestellt werden, ein Werkstattbe-
such ist nicht erforderlich.

Unterschiedliche Fahrerassistenz-Systeme bieten in der neuen
E- und S-Klasse ein Höchstmaß an Sicherheit.

cedes- Entwicklung grundlegend
von herkömmlichen Systemen
dieser Art, die lediglich zwi-
schen Abblend- und Fernlicht
umschalten.

Bestmögliches Licht

Tests zeigen, dass Autofahrer
mit dem Adaptiven Fernlicht-
Assistenten bei Dunkelheit si-
cherer unterwegs sind, weil sie
Fußgänger, Radfahrer oder Hin-
dernisse auf der Fahrbahn bis zu
150 Meter früher erkennen als
mit dem herkömmlichen Ab-
blendlicht. Außerdem trägt das
System zur Entlastung des Auto-
fahrers bei: Er muss den Hebel
am Lenkrad nicht mehr betätigen
und kann sich besser auf seine
Fahraufgabe konzentrieren. Ein-
mal eingeschaltet, stellt der Ad-
aptive Fernlicht-Assistent stets
die bestmögliche Leuchtweite
zur Verfügung.

Kernstück des Systems ist eine
Kamera an der Innenseite der

Ein weiteres, neues Mercedes-
Assistenzsystem kann Unfälle
durch Abkommen von der Fahr-
bahn verhindern. In Deutschland
sind mehr als ein Drittel aller
getöteten Verkehrsteilnehmer
Opfer solcher Unfälle. Deshalb
hat Mercedes-Benz den Spur-
halte-Assistenten entwickelt.
Seine Kamera beobachtet per-
manent den Spurverlauf des Au-
tos und Bedienhandlungen des
Autofahrers. So erkennt das Sys-
tem, wenn der Wagen unbeab-
sichtigt die Fahrspur verlässt und
ein Unfall droht. In diesem Fall
warnt das System den Fahrer
rechtzeitig und erinnert ihn
durch kurze, aber spürbare
Lenkrad-Vibrationen daran ge-
genzulenken.

Anders als herkömmliche Sys-
teme dieser Art wertet der Mer-
cedes-Assistent auch die Akti-
vitäten des Autofahrers aus und
erkennt auf diese Weise zuver-
lässig, ob das Fahrzeug absicht-
lich oder unabsichtlich die Fahr-
spur verlässt. Die Warnung er-
folgt zum Beispiel nicht, wenn
der Fahrer zum Beispiel vor ei-
nem Überholvorgang oder beim
Auffahren auf die Autobahn be-
schleunigt, wenn er stark bremst
oder in eine Kurve lenkt. Beim
Überfahren einer durchgezoge-
nen Linie warnt das System
früher als bei einer unterbroche-
nen Fahrbahnmarkierung.

Arbeit in Echtzeit

Der ebenfalls neue Geschwin-
digkeitslimit-Assistent erinnert
den Autofahrer an das jeweilige
Tempolimit: Die Kamera an der
Frontscheibe erfasst die Ver-
kehrszeichen beim Vorbeifahren
und zeigt die km/h-Begrenzung
auf dem Display im Tachometer
an. Dadurch hat der Autofahrer
die Information vor Augen, in
welcher Tempozone er sich ge-
genwärtig befindet und kann sei-
ne Geschwindigkeit entspre-
chend anpassen. Wird die Tem-
pobegrenzung wieder aufgeho-
ben, verschwindet die Dis-
playanzeige.

Den großen Fortschritten auf
dem Gebiet der Bildverarbeitung
ist es zu verdanken, dass der Ge-
schwindigkeitslimit-Assistent in
Echtzeit arbeitet, die Bildanaly-
sen also binnen Sekundenbruch-
teilen - beim Vorbeifahren - vor-
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Seine Größe: Kleine Gassen.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.

Unimog sparsamer als Traktoren
18,89 Liter statt 32,07 Liter in der Stunde - „Universal-
Motor-Gerät“ seit mehr als 60 Jahren auf dem Markt

Der Mercedes-Benz Unimog
hat sich laut einem Gutachten
der Deutschen Landwirtschafts-
Gesellschaft (DLG) im hessi-
schen Groß-Umstadt als beson-
ders sparsames Fahrzeug zum
Beispiel bei Transportarbeiten
und beim Mähen erwiesen. So
verbrauchte ein Mercedes-Benz
Unimog U 400 mit 21 t Anhän-
gelast auf einer Transportfahrt
in der Ebene nur 18,89 Liter in
der Stunde gegenüber einem

Mittelwert von Traktoren in
Höhe von 32,07 Liter in der
Stunde. Die Geschwindigkeit
betrug jeweils 50 km/h. Auf Li-
ter pro 100 km umgerechnet er-
gibt dies 42,84 l/100 km beim
Unimog gegenüber 71,89 l/100
km beim Allrad-Traktor. Wenn
man den Mehrverbrauch von
rund 13 l/h auf 10.000 Betriebs-
stunden – das entspricht etwa
zehn Jahren Einsatz - umrech-
net, verursacht der Schlepper
rund 195 000 höhere Be-
triebskosten (1,50 /l Diesel).

Der Produktbereich Sonder-
fahrzeuge (PBS), zu dem der
Unimog gehört, verfügt inner-
halb des großen Produktions-
standortes Wörth bei Karlsruhe,
der größten Lkw-Fertigung Eu-
ropas, über eine eigene Ferti-
gungsstraße. 750 Mitarbeiter
produzieren im Jahr rund 2.000
Mercedes-Benz Unimog. Man
ist hier in vielen Branchen zu
Hause, wird der Unimog doch
in sehr unterschiedlichen und
oft extreme Anforderungen stel-
lenden Einsatzfeldern genutzt,
ob nun der neue kompakte
U 20, die Geräteträger U 300,
U 400 und U 500 oder die Mo-
delle der hochgeländegängigen
Baureihe U 3000, U 4000 und
U 5000. Das „Universal-Motor-
Gerät“ gibt es nun seit 60 Jah-
ren, mehr als 325.000 Einheiten
sind bisher gebaut worden.

Mercedes-Benz Unimog sparsamer als Traktoren: Der Merce-
des-Benz Unimog hat sich laut einem Gutachten der Deutschen
Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG) im hessischen Groß-Um-
stadt als besonders sparsames Fahrzeug zum Beispiel bei
Transportarbeiten und beim Mähen erwiesen. So verbrauchte
ein Mercedes-Benz Unimog U 400 mit 21 t Anhängelast auf ei-
ner Transportfahrt in der Ebene nur 18,89 Liter in der Stunde
gegenüber einem Mittelwert von Traktoren in Höhe von 32,07
Liter in der Stunde.

Kontinuität in Oberbayern
Beständigkeit und Tradition prägen Mühldorf am Inn, Mittel-
zentrum im Regierungsbezirk Oberbayern ebenso wie Innova-
tion und Fortschritt. Die über tausend Jahre alte Stadt ist immer
ein wichtiger Handelsplatz zwischen München und Salzburg ge-
wesen. Als ehemalige Enklave des Erzbistums Salzburg in Bay-
ern hat Mühldorf eine wesentlich längere salzburgische als
bayerische Geschichte. Heute noch prägt der historische Stadt-
kern mit Bauten im Inn-Salzach-Stil das Zentrum der Stadt und
damit auch viele Arbeitsbedingungen des städtischen Bauhofs.

Wie viele andere Dinge des öf-
fentlichen Lebens und seiner
Strukturen werden auch in Mühl-
dorf die Aufgaben und Arbeiten
der Stadtverwaltung und ihrer
Ämter immer noch von dieser
historischen Tradition geprägt.
Die Stadt liegt an einem Schnitt-
punkt der Hauptverkehrswege
östlich von München, die teil-
weise durch das Stadtgebiet
führen.

Standard garantieren

Diese Tatsache gibt dem städ-
tischen Bauhof und seinen Auf-
gabenfeldern eine besondere Be-
deutung, denn der Bauhof muss
den verkehrstechnischen Stan-
dard der Straßen garantieren, die
zur Autobahn A94 und zur Bun-
desstraße 12 führen. Dies be-
stätigt auch Bürgermeister Gün-
ter Knoblauch, der sagt: „Ein
leistungsfähiger Bauhof ist ein
Stück Sicherheit und Lebens-
qualität für die Bürger unserer
Stadt.“ Wolfgang Huber ist seit
zehn Jahren im Bauhof tätig und
heute dessen Leiter. Er sieht die
Anforderungen an den Bauhof
und seine 33 fest angestellten
Mitarbeiter, die dem Bauamt der
Stadt, unter der Leitung von
Stadtbaumeister Richard Faßer,
unterstellt sind, ganz von der
praktischen Seite: „Wir haben
insgesamt 111 Kilometer Straße
zu betreuen. Darunter sind auf-
grund der vorhandenen Altstadt-

struktur sehr viele enge Straßen,
da sind wir auf wendige, leis-
tungsfähige Geräteträger und
Fahrzeuge angewiesen.“

Für unterschiedlichste
Aufgaben gut gerüstet

Und damit sind bereits die
Mercedes-Benz Unimog ver-
schiedenster Baureihen, die seit
Jahrzehnten im städtischen Bau-
hof eingesetzt werden, im Spiel.
Sie haben sich bis heute im Win-
terdienst, in der Straßenreini-
gung, im Unterhalt des Kanal-
netzes und im Betriebsdienst von
295 Orts- und Gemeindeverbin-
dungsstraßen mannigfach be-
währt. Da die Stadt Mühldorf
darüber hinaus auch Baulastträ-
ger von Gehwegen, Park- und

Grünflächen, Spielplätzen und
diversen städtischen Gebäuden
ist, fallen in dieser Hinsicht
ebenfalls ständig Aufgaben und
Arbeiten an. Mit insgesamt 32
Fahrzeugen plus 62 Kommunal-
Anbaugeräten ist der städtische
Bauhof für unterschiedlichste
Aufgaben gut gerüstet. Die An-
wendung von Mercedes-Benz
Unimog und Lastwagen spricht
für sich und das kontinuierliche
Vertrauen zur Marke mit dem
Stern und dem zuständigen Uni-
mog Generalvertreter Henne-
Unimog GmbH in Kirchheim-
Heimstetten.

Auch Oldies im Einsatz

Derzeit sind ein Unimog
U 400 mit Söder Asphaltfräse
und Winterdienst-Ausrüstung,
ein U 290 für den Winterdienst
mit Gmeiner Streuer und ein U
90 ebenfalls für den Winter-
dienst im Einsatz. Der „Oldie“ in
dieser Reihe ist ein U 1400, der
je nach Bedarf mit Vorbaukehr-
maschine, Bankettmähgerät,
Fronthäcksler oder auch für den

Winterdienst ausgerüstet wird.
In der Mühldorfer Mercedes-

Benz Nutzfahrzeugflotte sind
zudem weitere Fahrzeuge der
Baureihe Axor und Atego sowie
ein Sprinter im täglichen Ein-
satz. Doch was wären all diese
Fahrzeuge, ohne die versierten
und mit reichlich Berufserfah-
rung ausgestatteten Führungs-
kräfte, die über deren Einsatz
und Anwendung entscheiden
und Mitarbeiter, die mit dem
Umgang dieser Fahrzeuge und
Geräte vertraut sind.

Zuverlässige Mitarbeiter

Einer davon ist der stellvertre-
tende Bauhofleiter Reinhard
Mack, der seit über 30 Jahren im
städtischen Bauhof arbeitet und
heute den Fuhrpark und die
Werkstatt leitet. Die Leistungs-
fähigkeit und Ausstattung dersel-
ben ist vorbildlich, so können
u. a. auch Bremsen-Sonderprü-
fungen durchgeführt werden.
Selbst die Mercedes-Benz Feu-

Ein Teil der Mitarbeitermannschaft des Städtischen Bauhofs
Mühldorf am Inn und die Mercedes-Benz-Nutzfahrzeugflotte.

erwehrfahrzeuge, die Mühldorf
am Inn im Einsatz hat, werden
dort von den Männern um Rein-
hard Mack gewartet.

Unabhängigkeit
von Fremdfirmen

Die Unabhängigkeit von
Fremdfirmen auch in Bezug auf
die Ausstattung mit Arbeitsgerä-
ten ist für Wolfgang Huber ein

klarer Vorteil. Dies schildert er
am praktischen Beispiel der An-
schaffung der Asphaltfräse. „Wir
hatten früher bei der Fremdver-
gabe derartiger Arbeiten das Pro-
blem, dass die ausführenden Fir-
men alle kleinflächigen Repara-
turstellen in unserem Zuständig-
keitsbereich auf einmal ausge-
fräst haben und dann erst nach
und nach in weiteren Arbeitsgän-
gen die Stellen wieder geschlos-
sen haben. Wir mussten dann
oftmals über Wochen hinweg
mit den offenen Frässtellen in
den Straßen leben, was häufig
großen Ärger in der Öffentlich-
keit verursacht hat. Heute kön-
nen wir jederzeit einen Repara-
turtrupp losschicken, der die
schadhafte Stelle ausfräst und
die Straßendecke umgehend
wieder schließt.“

Der Betrieb eines Bauhofs
hängt also nicht nur von einer
gut funktionierenden Gesamtor-
ganisation ab, sondern auch von
seiner flexiblen Leistungsfähig-
keit, die Vertrauen in die Verwal-
tung und Zufriedenheit bei den
Bürgern schafft.

Ob Sommer oder Winter: Ein Unimog ist härtesten Anforde-
rungen gewachsen - und das über viele Jahre.

Neue Führerscheinrichtlinie für
Feuerwehr und Rettungsdienst

Innenminister Herrmann: Bayerischer Antrag findet deutliche Mehrheit im Bundesrat

Innenminister Joachim Herrmann begrüßt, dass der Bundesrat
mit deutlicher Mehrheit den Antrag Bayerns zu erleichterten
Führerscheinregelungen für Mitglieder der Freiwilligen Feuer-
wehren und Rettungsdienste angenommen hat. Das Bundesver-
kehrsministerium ist damit aufgefordert, durch eine Änderung
des Straßenverkehrsrechts eine ausreichende Rechtsgrundlage
dafür zu schaffen, dass Angehörige der Feuerwehren, der Ret-
tungsdienste, der technischen Hilfsdienste sowie Helfer des Ka-
tastrophenschutzes künftig Einsatzfahrzeuge mit einer zulässi-
gen Gesamtmasse bis 4,25 Tonnen mit dem Pkw-Führerschein
fahren dürfen.

Seit Umsetzung europäischer
Führerscheinvorschriften in deut-
sches Recht verläuft die Grenze
zwischen der Pkw- und der
Lkw-Klasse bei 3,5 Tonnen. Die
neue Klasseneinteilung bedeutet,
dass Einsatzfahrzeuge ab 3,5
Tonnen nur noch mit einem
Lkw-Führerschein gefahren wer-
den dürfen. „In einem Flä-
chenstaat wie Bayern mit einer
Vielzahl Freiwilliger Feuerweh-

ren ist es problematisch, unter
diesen Bedingungen stets die
Einsatzfähigkeit aufrechtzuer-
halten“, so der Innenminister,
„zumal viele Kraftfahrzeuge im
Fuhrpark der Rettungsorganisa-
tionen auf Grund technischer
Neuerungen zwischenzeitlich ein
zulässiges Gesamtgewicht von
mehr als 3,5 Tonnen haben. Hin-
zu kommt, dass Inhaber der alten
Fahrerlaubnisklasse 3 zuneh-

mend aus Altersgründen aus
dem ehrenamtlichen Dienst aus-
scheiden.“ Der Bundesverkehrs-
minister ist nun aufgefordert, die
notwendigen Rechtsänderungen
endlich anzugehen. Aufgrund ei-
ner Änderung von EU-Recht be-
steht eine Ausnahmemöglichkeit
für Katastrophenschutzfahrzeu-
ge. Herrmann: „Für mich besteht
kein Zweifel, dass Fahrzeuge der
Feuerwehren und der Rettungs-
dienste den Fahrzeugen des Ka-
tastrophenschutzes zuzuordnen
sind und deshalb die Ausnah-
memöglichkeit in diesen Fällen
greift. Es liegt mir sehr am Her-
zen, dass nun schnellstmöglich
durch eine Ausnahmeregelung
bis 4,25 Tonnen eine sinnvolle
und unbürokratische Erleichte-
rung für die zumeist ehrenamtli-
chen Helfer geschaffen wird.“
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Jubilarin Angela Rieder mit dem Dillinger Landrat Leo Schrell
(l.) und Kreisheimatpfleger Alois Seiler. Text und Bild: -jdt-

Ein Vaterunser vor der
Ernte jedes Feldes...

Ehrenkreisbäuerin Angela Rieder feierte 70. Geburtstag

Bissingen/Warnhofen. Der Heimat und den bäuerlichen Wur-
zeln ihrer Familie zutiefst verbunden ist die Ehrenkreisbäuerin
des BBV-Kreisverbandes Dillingen, Angela Rieder aus Warn-
hofen in der Marktgemeinde Bissingen (Kreis Dillingen). Als die
aus Bollstadt (Kreis Donau-Ries) stammende langjährige Re-
präsentantin ihres Berufsstandes jetzt ihren 70.Geburtstag fei-
erte, gab es mehrere Tage hindurch Hunderte Gratulanten. Sie
bekundeten einer vielseitig tatkräftigen Bäuerin und Kommu-
nalpolitikern ihre Verbundenheit und Hochachtung.

Damit verbunden war der
Dank für die 44-jährige Tätigkeit
als Ortsbäuerin, als einsatzfreu-
dige Dillinger Kreisbäuerin von
1974 bis 2002, für 30 Jahre en-
gagierte Mitarbeit im Kreistag
und 18 Jahre (bis 2008) als stell-
vertretende Landrätin. Stets un-
erschrocken und aufrecht vertrat
die Trägerin des Bundesver-
dienstkreuzes mit Erfolg die In-
teressen der Landwirtschaft.

Für den BBV-Kreisverband
gratulierten Kreisobmann Her-
mann Kästle, Kreisbäuerin Han-
nelore Schmid und Geschäftsfüh-
rer Eugen Bayer. Für den von viel
Idealismus getragenen Einsatz
dankten Landrat Leo Schrell und
Bürgermeister Michael Holzinger.

Herzliche Glückwünsche ka-
men vom deutschen Bauernprä-
sidenten Gerd Sonnleitner, dem
ehemaligen Landwirtschaftsmi-
nister Josef Miller, dem schwä-
bischen BBV-Präsidenten Leon-
herd Keller und Staatssekretär a.
D. Otto Meyer. Für die CSU gra-

tulierten u. a. Justizministerin
Beate Merk, Landtagsabgeord-
neter Georg Winter und stellver-
tretender Landrat Alfred
Schneid.

Besonders freute sich die Jubi-
larin über die Gratulationen ihrer
vier Söhne und der fünf Enkel.
Damit verbunden war das ehren-
de Gedenken an den vor über ei-
nem Jahrzehnt gestorbenen Ehe-
mann Alfred, mit dem zusam-
men Angela Rieder den Bauern-
hof in Warnhofen betrieb. Die-
sen übernahm der Sohn Günther
mit seiner Frau Anja.

Eng geblieben sind die Verbin-
dungen zum nahen Geburtsort
Bollstadt. Dort wuchs Angela
Rieder zusammen mit sechs Ge-
schwistern auf dem „Merte“-
Bauernhof der traditionsbewus-
sten Eltern Xaver und Walburga
Eisenbarth auf. Zu den Kindheit-
serinnerungen der Ehrenkreis-
bäuerin gehört, dass vor der Ern-
te eines jeden Feldes immer ein
Vaterunser gesprochen wurde.

Metropolkonferenz 2008 der EMM in Ingolstadt:

Wissen ist Zukunft
Im Stadttheater Ingolstadt fand die Metropolkonferenz 2008 der
Initiative Europäische Metropolregion München (EMM) statt. Die
vier Arbeitsgruppen Wissen, Wirtschaft, Umwelt & Gesundheit
sowie Mobilität stellten in der Ausstellung „Markt der Projekte“
und in Präsentationen erste Arbeitsergebnisse vor und luden wei-
tereAkteure zur Mitarbeit an ihren Projekten ein. Zum Leitthema
„Wissen – die Zukunft der Metropolregion München“ fanden ein
Vortrag und eine moderierte Gesprächsrunde statt, an der neben
dem Gastgeber, dem Ingolstädter Oberbürgermeister Dr. Alfred
Lehmann, weitere Hauptakteure der Initiative EMM wie derAU-
DI-Vorstand Dr. Werner Widuckel und der Präsident der Fach-
hochschule Ingolstadt, Prof. Dr. Gunter Schweiger sowie als Gast
der Eichstätter Bischof Dr. Gregor Maria Hanke teilnahmen.

In seiner Einführung sagte der
Münchner Oberbürgermeister und
Sprecherratsvorsitzende Christian
Ude, dass gerade die Finanzkrise
auch den letzten Zweiflern ge-
zeigt habe, dass sich auch der
Großraum München als Metro-
polregion Nr. 1 anstrengen müs-
se, um Krisen zu überwinden und
um wettbewerbsfähig zu bleiben.

Der Ingolstädter Oberbürger-
meister Dr. Lehmann betonte die
Jahrhunderte alte Tradition In-
golstadts als Wissenschafts- und
Hochschulstandort, schließlich
habe die Ludwig Maximilian
Universität dort ihren Anfang
genommen. Anschließend stell-
ten die Arbeitsgruppen der Initia-
tive ihre Ziele und Projekte vor.

Im Fokus der AG Wissen
steht, die Europäische Metropol-
region München als eine der in-
novativsten Wissensregionen
Europas zu fördern. Durch eine
noch stärkere Vernetzung von
Wissens- und Bildungseinrich-
tungen mit Unternehmen und
anderen gesellschaftlichen Ak-
teuren werden Synergieeffekte
erzeugt und wird eine Kultur des
Lebenslangen Lernens etabliert.
Die Arbeitsgruppe Wirtschaft
treibt denAusbau von Netzwerk-
en und Kooperationen voran und
intensiviert das nationale und in-
ternationale Standortmarketing.
Mit innovativem Klimaschutz
und intelligenter Vernetzung der
Gesundheitswirtschaft will die

AG Umwelt und Gesundheit die
gesunde und umweltfreundliche
Metropolregion erhalten und
ausbauen. Ziel der Arbeitsgrup-
pe Mobilität ist es, die Erreich-
barkeit für Bürger, Unternehmen
und Gäste innerhalb und von
außerhalb der EMM zu optimie-
ren. Die Vernetzung der Ver-
kehrsinfrastruktur und die Ent-
wicklung eines intelligenten Ver-
kehrsmanagements sind wichti-
ge Bausteine hierfür.

Umgesetzte Projekte

Beispiele für bereits umge-
setzte Projekte sind die Präsenta-
tion der EMM auf der internatio-
nalen Fachmesse EXPO REAL
durch die AG Wirtschaft und
die Einführung der EMM-Abo-

Plus-Card Anfang 2009. Mit die-
sem von der AG Mobilität ent-
wickelten Jahres-Ticket können
Pendler im gesamten Raum der
Metropolregion München mit ei-
nem einzigen Ticket reisen.

In einem wissenschaftlichen
Vortrag verdeutlichte Prof. Dr.
Rolf Sternberg, Leiter des Instituts
für Wirtschafts- und Kulturgeo-
graphie der Universität Hannover,
die große Bedeutung von Wissen
als Standortfaktor für die Ent-
wicklung einer Metropolregion.

Gesprächsrunde

Ein weiterer Höhepunkt der
Metropolkonferenz war die mit
hochkarätigen Bildungsexperten
der Metropolregion München
besetzte Gesprächsrunde zum
Thema „Wissensmanagement in
der Metropolregion München –
Konsequenzen für die Regional-
entwicklung“. Moderiert von
Susanne Franke (Bayerisches
Fernsehen) tauschten der Ingol-

städter Oberbürgermeister Dr.
Alfred Lehmann, der Eichstätter
Bischof und Großkanzler der
Katholischen Universität Eich-
stätt-Ingolstadt Dr. Gregor Maria
Hanke (OSB), der Präsident der
Fachhochschule Ingolstadt, Prof.
Dr. Gunter Schweiger, und der
AUDI-Vorstand Dr. Werner Wi-
duckel ihre Meinungen und Po-
sition zur Entwicklung eines er-
folgreichen Wissensmanage-
ments in der EMM aus.

Intensiver Wissenstransfer

„Gemeinsamkeit macht stark“,
betonte Oberbürgermeister Dr.
Alfred Lehmann, Gastgeber und
Mitglied des Sprecherrats der In-
itiative EMM. „Die Kooperation
mit fähigen Partnern aus Wirt-
schaft, Verwaltung und Wissen-
schaft und ein intensiver Wis-
senstransfer haben für Ingolstadt
als Wissenschafts- und aufstre-
bender Universitätsstandort tra-
ditionell System.“

„Die Zielsetzung der Europäi-
schen Metropolregion München,
mit Wissensmanagement und ei-
ner ´Kultur des Lebenslangen
Lernens` die Regionalentwick-
lung weiter voranzutreiben, ist
auch für den Standort Ingostadt
von größter Bedeutung“, sagte
Dr. Werner Widuckel, Personal-
vorstand und Arbeitsdirektor der
AUDI AG. Die Förderung und
Vernetzung von Wissenschaft,
Technik und Kultur in der Regi-
on schaffe Vorsprung. Widuckel
weiter: „Wir werden den Wis-
senstransfer beschleunigen und
Freiraum für Innovationsprojek-
te ermöglichen. Bereits jetzt lei-
sten wir mit unseren Wissen-
schaftskooperationen und dem
Ausbau von Bildungseinrich-
tuingen einen wesentlichen Bei-
trag für die Kompetenzentwick-
lung der Metropolregion.“

Sozialer Sprengstoff

In seinem Schlusswort stellte
der Sprecherratsvorsitzende, OB
Christian Ude, heraus, dass sich
Wissensmanagement nicht nur
um Exzellenz-Universitäten
kümmern müsse, sondern auch
um die erschreckend hohe Zahl
von Schulabgängern ohne Ab-
schluss: „Hier werden Ressour-
cen verplempert und Lebens-
chancen vertan, hier wird sozia-
ler Sprengstoff angehäuft.“

Bürgermeister-Tagung im Landkreis Würzburg:

Für zeitgemäßen Bürgerservice
Unter der Leitung von Landrat Eberhard Nuß befassten sich die
neu gewählten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des
Landkreises Würzburg auf ihrer ersten Arbeitstagung nach der
Kommunalwahl mit einer breiten Palette an Themen – vom
Kommunalen Behördennetz über Jugendschutz bis hin zur Kin-
derbetreuung.

Dieter Hruzik, Leiter des
Fachbereichs Information und
Kommunikation im Landrat-
samt, informierte zum aktuellen
Sachstand Kommunales Behör-
dennetz im Landkreis Würzburg.
31 der 33 Landkreis-Gemeinden
und Verwaltungsgemeinschaften
sind dem Netz bereits ange-
schlossen. Hruzik stellte den
„mobilen Landkre is“ vor, der für
die Gemeinden Möglichkeiten
der mobilen elektronischen Kom-
munikation anbietet. „Die Daten
sollen laufen, nicht die Bürger“,
formulierte Landrat Nuß den
zeitgemäßen Bürgerservice, des-
sen jüngstes Kind die elektroni-
sche Formularlösung ist. Die
Gemeinden Leinach und Veits-
höchheim bieten bereits diese
Form des „Behördengangs“,
der etwa die Gewerbeanmel-
dung, den Fischereischein, den
Bauantrag, die Anmeldung zur
Musikschule und vieles mehr
umfassen kann.

Behördenportale

Rudolf Philipeit von T-Sy-
stems erklärte das elektronische
Formularsystem des „online
Bürgerservice“. Unter eGovern-
ment verstünden die meisten
Bürger vor allem Zeit und Wege
sparende Behördengänge per In-
ternet sowie einfache und
schnellere Bearbeitungen. Die
von T-Systems aufgebauten und
betriebenen Behörden-Portale
erfüllten diese Erwartung mit in-
novativen Portal-Konzepten und
Software-Modulen. Der Zustän-
digkeits-Finder beispielsweise
leitet Bürger und Unternehmen
über eine für alle Verwaltungse-
benen einheitliche Benutzer-
führung automatisch zu den für
ihr Anliegen passenden Informa-
tionen oder Diensten. Oder das
Lebenslagenkonzept: Ob Ge-
burt, Heirat oder Firmengrün-
dung – dank dieser Lösung fin-
den die Nutzer sofort heraus, wer
für ihr jeweiliges Anliegen zu-
ständig ist und welche Unterla-
gen sie brauchen.

Suchmaschinen, Stichwortver-
zeichnisse und Formularserver
unterstützen bürgernahes eGo-
vernment. Die flexibel kombi-
nierbaren Portal-Lösungen er-
möglichen laut Philipeit nicht
nur mehr Bürgernähe und Kun-
denorientierung, sie schonen
auch die Budgets. Denn über
Portale können Behörden Aufga-
ben schneller, effizienter und da-
mit kostengünstiger abwickeln.

Im Rahmen des eGovern-
ments legte Klaus Kluin, Leiter
des Fachbereichs Straßenver-

kehrs- und Führerscheinwesen,
den Gemeinden die Übernahme
der Außerbetriebssetzung von
Fahrzeugen und der Änderung
von Halterdaten in den Bürger-
büros vor Ort nahe.

Fünf Gemeinden (Leinach,
Rimpar, Röttingen, Rottendorf
und Veitshöchheim) bieten seit
2005 diesen Service, kürzlich
haben sich noch Eisingen, die
Verwaltungsgemeinschaft Esten-
feld und Hettstadt angeschlos-
sen. Die Gemeinden brauchen
dazu lediglich PC und Laser-
drucker, die Installation der Soft-
ware und Einweisung der Mitar-
beiter übernimmt die EDV-Ab-
teilung des Landratsamtes. Eber-
hard Nuß wies darauf hin, dass
im Landratsamt jährlich zwi-
schen 16.000 und 20.000
Außerbetriebnahmen und Hal-
terdaten-Änderungen durchge-
führt werden, in den fünf Ge-
meinden bisher insgesamt 1409
pro Jahr. Seiner Ansicht nach
„wäre es ein deutliches Zeichen
in Sachen Bürgerservice, wenn
sich möglichst viele Gemeinden
diesem Angebot anschließen
würden“.

Jugendschutz

Besonderes Augenmerk legen
Nuß und die Landkreis-Bürger-
meister auf den Jugendschutz bei
Vereinsveranstaltungen. Kreisju-
gendpfleger Stephan Junghans
stellte hierzu das Modell des Ju-
gendschutzbeauftragten vor. Jeder
Verein sollte danach einen Ju-
gendschutzbeauftragten benen-
nen, der vom Kreisjugendamt mit
den Schwerpunkten Weggehen,
Rauchen und Alkohol geschult

wird. In anderen Landkreisen sei
dies bereits eine sinnvolle Ergän-
zung zu den Sicherheitspartner-
schaften, die im Landkreis Würz-
burg nun mit allen Gemeinden ge-
schlossen sind. Gemeinden könn-
ten etwa die Erteilung der Schan-
kerlaubnis für Vereinsfeste von
der Berufung eines Jugendschutz-
beauftragten abhängig machen.
„Immerhin werden 30 bis 40 Ju-
gendliche im Jahr in komatösen
Zustand nach Alkoholmissbrauch
in die Main-Klinik Ochsenfurt
eingeliefert, und in die Uni-Klinik
etwa 150“, betonte Junghans.
Landrat Nuß legte den Jugend-
schutz allen Bürgermeistern ans
Herz: „Es geht um die Gesundheit
unserer Kinder und Jugendlichen
und um die Erziehung zu einem
suchtfreien Lebensstil.“

Kinderbetreuung

Ursula Bördlein vom Fach-
dienst Kindertagesbetreuung
machte die Bürgermeister schließ-
lich mit dem neuesten Urteil
des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs vom Mai 2008 vertraut.
Danach geht das Wunsch- und
Wahlrecht der Eltern über die Be-
darfsplanung der Gemeinden. Be-
achtenswert sei der Rechtsan-
spruch auf einen Kindergarten-
platz vom 3. Lebensjahr an bis
zum Schuleintritt.

Zudem wird ab 2013 ein er-
weiterter Rechtsanspruch ab
dem 1. Lebensjahr erwartet. Das
Kreisjugendamt empfiehlt den
Landkreisgemeinden, zumindest
innerhalb von Verwaltungsge-
meinschaften den Bedarf gegen-
seitig anzuerkennen, um den
Verwaltungsaufwand zu verein-
fachen. Auch die Absprache der
Ferienöffnungszeiten innerhalb
von Kindergärten der Verwal-
tungsgemeinschaften würde eine
große Hilfe für viele Eltern dar-
stellen. DK

„Natur. Vielfalt. Niederbayern“
„Natur. Vielfalt. Niederbayern“ heißt die neue Broschüre der
Regierung von Niederbayern, die jetzt im Rahmen der Bayeri-
schen Biodiversitätsstrategie erschienen ist. Reich bebildert zeigt
sie die Naturschönheiten Niederbayerns in ihrer Vielfalt und mit
ihren Vernetzungen auch über Niederbayern hinaus.

„Biodiversität“ oder „Biolo-
gische Vielfalt“ meint die Viel-
falt der Tier- und Pflanzenarten
bzw. -sorten und ihrer natürli-
chen Lebensräume. Die Bro-
schüre zeigt, weshalb biologi-
sche Vielfalt für den Menschen
so wichtig ist, für die Herstel-
lung gesunder Lebensmittel et-
wa oder zur Entwicklung von
Arzneimitteln.

Karten zu Landschaften, Netz-
werken und Förderprojekten ma-
chen Ansatzpunkte der Regie-
rung als Höherer Naturschutz-
behörde deutlich – etwa bei der
Vergabe von Fördermitteln für

die Landschaftspflege, bei der
Ausweisung von Schutzgebieten
oder bei der Durchführung von
Naturschutzprojekten des Lan-
des, des Bundes oder der EU.
Vorgestellt werden auch Pflan-
zen- und Tierarten, für deren Er-
halt Niederbayern eine besonde-
re Verantwortung trägt.

Dazu Regierungspräsident
Heinz Grunwald: „Wir werden
mehr denn je starke Partner
beim Schutz der heimischen
Naturvielfalt in allen Kreisen
der Gesellschaft brauchen. Sie
zu bewahren ist eine Aufgabe
für uns alle!“ DK
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„So ist es recht – Knast für
Sprachpanscher, Zuchthaus für
Orthographiesünder.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, schlug
sich vor Vergnügen auf die
Schenkel als er las, dass die
Slowakei ein Gesetz plant,
nachdem es strafbar sein soll,
wenn Fremdwörter verwendet
werden, obwohl es einen pas-
senden Ausdruck im Slowaki-
schen gibt oder wenn jemand
gegen die Regeln der Gram-
matik und Rechtschreibung verstößt. Aber keine
Angst: Gefängnis soll nicht darauf stehen, das
hat sich nur der Schalk im Bürgermeister so zu-
sammen gereimt, aber immerhin Bußgelder bis
zu 5.000 Euro.

Nun kennen wir ja den heroischen Kampf
Frankreichs zur Bewahrung seiner Sprachkul-
tur vor der schier unüberwindlichen Flut der
Anglizismen. So sollen in der Grande Nation die
pfiffigen Maschinen, auf denen die Produkte

von Microsoft und Linux laufen, als „ordina-
teur“, statt wie in der übrigen Welt als „compu-
ter“ bezeichnet werden. Auch das im Vergleich
zum französischen Äquivalent fünfmal kürzere
„lift“ (=Aufzug) ist verpönt und für die großen
Schiffe, die Öl und Gas bringen, soll zwischen
Strasbourg und Bordeaux nicht „tanker“ gesagt
werden. Hier ist die Slowakei also in bester Ge-
sellschaft.

Verbündete für die Sprachreinheits-Bewe-
gung könnten Franzosen und Slowaken übri-
gens auf den britischen Inseln finden. Dort hat
man aktuell das Problem, dass die Sprachsteue-
rung des Kult-Handys iPhone nur amerikanisch
versteht und sowohl die noblen Oxford-Nasäler
als auch die erdigen Schotten, Waliser und Iren
mit ihrer Aussprache in die Irre navigiert wer-
den. Höchste Zeit, dass sich das alte und neue
Europa gegen diese Art der Sprachhegemonie
von Uncle Sam wehrt!

Aber Grammatik- oder Rechtschreibfehler als
Bußgeldtatbestand? Da sehe ich doch schon die
leuchtenden Augen der Gegner der deutschen
Rechtschreibreform. Welche Chance für diese,
wenn so eine Regelung europaweit, also auch in
Deutschland eingeführt würde. Als erstes könn-
te man die Väter und Mütter der neuen Recht-

schreibregeln wegen vollende-
ter schwerer Sprachverhun-
zung anzeigen!

Aber für den Normalsprach-
anwender – ob in Deutschland
oder der Slowakei – wäre es
doch fatal, wenn Komma-
Knöllchen oder Dativ- und
Genetiv-Strafzettel ausgeteilt
würden. Ich gestehe, dass ich
seit der Schulzeit meine Kom-
mata (oder Kommas?) mehr
nach feeling (pardon: Gefühl)

setze, als nach Regeln und seit der Rechtschreib-
reform habe ich nicht mal in jedem Fall eine Er-
klärung für dieses Gefühl.

Natürlich wollen die Autoren des slowaki-
schen Gesetzentwurfes nicht Herrn oder Frau
Jedermann treffen und so soll das Gesetz gegen
sprachliches Schludern bei öffentlichen Auftrit-
ten oder in den Medien vorgehen. Da keimt
doch Sympathie auf. Etwa wenn man den Fern-
sehwerbespot einer Süßwarenfirma nimmt, in
dem eine Mutter die Schleckereien des Nach-
wuchses ihrer Nachbarin mit der Frage „Seit
wann dürfen Deine Kinder Lollis?“ quittiert.
Diese alberne Form der elliptischen Reduktion
unserer Sprache ist ja leider von Nord nach Süd
auf dem Vormarsch. Wenn man das wenigstens
aus den Medien raushalten könnte, wäre es ei-
ne Wohltat für die Ohren. Allerdings müsste es
eine Ausnahme für die Kunstform des Münte-
Sprechs geben. Sätze wie „Regierung gut, Par-
tei gut, Glück auf“ sind Kleinodien der Kommu-
nikationsgeschichte, auf die unsere Kultur nicht
verzichten sollte.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht das
Ganze unideologisch. Er legt Wert darauf, dass
Schreiben aus dem Rathaus klar und verständ-
lich abgefasst werden. Seine Reden versucht er
auch ohne viel Firlefanz und komplizierte Wör-
ter zu halten. Bürgernah halt. Ob man Fremd-
wörter, vor allem Anglizismen, im Zeitalter der
Globalisierung und des internationalen Aus-
tauschs tatsächlich zurückdrängen kann? Da
muss man wohl skeptisch sein. Überhaupt: Ist
es schlecht, wenn andere Sprachen auf die uns-
rige Einfluss ausüben? Denken wir an den Satz
des Philosophen Ludwig Wittgenstein auf dem
heutigen Kalenderblatt: „Die Grenze meiner
Sprache ist die Grenze meines Denkens.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von der Bewahrung
der Sprachkultur

Wettbewerb Familienfreundliches Oberfranken:

Siegerehrung in Kloster Banz
Zum zweiten Mal lobte die Initiative Oberfranken Offensiv - Fo-
rum Zukunft Oberfranken e. V. gemeinsam mit den Volks- und
Raiffeisenbanken Oberfrankens sowie der Regierung von Ober-
franken und dem Bezirk Oberfranken den mit insgesamt 25.000
Euro dotierten Wettbewerb „Familienfreundliches Oberfran-
ken“ aus. Im Rahmen eines Festaktes in Kloster Banz wurden
nun die Preisträger - die Stadt Wunsiedel, der Markt Neunkir-
chen am Brand, die Evangelische Familienbildungsstätte in Bay-
reuth, der Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Co-
burg, Kronach Creativ e. V., die Dorfladen Initiative in Heil-
gersdorf und die Haba Firmenfamilie - in Anwesenheit zahlrei-
cher Prominenz geehrt.

„Familienfreundlichkeit wird
mittlerweile vielfach sogar als
harter Standortfaktor bezeichnet.
Eine ländliche Region wie Ober-
franken kann hier in besonderer
Weise punkten. Niedrigere Le-
benshaltungskosten als in Bal-
lungsräumen, günstiges Bau-
land, eine intakte Natur oder kur-
ze Wege sind nur einige Beispie-
le, die das Lebensumfeld von
Familien in Oberfranken be-
schreiben. Ebenso leisten viele
Kommunen, Vereine, Jugend-
verbände, Initiativen, kirchliche
Einrichtungen und Unternehmen
in Oberfranken mit ihrem Enga-
gement einen maßgeblichen Bei-
trag für die Familienfreundlich-
keit der Region. Wir wollen mit
dem Wettbewerb Familien-
freundliches Oberfranken dieses
Engagement würdigen und be-
sonders gute Beispiele einer
breiten Öffentlichkeit zugänglich
machen“, erläuterte der Haupt-
geschäftsführer des Bundesver-
bands der Deutschen Industrie
und scheidende 1. Vorsitzende
von Oberfranken Offensiv - Fo-
rum Zukunft Oberfranken Dr.
Werner Schnappauf, die Ziele
des Wettbewerbs.

Wichtige Zukunftsfrage

Für Innenminister Joachim
Herrmann ist Kinder- und Famili-
enfreundlichkeit „eine der ent-
scheidenden Zukunftsfragen un-
seres Landes.“ Immer wieder er-
hobene Lärmschutzklagen gegen
Kindereinrichtungen bezeichnete
er als Ärgernis. Letztlich hänge
Kinder- und Familienfreundlich-
keit immer davon ab, wie sich die
Gesellschaft gegenüber Kindern
verhalte. Den Freistaat sah der
Minister dabei auf einem guten
Weg. Bayern habe die höchste
Berufstätigenquote von Frauen
und in keinem anderen Bundes-
land nähmen so viele Väter das
Elterngeld in Anspruch.

Auch der Regierungsbezirk
Oberfranken sei in großen Teilen
bereits außerordentlich familien-
freundlich, ergänzte Regierungs-
präsident Wilhelm Wenning. Bei
Kindergartenplätzen für Drei- bis
Sechsjährige sei die Vollversor-
gung bereits erreicht. Die Regie-
rung von Oberfranken biete allein
50 verschiedene Arbeitszeitmo-
delle, von denen vor allem Frauen
und junge Familien profitierten.

Hans Angerer, der die Jurysit-
zungen leitete, betonte: „Der
Wettbewerb Familienfreundli-
ches Oberfranken ist kein Wettbe-
werb im üblichen Sinne mit Ge-
winnern und Verlieren. UnserAn-
liegen als Jury war es, aus den
vielen guten, insgesamt über 90
Beiträgen nachahmenswerte Bei-
spiele auszuwählen, die stellver-
tretend für alle Teilnehmer und
Nominierte prämiert werden.“

Stadt Wunsiedel

Mit einem Preisgeld von 4000
Euro wurde die Stadt Wunsiedel
für ihr „erstklassiges Familien-
angebot“ bedacht. Was Wunsie-
del nach Jury-Meinung von vie-
len anderen Kommunen unter-
scheidet, ist, dass die Bürger in
der Festspielstadt aktiv in sämtli-
che Projekte mit einbezogen
werden. Es gibt acht so genannte
„Runde Tische“, die dem Stadt-
rat als „verlängerter Arm“ die-
nen und schon vieles bewegt ha-
ben. Unterm Strich können jun-

ge Familien in Wunsiedel auf at-
traktive und gut miteinander ver-
netzte Betreuungseinrichtungen
und Freizeitangebote zurück-
greifen sowie von preiswertem
Baugrund und Baukindergeld
profitieren. Vor allem für Schüler
steht ein vielfältiges Angebot an
Schul- sowie Ausbildungsplät-
zen zur Verfügung. Als beson-
ders erfreulich werten es die Ver-
antwortlichen dabei, dass in der
Stadt insbesondere auch für jun-
ge Leute dauerhaft Arbeitsplätze
gesichert werden konnten.

Markt Neunkirchen
am Brand

Der Markt Neunkirchen am
Brand (Preisgeld 4000 Euro)
wurde für seine engagierte Bür-
gerarbeit ausgezeichnet. In meh-
reren Arbeitskreisen haben sich
Bürger mit Politik, Verwaltung
sowie den örtlichen Vereinen,
Betrieben, Gruppen und Institu-
tionen zusammengetan, um eine
ganze Reihe von Projekten auf
den Weg zu bringen.

Ein Beispiel für die enge Zu-
sammenarbeit ist der Jugendtreff
„Appendix“. Diese Einrichtung
der offenen Jugendarbeit bietet
nicht nur ein abwechslungsrei-
ches Programm für Jungendli-
che, es werden auch Angebote
für Familien unterstützt: Bei-
spielsweise findet in Zusammen-
arbeit mit dem Arbeitskreis So-
ziales der Agenda 21 seit dem
Jahr 2006 an den Samstagen vor
Weihnachten eine Kinderbetreu-
ung statt. Angeboten werden
Spiele, gemeinsames Kochen,
Essen und vieles mehr. 25 Be-
treuungsplätze stehen dafür ge-
gen einen geringen Unkostenbei-
trag zur Verfügung. Im Auftrag
des Marktes Neunkirchen hat der
Agenda-Arbeitskreis auch die
ehrenamtliche Redaktion für ei-
nen Familienwegweiser über-
nommen.

Evangelische
Familienbildungsstätte und
Mehrgenerationenhaus
Bayreuth

Die Evangelische Familienbil-
dungsstätte plus Mehrgeneratio-
nenhaus Bayreuth (Preisgeld
4.000 Euro) bietet wiederum ein
breites Angebot für Familien und
Senioren. Das vielfältige Bil-
dungsangebot umfasst u. a. Kur-
se „Rund um die Geburt“ mit
dem Angebot „wellcome“ - Ver-
mittlung von praktischer Hilfe
nach der Geburt -, Eltern-Kind-
Treffpunkte und Elternkurse, die
Ausbildung von Tagesmüttern
und Babysittern sowie deren
Vermittlung, Vater-Kind-Aktio-
nen oder erlebnispädagogische
Führungen für Alt und Jung.

Die Besonderheit des Mehrge-
nerationenhauses: Dessen Akti-
vitäten und Tagestreffpunkte ge-
hen zentral vom Standort in der
Innenstadt aus und werden von
Netzwerkknoten in verschiede-
nen Stadtteilen Bayreuths beglei-
tet. Ein weiterer Schwerpunkt ist
das Engagement am sozialen
Brennpunkt Menzelplatz und im
Treffpunkt St. Georgen. Zusam-
men mit mehreren Partnern findet
in eigenen Räumlichkeiten wohn-
ortnahe Bildungsarbeit statt. Da-
zu gehören u. a. eine offene Kin-
derbetreuung, verschiedene Ge-
sprächs- und Gruppenangebote,
etwa für Eltern mit Kleinkindern,

für Alleinerziehende oder für Fa-
milien mit Migrationshinter-
grund.

Der Caritas-Schülerhort „LEO“
in Coburg (Preisgeld 4.000 Eu-
ro) bietet derzeit 75 Kindern ab
ihrer Einschulung einen Ort zur
Entfaltung - egal welchen sozia-
len Hintergrund die Kinder mit-
bringen. Momentan wird der
Hort zum Familienhaus erweitert,
mit vielfältigen Angeboten zur
Unterstützung und Förderung der
Eltern. Hier geht es insbesondere
um den Austausch untereinander,
aber auch um Beratungsangebote
durch Fachkräfte, z. B. in Erzie-
hungs- und Partnerschaftsfragen
oder bei finanziellen Problemen.
Bildung, Integration, Chancen-
gleichheit und Teilhabe sind
wichtige Leitziele des Schüler-
hortes. So dient z. B. der Compu-
terlernraum des Hortes der schu-
lischen und sozialen Integration
der Kinder und deren Eltern.
Auch ein Computerkurs für türki-
sche Mütter wird angeboten.

Kronach Creativ e. V.

Kronach Creativ e. V. (Preis-
geld 4.000 Euro) ist Motor und
mittlerweile Träger des lokalen
Bündnisses für Familien mit 110
Bündnispartnern und einer Ko-
ordinationsstelle für gemeinsa-
me Aktivitäten. Das Hula Hoop-
Familienfest mit 12.500 Besu-
chern, über 60 Vereine und jede
Menge kostenloser Angebote für
Kinder, Jugendliche und Famili-
en sind Beispiele dafür. Weiter-
hin wurde dafür gesorgt, dass
das Obere Rodachtal dank eines
ganzjährigen Kinderprogramms
mit dem Tourismuszertifikat
Kinderland Bayern ausgezeich-
net wurde. Außerdem gibt es das
Kinder-Kultur-Abo mit vielen
kulturellen Angeboten für Kin-
der und Jugendliche, eine Klas-
sik-Akademie, in der Kinder im
Vor- und Grundschulalter beim
Lernen eines Instruments unter-
stützt werden, die Aktion „Ju-
gend in Arbeit“ für Jugendliche,
die einen Ausbildungsplatz su-
chen sowie Planungen für einen
umfangreichen Familienatlas.

Dorfladen Initiative
Heilgersdorf

Der Dorfladen Initiative Heil-
gersdorf (Preisgeld 5.000 Euro)
hat einen wichtigen Beitrag zur
Wiederbelebung des Ortes gelei-
stet. Freiwillige Helfer - von der
Schülerin bis zum Rentner, aber
auch Firmen aus dem Umfeld -
haben sich an der Sanierung ei-
nes ehemaligen Bankgebäudes
beteiligt und binnen kurzer Zeit
einen Laden auf die Beine ge-
stellt, der sich direkt an den Be-
dürfnissen der Bewohner orien-
tiert. Frische und regionale Pro-
dukte werden ergänzt durch ein
beeindruckendes Dienstleistungs-
angebot, wie Geldautomat, Brief-
markenausgabe, Copyshop oder
Reinigungsservice. Ein Renner
und gern genutzter Ort der Kom-
munikation ist das integrierte
Dorfladencafé.

Die HABA Firmenfamilie,
Bad Rodach (Urkunde) zeichnet
sich schließlich durch eine be-
sonders familienfreundliche Per-
sonalpolitik aus. Die bereits 2004
ins Leben gerufene, betriebseige-
ne Kinderkrippe war erst der An-
fang. Sie bietet mit flexiblen Be-
treuungszeiten und bei weitge-
hender Kostenübernahme die
Möglichkeit, das Baby oder
Kleinkind mit zur Arbeit zu neh-
men. Ein Familientag, an dem
Kinder ihre Eltern am Arbeits-
platz besuchen dürfen, ein Fami-
lientriathlon sowie ein mit der
Universität Erlangen-Nürnberg
organisierter Familienkongress
stehen für die familienfreundli-
che Ausrichtung des Unterneh-
mens auch nach innen. DK

21. Heiligenstädter Gespräche:

Erneuerbare Energie im Fokus
Tagung des Instituts für Entwicklungsforschung im Ländlichen Raum

Ober- und Mittelfranken
„Die Landwirtschaft ist eine Zukunftsbranche“, rief der Präsi-
dent des Bauernverbandes für Oberfranken, Werner Reihl, bei
den 21. Heiligenstädter Gesprächen des Instituts für Entwick-
lungsforschung im Ländlichen Raum Ober- und Mittelfranken
in der Oertelscheune in Heiligenstadt aus. Der praktische
Landwirt aus Arzberg zeigte am Beispiel des Landkreises
Wunsiedel auf, dass die Fragestellung nicht lauten darf „Vom
Landwirt zum Energiewirt?“ Vielmehr treffe die Parole
„Land- und Energiewirt!“ zu.

Der Landwirt stelle wohl an
erster Stelle die Nahrungsmit-
telversorgung sicher. Gleich-
zeitig sei aber auch die Pro-
duktion von Energie künftig
unabdingbar, so der bäuerliche
Verbandspolitiker aus dem
Fichtelgebirge.

Probleme

Gekonnt und überzeugend
beantwortete Reihl die Frage:
Warum Biomasse zur Energie-
gewinnung im Landkreis Wun-
siedel? Über viele Jahre hinweg
seien die Marktpreise für Ge-
treide nicht kostendeckend ge-
wesen und an Braugerste zum
Beispiel seien die Anforderun-
gen hoch und die Vermarktung
zu unsicher. In dem Späternte-
gebiet sei das Ernterisiko be-
sonders groß. Dazu kämen
enorme Trocknungskosten. Er-
schwerend sei zudem für den
Raum die Marktferne.

So hätten die verantwor-
tungsbewussten Kräfte es sich
zum Ziel gemacht, die aufge-
zeigten Probleme abzufedern.
Dabei lege man auch Wert auf
den Erhalt der Kulturland-

schaft kontra Monomais-Kul-
tur.

Ziel sei es auch, ein ökolo-
gisch-ökonomisch ausgegliche-
nes Konzept zu verwirklichen:
Nutzung von Strom und Wär-
me. Weiterhin würden viele
Lieferanten Sicherheit für die
ausgeglichene Versorgung der
Anlage geben.

Ausgeglichenes Konzept

Das Projekt besteht aus einer
Schmack-Anlage mit 725 KW.
E.ON Bayern ist der Eigner und
Bioenergie Sechsämterland der
Betreiber. 35 Landwirte aus
dem Umfeld beliefern die Anla-
ge. Wärmeabnehmer ist die Fir-
ma Purus (Kunststoffrecycling
ECORASTER.).

Kein unternehmerisches
Risiko für Landwirte

Die Landwirte tragen kein
unternehmerisches Risiko. Ein-
satzstoffe sind Nawaro, Getrei-
de GPS - Ganzpflanzen, Silage,
Maissilage und Futtergetreide.
Die Anlage ist seit Oktober
2005 in Betrieb. Es gilt noch Er-

fahrungen zu sammeln und
außerdem die Technik noch ver-
besserungsfähig zu machen, so
Präsident Reihl.

Die Gesellschaft müsse sich
im klaren sein: Alle Ressourcen
im natürlichen Kreislauf sollen
genutzt werden. Nicht überse-
hen dürfe man bei der Kreis-
laufwirtschaft die Einsparung
von Mineraldünger sowie die
umweltgerechte Ausbringung
durch die Direkteinarbeitung.

Hohes Niveau

Die 21. Gespräche in dem
oberfränkischen Marktflecken
Heiligenstadt standen auf ei-
nem hohen Niveau. Vorsitzen-
der Landrat Reinhard Leutner
(Lichtenfels) konnte außer Prä-
sident Reihl auch die Professo-
ren Dr. Herbert Popp, Dipl.-
Geograph Tim Barkmann von
der Universität Bayreuth be-
grüßen sowie den Diplom-
Geoökologen Willi Fehn, der
den Frankenwald als Bioener-
gieregion hinterfragte.

Die Grünen-Landtagsabge-
ordnete Diplom-Geoökologin
Ulrike Gote zeigte Chancen und
Gefahren aus politischer Sicht
auf und stimmte in vielem dem
Oberfranken-Bauernpräsiden-
ten zu. Heiligenstadts Bürger-
meister Helmut Krämer begrüß-
te die vielen Kommunalpoliti-
ker aus Ober- und Mittelfranken
herzlich. Die Thematik liegt of-
fenbar in der Luft. Franz Och
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 17. Dezember erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Organisation, Technik und Ausstattung
für die Kommunalverwaltung
Kommunale Baupolitik
Garten- und Landschaftsbau, Grünanlagen
Kommunale Repräsentation

Von links: Oberbürgermeister Armin Neudert, Donauwörth,
Reinhold Demel, Vorsitzender der Geschäftsführung der Agen-
turen für Arbeit Augsburg und Donauwörth, Landrat Stefan
Rößle (Donau-Ries), Oberbürgermeister Hermann Faul,
Nördlingen, IHK-Präsidentin Hannelore Leimer, Landrat Leo
Schrell (Dillingen), Oberbürgermeister Frank Kunz, Dillingen,
der Fraktionsvorsitzende der CSU im Bayerischen Landtag,
Georg Schmid. Text und Bild: -jdt-

Herbsttagung der Nordschwäbischen Wirtschaft:

Chancen in Tourismus
und Naherholung

Hervorragende Chancen werden den mit Sehenswürdigkeiten
und bemerkenswerten Potentialen reich ausgestatteten Land-
kreisen Donau-Ries und Dillingen bei der Weiterentwicklung
von Tourismus, Freizeitgestaltung und Naherholung von Pro-
fessor Dr. Dr. h. c. Jörg Maier eingeräumt. Der Leiter der RRV-
Forschungsgesellschaft mbH und Begleiter „neuer Wege ler-
nender Regionen“ hielt den Festvortrag beim Herbstempfang
der Nordschwäbischen Wirtschaft.

Ein lebhaftes Echo bei zahlrei-
chen Ehrengästen findend, regte
Maier an, in Kooperation von
Politik, Kommunalpolitik und
Wirtschaft, viel Kreativität zu
entwickeln. Bedeutsam seien re-
gionale Netzwerke und der Ver-
zicht auf „Einzelkämpfer-Aus-
richtung“.

Gastgeber der Großveranstal-
tung im Stadtsaal Dillingen wa-
ren mit der IHK Schwaben die
IHK-Regionalversammlungen
Donau-Ries und Dillingen. Pro-
fessor Maier hatte zahlreiche en-
gagierte Zuhörer, als er den Tou-
rismus (einschließlich Langzeit-
urlaub, „Kurzzeit“, Kurzurlaub
und Tagesausflug ohne Über-
nachtung) als vielschichtigen
Impulsgeber beleuchtete. Im
Jahr 2007 hätten die Übernach-
tungen und die Naherholung in
Nordschwaben rund 100 Millio-
nen Euro Umsatz gebracht.

Sonderlob für Landkreise

Als einprägsames Markenzei-

chen, das auch national und in-
ternational Beachtung finden
könne, schlug Jörg Maier vor,
die Region Nordschwaben mit
ihren guten Voraussetzungen
beispielsweise als „Donauland +
Schwabenalb“ ins Gespräch zu
bringen. Zunehmender Wettbe-
werb sei spürbar. Ein Sonderlob
hatte Maier parat für die Initiati-
ven der Landkreise, des „Schwä-
bischen Donautal“ und von „Do-
nauvital“.

Dr. Kopton
soll Nachfolger werden

IHK-Präsidentin Hannelore
Leimer, die bei der Vollver-
sammlung am 26. Januar 2009
bei der Wahl des Präsidiums
nicht mehr kandidiert, präsen-
tierte den bisherigen Nord-
schwäbischen Vizepräsidenten
Dr. Andreas Kopton, Harburg,
als ihren nominierten Nachfol-
ger. Mit Dank registrierte die
Präsidentin, dass die bisherigen
Regionalvorsitzenden Jürgen

Schmidt (Donau-Ries) und Wal-
ter Berchtenbreiter (Dillingen)
künftig als Vizepräsidenten zur
Verfügung stehen. Hohen Stel-
lenwert hätten künftig die Fach-
kräftesicherung und die „Bil-
dungsregion Nordschwaben“.

Spitzenleistung

Hocherfreut zeigte sich Han-
nelore Leimer über die „Spitzen-
leistung“ nordschwäbischer Be-
triebe. Ganz nach vorne gekom-
men seien beim Innovations-
wettbewerb die HS Elektronik
Systeme GmbH und Ankerbräu,
beide Nördlingen, und die Firma
GEDA-Dechentreiter, Asbach-
Bäumenheim. Mit dem Hoch-
schulpreis der schwäbischen
Wirtschaft ausgezeichnet wurde
der Absolvent Helge Tollmann,
der für die Firma Aerostruktur
Faserverbund - Technik GmbH
in Gundelfingen ein Faserver-
bundtechnikthema ausarbeitete.
Der Preisträger des diesjähri-
gen IHK-Wissenschaftspreises,
Dr. Stefan Gsell, komme aus
dem Landkreis Dillingen. Die
ausgezeichneten Leistungen
zeigten, dass die Bemühungen,

die Kooperationen zwischen
Wirtschaft und Wissenschaft
auszubauen, „Früchte tragen“.
Herausgestellt wurden das Tech-
nologie-Zentrum Westschwaben
und die Aktivitäten des IHK-Bil-
dungshauses, das seit eineinhalb
Jahren den operativen Bereich
der Personalentwicklung der
nordschwäbischen Firma Euro-
copter unterstütze und bereits
über 400 interne Seminare
durchführte.

Sonderehrung

Eine Sonderehrung gab es
während des Herbstempfanges
für drei Bundessieger aus dem
Landkreis Donau-Ries in dem
zum dritten Mal vom Deutschen
Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK) durchgeführten
Wettbewerb zur Ermittlung von
Bundes- und Landesbesten der
Ausbildungsberufe. IHK-Präsi-
dentin Hannelore Leimer gratu-
lierte den Bundessiegern Florian
Seefried, Brauer und Mälzer
beim Ankerbräu Nördlingen, Jo-
chen Reitsam, Industriebuchbin-
der bei der Firma m.appl GmbH
& Co KG in Wemding, und Mar-

co Schmidt, Verfahrensmechani-
ker Baustoffe bei Märker Ze-
ment GmbH, Harburg.

Stolz auf Nachwuchs

Landrat Rößle freute sich be-
sonders darüber, dass von den

insgesamt vier Bundessiegern
aus ganz Schwaben drei aus
dem Landkreis Donau-Ries ka-
men. Die Auszeichnung durch
den DIHK nehmen die drei 19-
jährigen Donau-Rieser am 15.
Dezember im festlichen Rah-
men in Berlin entgegen.

Literaturpreis des
Bezirks Schwaben

In einer Feierstunde ist der „Schwäbische Literaturpreis“ des Be-
zirks Schwaben in Augsburg an die von einer Jury ausgewählten
Preisträger vergeben worden, die sich mit einem Beitrag zu dem
2007 ausgeschriebenen Thema „In der Stadt“ durchgesetzt hatten.

Der Preis war für einen unver-
öffentlichten Prosatext zum The-
ma „In der Stadt“ ausgeschrieben
worden. „Die eingereichten Bei-
träge beschreiben einen facetten-
reichen kulturellen und literari-
schen Raum“, würdigte Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert die
Vielfalt der Einsendungen, von
denen zahlreiche in einerAntholo-
gie veröffentlicht werden.

„Himmel oder Hölle“

Reichert überreichte den mit
1.500 Euro dotierten ersten Preis
an den in Kufstein geborenen Dr.
Robert Blunder, der seit acht Jah-
ren in Vaduz im Fürstentum
Liechtenstein lebt und arbeitet.
Blunder erhielt bereits mehrere
Literaturstipendien, unter ande-
rem von der Republik Österreich,
dem Land Tirol und der Stadt
Kufstein. Vom Bezirk Schwaben
wurde er für seinen Beitrag
„Himmel oder Hölle“ ausge-
zeichnet, ein Text, „der ergreift,
fesselt und nachdenklich macht“,
würdigte Jurymitglied und Be-
zirksheimatpfleger Dr. Peter
Fassl.

Auch der zweite Preisträger,
JörgAdam, ist kein unbeschriebe-
nes Blatt mehr. Der Dozent für
Neuere Deutsche Literaturwis-
senschaft an der Universität
Augsburg erhielt bereits schon im

vergangenen Jahr den mit 1.000
Euro dotierten zweiten Preis des
Bezirks Schwaben, außerdem
wurde er 2005 von der Stadt
Augsburg mit dem Kunstförder-
preis im Bereich Literatur ausge-
zeichnet. Sein Beitrag „Janows-
ki“ wurde bei der Preisverleihung
durch Jurymitglied Professor Dr.
Jürgen Eder vom Germanisti-
schen Institut der Universität
Budweis gewürdigt.

Aus Baden-Württemberg
kommt der für seinen Beitrag „Zu
Besuch. Ein Protokoll“ mit dem
dritten Preis und 500 Euro ausge-
zeichnete Jochen Kittner. Das li-
terarische Werk des 65-Jährigen
umfasst Gedichte, Prosa, Hör-
spiele, Fernsehspiele und Essays.

Preis für junge Autoren

Seit einigen Jahren vergibt der
Bezirk Schwaben zudem einen
Sonderpreis für jungeAutoren bis
zu 25 Jahren, der in Form einer
Einladung zum Schwäbischen
Kunstsommer in der Schwabena-
kademie Irsee vergeben wird.
Heuer kann sich die 17jährige
Gymnasiastin Mona Chaib aus
Bad Saulgau, die bereits mehrere
Preise für ihre Arbeiten erhalten
hat, über diese Auszeichnung
freuen. Sie hatte die Kurzge-
schichte „Goldfisch XY“ einge-
reicht.


